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Im Bericht werden folgende Abklirzungen verwendet:

ABK Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel

AGA Allgemeine Geschaftsanweisung

AGR Anstalt 6ffentlichen Rechts

BImA Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben

DuGA Fibu Dienst- und Geschaftsanweisung fur die Finanzbuchhaltung
der Landeshauptstadt Kiel

EBK Eigenbetrieb Beteiligungen der Landeshauptstadt Kiel

FAG Finanzausgleichsgesetz

GemHVO-Doppik SH
GO SH

Gemeindehaushaltsverordnung Doppik Schleswig-Holstein
Gemeindeordnung Schleswig-Holstein

GU Gemeinschaftsunterkunft

HADG Haftpflichtschadenausgleich der Deutschen GrofR3stadte

IKS Internes Kontrollsystem

JA Jahresabschluss

KiTaG Kindertagesstattengesetz

KiWoG Kieler Wohnungsgesellschaft mbH & Co.KG

LHK Landeshauptstadt Kiel

OB Oberblrgermeister

opPp Offentlich-Private Partnerschaft

RBZ Regionales Berufsbildungszentrum/
Regionale Berufsbildungszentren

RPA Rechnungsprifungsamt

RV Ratsversammlung

SB Schlussbericht

SchulG Schulgesetz

SGB Sozialgesetzbuch

VAK Versorgungsausgleichskasse

VHS Volkshochschule

VZA Vollzeitdaquivalent

Um die Lesbarkeit des Berichts zu erhdhen, werden Betrage und Prozentangaben kaufmannisch
gerundet dargestellt. Dadurch kénnen sich bei Zahlenreihen geringfligige Differenzen zum Gesam-
tergebnis ergeben.



Vorbemerkung:

Der Jahresabschluss der LHK wird jedes Jahr nach der Priifung durch das RPA gemeinsam mit dem
Schlussbericht des RPA der Ratsversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt.

Das Amt fur Finanzwirtschaft hat dem RPA den Jahresabschluss 2021 am 12.04.2022 vorglegt. Auf-
grund einer Anderung wurde der Jahresabschluss 2021 dem RPA am 02.08.2022 erneut zur Priifung
vorlegt. Der Jahresabschluss wurde nachtraglich um Haushaltsreste in Hohe von 22,28 Mio. € berei-
nigt, da diese nach Aussage des Amtes fiir Finanzwirtschaft nicht mehr benotigt werden. Vorbehalt-
lich einer Prifung hat das RPA die Werte in seinem SB angepasst (s. Kap. 3.1.3). Auch in diesem Jahr
konnte das RPA seine Prifung so durchfihren, dass der Schlussbericht vor den Haushaltsberatun-
gen fir das Jahr 2023 in die Gremien der Selbstverwaltung eingebracht werden kann.

Der Schlussbericht 2021 umfasst die Prifung des Jahresabschlusses 2021 sowie die zusammenfas-
senden Ergebnisse von 16 unterjahrigen Priifungen (sieche Ubersicht S. 7).

Im Berichtsjahr lagen Schwerpunkte der Priifung im Bereich der Vergabe, Bauwesen und Beschaf-
fung (Kap. 4.2.) sowie im Bereich der allgemeinen Feststellungen zur stadtischen Buchhaltung
(Kap. 3.3.3.).

Auch im Jahr 2021 konnten die Prifungen trotz Corona und daraus bedingtem Home-Office im We-
sentlichen ohne groRere Einschrankungen durchgefiihrt werden. In den Monaten April und Mai 2022
haben vier Prifer und eine Priferin der Verwaltungsabteilung und drei Priifende der technischen Ab-
teilung mit unterschiedlichen Zeitanteilen in der Zuwanderungsabteilung (Amt 24/10) und dem Amt
fur Wohnen und Grundsicherung unterstiitzende Arbeiten geleistet. Besonders umfangreich war die
Unterstltzung im Bereich der Hilfen (Amt 55) sowie in der Registrierung der ankommenden Ukrai-
ner*innen im Amt 24. Die im RPA verbliebenen Mitarbeiter*innen haben die Aufgaben der anderen
Kollegen*innen, insbesondere die Priifung des Jahresabschlusses 2021, mit ibernommen. Ein Teil
der Priiftatigkeiten wurde verschoben bzw. musste eingeschrankt werden (s. auch Drs. 0377/2022).

Die Darstellung und Qualitat des Jahresabschlusses hat sich in den vergangenen Jahren deutlich
verbessert. Die jahrlichen Beleg- und Kontenpriifungen zeigen, dass auch die Buchungsqualitdt in
den Fachamtern besser geworden ist.

Der Abschluss fur das Jahr 2020 fiel trotz Corona extrem positiv aus (+89,57 Mio. €). Die Planung fir
das Jahr 2021 prognostizierte hingegen einen gewaltigen Fehlbetrag von 89,18 Mio. €. Tatsachlich
schloss das Jahr 2021 mit einem erheblich geringeren Fehlbetrag von rd. 12,94 Mio. € ab. Dies zeigt,
wie schwierig es in der Corona-Situation ist, planerische Aussagen fiir die Zukunft zu machen.

Dass der Jahresabschluss 2021 um 76,24 Mio. € besser ausgefallen ist als geplant, ist zum einen
darauf zurlickzufiihren, dass einige Ertragspositionen positiver ausfielen als geplant. Dazu zahlen
insbesondere Kostenerstattungen und Kostenumlagen (+9,63 Mio. €). Auch Ertrage aus Steuern und
ahnlichen Abgaben (+19,56 Mio. €) wie z. B. die Gewerbesteuereinnahmen fielen wider Erwarten posi-
tiver aus. Zudem sind die Aufwendungen fur Sach- und Dienstleistungen pandemiebedingt geringer
ausgefallen als prognostiziert (-11,44 Mio. €). Nicht planbare Fehlbetragszuweisungen und Konsoli-
dierungshilfen verbesserten das Ergebnis um 28,37 Mio. €.

Das Jahresergebnis 2021 fiel um 102,51 Mio. € schlechter aus als zum Vorjahr. Dabei ist zu beachten,
dass das Jahr 2020 von einigen Sondereffekten gepragt war, die 2021 wegdfielen.

Insbesondere die Gewerbesteuereinnahmen sind zum Vorjahr um 28,08 Mio.€ gesunken. Zudem
entfiel die in 2020 noch durch das Land SH gewahrte Ausgleichszahlung fiir Gewerbesteuerminde-
reinnahmen in Hohe von 32,59 Mio. €. Besonders Tarif- und Besoldungssteigerungen sowie Neuein-
stellungen erhdhten die Personal- und Versorgungsaufwendungen um 17,16 Mio. €. Steigerungen der
Transferaufwendungen (10,50 Mio. €) und gestiegene Aufwendungen fir Sach- und Dienstleistungen
(13,70 Mio. €) trugen ebenfalls zur Ergebnisverschlechterung gegeniiber dem Vorjahr bei.
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Kurzfassung der Priifungsergebnisse

141 Wesentliches zum Jahresabschluss 2021

Die Ergebnisrechnung der LHK schlie3t zum 31.12.2021 mit einem Jahresfehlbetrag von -12,94 Mio. €
ab. Dies ist der erste Jahresfehlbetrag seit dem Jahresabschluss 2015. Das Jahresergebnis ftir
2021 hat sich gegenltber dem geplanten Fehlbetrag von -89,18 Mio. € um 76,24 Mio. € verbessert.
Der negative Planansatz setzt sich aus dem geplanten Jahresfehlbetrag des 2. Nachtragshaus-
haltes von -84,34 Mio. € und den Ubertragenen Haushaltsermachtigungen aus dem Haushalts-
jahr 2020 von -4,84 Mio. € zusammen (S. 18).

In der Planung dirfen Fehlbetragszuweisungen und Konsolidierungshilfen nicht berlcksichtigt
werden. Im Jahresergebnis 2021 sind Ertrdage aus Konsolidierungshilfen von 28,37 Mio. € enthalten

(S.19).

Nach Einschatzung des RPA sind die Aussagen im Lagebericht richtig. Sie geben eine zutreffende
Beurteilung der Lage der LHK und deren zukiinftiger Entwicklung wider (S. 27).

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen betragen 9,26 Mio. € und sind im Berichts-
jahr um 1,20 Mio.€ zu niedrig ausgewiesen (S. 38).

Bei der Darstellung der sonstigen Verbindlichkeiten im JA 2021 sind die Bestande der Verwahr-
konten mit 20,76 Mio. € um 1,05 Mio. € zu niedrig ausgewiesen (S. 38).

. Von den in 2021 zur Auszahlung geplanten Mitteln fir Investitionen von 208,99 Mio. € sind laut
Finanzrechnung 111,05 Mio. € tatsachlich ausgezahlt worden. Dies entspricht einer Verwendungs-
quote von 53,1 % (S. 43).

Die Rettungsdienstentgelte konnten aktuell nur bis Mai 2021 erfasst und abgerechnet werden.
Dadurch konnten alleine in 2021 Ertrage von geschatzten 16 Mio. € aufgrund von Personalmangel
nicht realisiert werden (S. 53).

. Weitere zusatzliche Ertrage von 16,23 Mio. € wurden im Bereich der Gewerbesteuer erzielt. Die
Annahme, dass die Gewerbesteuerzahler pandemiebedingt weniger Ertrage erwirtschaften und
entsprechend weniger Gewerbesteuer abflihren missen, traf im Berichtsjahr auf die grofen
Gewerbesteuerzahler nicht zu (S. 73).

1
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2 Grundlagen der Priifung

24 Gesetzliche Aufgaben des Rechnungspriifungsamtes

Das RPA ist die ortliche Prifungseinrichtung der LHK. Es ist Teil der Stadtverwaltung und dient der
Selbstkontrolle der stadtischen Finanzwirtschaft und der ihr zugrundeliegenden Verwaltungsvor-

gange.
Gemal § 116 GO SH obliegen dem RPA bei der LHK folgende gesetzliche Aufgaben:

- den JA und den Lagebericht (§ 92 GO SH), den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht
(§ 93 Abs. 7 GO SH) zu prifen,

- die Vorgange der Finanzbuchhaltung und Belege zur Vorbereitung der Prifung des JA laufend zu

prufen,

- die Finanzbuchhaltungen der Gemeinde, ihrer Eigenbetriebe und anderer Sondervermégen
dauernd zu Uberwachen sowie die regelmafRligen und unvermuteten Priifungen der Finanzbuch-
haltungen vorzunehmen und

- die Rechtmaligkeit, ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung, der Eigenbetriebe
und der anderen Sondervermdgen zu prifen.

Das RPA hat sich gutachtlich zu einer Planung oder MalRnahme zu auflern, wenn die Gemeindever-
tretung oder die*der Biirgermeister*in oder der Hauptausschuss in der Wahrnehmung seiner Aufga-
ben nach § 45b GO SH es verlangt.

2.2 Von der Ratsversammlung tlibertragene Aufgaben
an das Rechnungspriifungsamt

Durch die RV sind dem RPA aulRRerdem folgende Aufgaben Ubertragen:

- Prifung der Vermogensgegenstande und Vorrate,

- Prufung der Vergaben,

- laufende Prufung der Wirtschaftsflihrung der Eigenbetriebe,

- Prufung der Betatigung der Stadt als Gesellschafter*in oder Aktionar*in,

- die Kassen-, Buch- und Betriebspriifung, die sich die LHK bei einer Beteiligung, bei der Hingabe
eines Darlehens oder sonst vorbehalten hat,

- Priufung der Theater Kiel AGR,

- Technisch-wirtschaftliche Prifung von Planen und Kostenberechnungen der stadtischen Bau-
maflnahmen und Beschaffungen der Stadt einschlief3lich der Bauausfihrungen und -abrechnungen,

- Prifung bei Vertragen lGber die Beauftragung von freischaffenden Architekt*innen, Ingenieur*in-
nen und Sonderfachleuten,

- Prifung von Datenverarbeitungsprogrammen, die die Ermittlung von Anspriichen und Verpflich-
tungen beinhalten, nach Freigabe durch das Fachamt; Art und Umfang der Priifung bestimmt
das RPA,
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- Prifung von Verwendungsnachweisen,
- Prifung der EU-Fordermittelverwendung sowie

- Mitwirkung bei der Prifung der Fraktionszuwendungen.

Gemal AGA der LHK nimmt das RPA folgende zusatzliche Tatigkeiten wahr:

- Bevor Verfahrensregelungen im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen getroffen und Geblih-
rensatzungen oder Entgeltsordnungen erlassen oder geandert werden, ist das RPA rechtzeitig
zu beteiligen.

- Sollen Anspriliche oder Zahlungsverpflichtungen im automatisierten Verfahren ermittelt oder
entsprechende Verfahren gedndert werden, ist das RPA von Beginn des Verfahrens an zu beteiligen.

- Bei strafrechtlich relevanten dienstlichen Verfehlungen oder UnregelmaRigkeiten mit schadli-
chen finanziellen Auswirkungen ist das RPA sofort zu unterrichten.

- Einrichtung der Anlaufstelle Korruptionsverdacht im RPA.

Eingeschrankte Priifung von Datenverarbeitungsprogrammen:

Mit zunehmender Digitalisierung der Verwaltungsablaufe und Beschaffung von Datenverarbeitungs-
programmen werden die Anforderungen an die Priifung dieser Bereiche immer komplexer. Um die-
sen Anforderungen gerecht werden zu kénnen, hatte das RPA bereits zum Stellenplan 2019 Antrage
fur mindestens eine Planstelle einer*eines EDV-Prifer*in gestellt. Nachdem die Stellenplanantrage
von der Verwaltungsleitung mehrfach verschoben wurden, ist nunmehr fiir diese Aufgabe keine
neue Planstelle mehr vorgesehen.

Das RPA weist darauf hin, dass somit derzeit eine umfassende und inhaltlich qualifizierte Pri-
fung von Datenverarbeitungsprogrammen durch das RPA nicht erfolgen kann. Im Hinblick auf
die Digitalisierungsbestrebungen bei der LHK halt das RPA dieses fiir problematisch.

2.3 Gegenstand, Art und Umfang der Priifung

Mit dem vorliegenden SB berichtet das RPA Uber die Prifung des JA 2021 sowie Uber die weiteren
unterjahrigen Prifungen des RPA im Berichtsjahr 2021. Dieser Bericht ist somit auch als Tatigkeits-
bericht des RPA zu betrachten.

Der JA und der Lagebericht 2021 wurden dem RPA am 12.04.2022 Ubersandt. Die Priifungsvorberei-
tungen fir den JA 2021 fanden im Marz 2022 statt. Die Prifung wurde in den Monaten April 2022 bis
Juni 2022 durchgefiihrt. Das RPA hat die Prifung nach § 92 GO SH und in Anlehnung an den vom
Institut der Wirtschaftsprifer empfohlenen risikoorientierten Prifungsansatz vorgenommen.

Dieser erfordert es, die Priifung so zu planen und durchzufihren, dass ein hinreichend sicheres Ur-
teil dartber abgegeben werden kann, ob die Buchfiihrung und der JA frei von wesentlichen Fehlern
sind. Entsprechend hat das RPA eine an den Risiken der stadtischen Rechnungslegung und an den
personellen und zeitlichen Kapazitaten des RPA ausgerichtete Prifungsplanung vorgenommen.

Die Prifungsplanung sowie die Risikoeinschatzung des JA erfolgten auf der Grundlage von Erfah-
rungen aus den unterjahrigen Prifungen, Vergabeprifungen, Belegprifungen und aus Jahresab-
schlussprifungen der Vorjahre.

KIEL
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Das RPA hat Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsatze zu einzelnen Bilanzpositionen
gepruft und stichprobenweise Kontrollen der Nachweise fir die Bilanzierung und der Angaben im
Anhang durchgeflihrt. AuRerdem umfasste die Priifung einzelfallorientierte Prifungshandlungen.

Des Weiteren werden in diesem Bericht die Ergebnisse der unterjahrigen Prifungen dargestellt. Im
November jeden Jahres wird eine Priifplanung fiir das kommende Jahr aufgestellt. Darin enthalten
sind Pflicht- und wiederkehrende Priifungen sowie besondere Prifungen. Je nach Priifaufwand, Risi-
koeinschatzung und personellen Kapazitaten werden besondere Priifungsschwerpunkte festgelegt.

Gemal § 92 Abs. 2 GO SH hat das RPA seine Bemerkungen zur Priifung des JA und des Lageberichts
2021 in diesem Schlussbericht zusammengefasst. Die Prifungsergebnisse der unterjahrigen Prifun-
gen des Jahres 2021 sind ebenfalls in dem Bericht zusammengefasst.

Im Juli 2022 ist der Entwurf dieses Berichts dem OB und den Dezernent*innen Gbersandt worden.
Die Amter und die Dezernate haben Stellungnahmen zu dem Priifbericht abgeben kénnen. Stellung-
nahmen bzw. Erganzungen zu Sachverhalten wurden in den Bericht aufgenommen.
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3 Priifung des Jahresabschlusses
der Landeshauptstadt Kiel

Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres gemaR § 91 Abs. 1 GO SH einen Jahres-
abschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nach-
zuweisen ist. Er muss unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmafiger Buchfiihrung ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt
vermitteln und ist zu erlautern. Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung, der Finanz-
rechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz und dem Anhang. Ihm ist ein Lagebericht beizufigen.

Nach § 91 Abs. 2 GO SH ist der Jahresabschluss innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des
Haushaltsjahres aufzustellen und gemaf § 92 Abs. 3 GO SH nach der Priifung durch das RPA bis spa-
testens 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres von der Gemeinde zu beschlielRen.

Entsprechend § 116 Abs. 1 Nrai. V. m. § 92 Abs. 1 GO SH obliegt dem RPA die Priifung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts mit allen Unterlagen.

Der Prifungsinhalt ergibt sich aus § 92 Abs. 1 Satz 1 GO SH. Danach hat das RPA den Jahresabschluss
und den Lagebericht mit all seinen Unterlagen dahingehend zu prifen, ob

- der Haushaltsplan eingehalten worden ist,

- die einzelnen Rechnungsbetradge sachlich und rechnerisch vorschriftsmaRig begriindet und
belegt worden sind,

- beiden Ertragen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der Vermdgens-
und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren worden ist,

- das Vermogen und die Schulden richtig nachgewiesen worden sind,
- der Anhang zum Jahresabschluss vollstandig und richtig ist und

- der Lagebericht zum Jahresabschluss vollstandig und richtig ist.

Gemal § 92 Abs. 1 Satz 2 GO SH kann das RPA die Prifung nach seinem pflichtgemaRen Ermessen
beschranken und auf die Vorlage einzelner Prifungsunterlagen verzichten.

Gegenstand der Jahresabschlussprifung war die dem Jahresabschluss zugrundeliegende Buchfiih-
rung und der Jahresabschluss 2021, bestehend aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den
Teilrechnungen, der Bilanz, dem Anhang - erganzt um den Lagebericht der LHK - sowie den zum
Jahresabschluss gehérenden Anlagen.

Im Rahmen des gesetzlichen Prifungsauftrages wurde die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften
und der sie erganzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen Uber den Jahres-
abschluss sowie die Beachtung der Grundsatze ordnungsmaRiger Buchfihrung und der Vorschriften
zur Rechnungslegung nach der GO SH und der GemHVO-Doppik SH geprtift.

Der OB hat dem RPA in einer Vollstandigkeitserklarung (Anlage 2) versichert, dass, abgesehen von
den dort genannten Einschrankungen, alle bilanzierungspflichtigen Vermodgenswerte, Verpflich-
tungen, Wagnisse und Abgrenzungen berUcksichtigt sowie alle erforderlichen Angaben gemacht

worden sind.
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Einschrankend erwahnt wurde, dass die Inventur aufgrund personeller Engpdsse, verursacht durch
die Corona-Pandemie, nicht vollstdandig abgewickelt werden konnte. Eine weitere Einschrankung
betrifft VerstoRe gegen die Grundsatze ordnungsmaRiger Buchfliihrung im Hinblick auf die buchhal-
terische Abbildung der Anlagen im Bau (s. S. 66 JA 2021) und der Forderungen (s. S. 75 ff. JA 2021). Zu-
dem wurde angegeben, dass Forderungen teilweise nicht vollstandig in newsystem erfasst werden
konnten (s. S. 75 ff. JA 2021). Diese Angaben wurden den Vollstandigkeitserklarungen der Fachamter
entnommen wie auch die entsprechenden Begriindungen. Dem RPA fiel auf, dass die Begriindungen
sich teilweise jahrlich wiederholen, ohne dass eine Verbesserung erkennbar ist oder die entsprechen-
den Angaben fehlen. Das RPA wird die Angaben zur unvollstandigen Erfassung von Forderungen in
newsystem im Nachgang zur Jahresabschlussprifung genauer betrachten. Eine letzte Einschran-
kung betrifft das IKS, das sich derzeit noch im Aufbau befindet.

In der Vollstandigkeitserklarung wurde durch das Amt fir Finanzwirtschaft bestatigt, dass die An-
gaben im Anhang vollstandig vorgenommen werden. Aus Sicht des RPA fehlen die Angaben Uber die
gebiihrenrechtlichen Uberschiisse des Jahres 2021 der Stadtentwésserung und deren Einstellung in
den Sonderposten Gebuhrenausgleich. Die Hohe der Zugange wurde durch das Amt fir Finanzwirt-
schaft in Frage gestellt. Bislang konnte der Sachverhalt durch Nachfrage bei der Stadtentwasserung
nicht ganzlich aufgeklart werden. Da das Amt fir Finanzwirtschaft Kenntnis von diesem Sachverhalt
bei der Erstellung des Jahresabschlusses hatte, ware dieser im Anhang aufzunehmen gewesen. Eine
korrekte Ermittlung der gebiihrenrelevanten Uberschiisse und deren Auflésung ist wichtig im Hin-
blick auf die Geblhrenhohe. Damit sind die Angaben im Anhang nicht vollstandig.

3.1 Feststellungen zur Einhaltung des
Haushaltsplanes

Die Gemeinde hat fir jedes Haushaltsjahr gemaf § 77 Abs. 1 GO SH eine Haushaltssatzung zu
erlassen. Die RV der LHK hat die Haushaltssatzung fir das Haushaltsjahr 2021 in ihrer Sitzung am
10.12.2020 beschlossen.

Mit dem Haushaltserlass vom 12.04.2021 genehmigte das Innenministerium SH Kredite fur Investiti-
onen und Investitionsférdermalnahmen fir das Haushaltsjahr 2021 von 95,00 Mio. €. Dies stellt nur
einen Teilbetrag der geplanten 119,98 Mio. € dar. Die Kiirzung erfolgte aufgrund von Bedenken des
Landes zur Einhaltung der Planungsgrundsatze des § 10 Abs. 3 GemHVO-Doppik SH und die nicht
gegebene dauernde Leistungsfahigkeit. Nach diesem Grundsatz sind Einzahlungen und Auszahlun-
gen in der H6he der voraussichtlich zu erzielenden oder zu leistenden Betrdage zu veranschlagen.
Der Grundsatz wird in der Regel als erfiillt angesehen, wenn mindestens eine Verwendungsquote
von 60 % erreicht wird. Die LHK erreichte diese Mindestquote in den vergangenen Jahren nicht. Die
dauernde Leistungsfahigkeit bemisst sich an der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung und
der Ergebnisriicklage. Sind Ertrage und Aufwendungen im Ergebnisplan des Haushaltsjahres, in den
drei nachfolgenden Jahren sowie in der Ergebnisrechnung der beiden vorangegangenen Haushalts-
jahre nicht ausgeglichen, hat die Kommunalaufsichtsbehdrde die Gesamtgenehmigung der Kredit-
aufnahme auf einen Teil des Gesamtbetrages zu beschranken oder ganz zu versagen.

Das Innenministerium SH stellte eine Aufstockung der Kredite in Aussicht, sofern ein Nachweis von
der LHK erbracht werde, dass eine erhohte Genehmigung des Gesamtbetrags dem Ziel einer ver-
tretbaren investiven Umsetzungsquote im Haushaltsjahr nicht im Wege steht und MalRnahmen zur
strukturellen Verbesserung der Ergebnisse vorgelegt werden.

Am 16.09.2021 wurde die Haushaltssatzung fir den ersten Nachtragshaushalt durch die RV beschlos-
sen. Dieser war zur Erfullung der Auflagen bezlglich der Teilgenehmigung der Kreditaufnahme und
durch einen hoher prognostizierten Jahresfehlbetrag als im Ursprungshaushalt angegeben notwendig.
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Die LHK reduzierte das bereits genehmigte Kreditvolumen nochmals um 6,11 Mio. €. Die Kredite fur
Investitionen und InvestitionsférderungsmalRnahmen des 1. Nachtragshaushaltes wurden durch den
Genehmigungserlass vom 12.11.2021 genehmigt.

Die am 16.12.2021 durch die RV beschlossene 2. Nachtragshaushaltssatzung wurde erstellt, um
insbesondere nicht mehr umsetzbare Investitionsmittel in Abgang zu stellen. Mit dem Erlass vom
17.12.2021 durch das Innenministerium SH wurde der Gesamtbetrag der Kredite fir Investitionen und
InvestitionsfordermalRnahmen in Hohe von 71,49 Mio. € genehmigt.

Der Ursprungshaushalt und die beiden Nachtragshaushalte fiir das Haushaltsjahr 2021 werden in der
folgenden Ubersicht dargestellt:

Ursprungs- 1. Nachtrags- 2. Nachtrags-

haushalt in €

haushalt in €

haushalt in €

1. im Ergebnisplan der

Gesamtbetrag der Ertrage* 1.088.634.000 1.085.372.700 1.085.372.700
Gesamtbetrag der Aufwendungen* 1.147.948.400 1.169.711.300 1.169.711.300
Jahresiiberschuss A A A
Jahresfehlbetrag 59.314.400 84.338.600 84.338.600

2. im Finanzplan der

Gesamtbetrag aus lfd.
Verwaltungstatigkeit

1.060.496.800
1.079152.900

1.053.178.300
1.085.854.100

1.053.178.300
1.085.854.100

Einzahlungen
Auszahlungen

Gesamtbetrag aus lfd. Investitions-
und Finanzierungstatigkeit

Einzahlungen 147.507.300 120.815.910 103.411.810

Auszahlungen 189.007.300 162.315.910 144.911.810
3. Gesamtbetrag der Kredite fir

Investitionen und Investitions-

forderungsmalRnahmen 119.981.200 88.894.400 71.490.300
4. Gesamtbetrag der Verpflichtungs-

ermachtigungen 70.963.700 70.376.600 70.376.600

* ohne interne Leistungsbeziehungen

Folgende wesentliche Aussagen wurden im Haushaltserlass getroffen:

- Die Bewaltigung der wirtschaftlichen und fiskalischen Folgen der Pandemie stellt den Bund, das
Land und die Kommunen gleichermallen vor gewaltige Herausforderungen, bietet jedoch auch
sich daraus ergebene Chancen.

- Die zusatzlichen finanziellen Belastungen, die durch die COVID-19-Pandemie entstanden sind,
werden den Kommunen auch im Jahr 2021 entstehen.

- Im Interesse der nachfolgenden Generationen muss einer ausgeglichenen kommunalen Haushalts-
lage weiterhin hohe Prioritat eingerdaumt werden. Es sind insbesondere Investitionsentscheidungen
weiterhin im Hinblick auf die dauerhafte finanzielle Leistungsfahigkeit der Kommune zu treffen.

- Die LHK ist weiterhin gehalten, verstarkt wirtschaftliche Gesichtspunkte bei ihren Entscheidun-
gen zu bericksichtigen. Ziel muss es sein, bereits kurzfristig Erfolge zu erzielen, die zu einer
deutlichen Reduzierung der fur 2021 als auch der Folgejahre ausgewiesenen Defizite fihren.
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3.1.1 Planvergleich Ergebnisrechnung

Bereits in der Planungsphase des Haushalts sind die Grundséatze ordnungsmafiger Buchfiihrung zu
beachten, um ein méglichst periodengerechtes Bild der Ergebnislage zu erhalten. Es ist daher not-
wendig, die Ertrage und Aufwendungen so genau wie mdglich zu berechnen bzw. in Bereichen, in de-
nen keine Berechnung maoglich ist, méglichst genau zu schatzen und periodengerecht zuzuordnen.

Den Ist-Ergebnissen sind die fortgeschriebenen Planansatze des Haushaltsjahres voranzustellen und
ein Plan-/Ist-Vergleich anzufiigen (s. § 45 Abs. 2 GemHVO-Doppik SH).

Plan/Ist-Vergleich Ergebnisrechnung

120
80
p 40 /\ /\
[= (
g 0 \/ \
2 )
= 40
T
80
120
2017 2018 2019 2020 2021
Plan 29.657.367 30.850.896 6.537.673 2.574.779 ~89.176.900
- st 28.036.514 84.477.513 3.964.180 89.569.549 12.939.323
Differenz|  57.693.881 53.626.617 10.501.853 92144.327 76.237.577

Die Ergebnisrechnung der LHK schliet zum 31.12.2021 mit einem Jahresfehlbetrag von -12,94 Mio. €
ab. Dies ist der erste Jahresfehlbetrag seit dem Jahresabschluss 2015. Das Jahresergebnis fiir
2021 hat sich gegeniiber dem geplanten Fehlbetrag von -89,18 Mio. € um 76,24 Mio. € verbessert.
Der negative Planansatz setzt sich aus dem geplanten Jahresfehlbetrag des 2. Nachtragshaus-
haltes von -84,34 Mio. € und den libertragenen Haushaltsermachtigungen aus dem Haushaltsjahr

2020 von -4,84 Mio. € zusammen.

Insgesamt entfallen 75,50 Mio. € der Planabweichungen auf die Ertragspositionen und 737 T€ auf die

Summe der Aufwendungen.
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Die wesentlichen Planabweichungen zwischen den Haushaltsansdtzen und dem Ergebnis sind in der
folgenden Tabelle dargestellt:

Haushaltsverbesserungen

Ertrage

Zuwendungen und allgemeine Umlagen +30,25 Mio. €
Steuern und dhnliche Abgaben +19,56 Mio. €
Kostenerstattungen und Kostenumlagen +9,63 Mio. €
Sonstige Ertrage +5,79 Mio. €
Aufwendungen

Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen -11,44 Mio. €
Haushaltsverschlechterungen

Aufwendungen

Bilanzielle Abschreibungen +7,50 Mio. €
Sonstige Aufwendungen +7,44 Mio. €

Aus der Tabelle wird deutlich, dass die wesentlichen Haushaltsverbesserungen aus Ertragspositionen
resultieren.

Die groRte Planabweichung resultiert aus den Fehlbetragszuweisungen und Konsolidierungshilfen,
die der Position Zuwendungen und allgemeine Umlagen zugeordnet sind.

In der Planung diirfen Fehlbetragszuweisungen und Konsolidierungshilfen nicht bertiicksichtigt
werden. Im Jahresergebnis 2021 sind Ertrage aus Konsolidierungshilfen von 28,37 Mio. € enthalten.

Wird das tatsachliche Ergebnis um die nicht in der Planung einzubeziehenden Konsolidierungshilfen
und Fehlbetragszuweisungen bereinigt, erhdht sich der Jahresfehlbetrag auf -41,31 Mio. €, und die
Planabweichung verringert sich auf 47,87 Mio. €.

Vom Amt fur Finanzwirtschaft wurden im Anhang zum Jahresabschluss 2021, S. 119 ff., die maRgebli-
chen Abweichungen der Ertrags- und Aufwandspositionen erlautert. Die Erldauterungen wurden vom
RPA geprift und konnten im Wesentlichen nachvollzogen werden (s. Kap. 4).

Ein Abgleich der Werte der Ergebnisrechnung mit dem Vorjahr wird unter Kap. 3.5 vorgenommen.
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3.1.2 Konsumtive Erméchtigungsiibertragungen

Haushaltsansatze fir nicht investive Aufwendungen und Auszahlungen eines Budgets kdnnen fir
Ubertragbar erklart werden. Sie bleiben gem. § 23 Abs. 1 GemHVO-Doppik SH bis zum Ende des fol-
genden Jahres verfiigbar. Durch diese Ubertragungen werden (iber die Planung hinaus zusatzliche
Aufwendungen ermdglicht.

Insgesamt wurden 4,16 Mio. € konsumtive Budgetreste in das Haushaltsjahr 2022 Ubertragen. Gegen-
Uber dem Vorjahr entspricht dies einer Verringerung von 0,68 Mio. €.

Ubertragene Aufwendungen nach § 23 Abs. 1 GemHVO-Doppik SH

(konsumtiv)
18
15
W
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2017 2018 2019 2020 2021
B konsumtiv | 11.980.504 14.731.573 3.755.979 4.838.300 4.155.700

In den folgenden Bereichen erfolgten die héchsten Budgetlibertragungen::
- Amt18 - Umweltschutzamt 860 Te (Vorjahr 1,69 Mio. €),

- Amt 30 - Amt fir Kultur und Weiterbildung 670 T€ (Vorjahr 427 T€)

- Amt OB. B - Biiro des Oberbilirgermeisters 595 T€ (Vorjahr 184 Te),

- Amt 61 - Stadtplanungsamt 512 Te.

Von den gesamten konsumtiven Budgetiibertragungen sind 1,08 Mio. € als Spezielle Zweckausgaben
der Verwaltung eingestellt. 1,05 Mio. € betreffen Sachverstandigen-, Gerichts- und dhnliche Kosten.
Weitere 397 T€ entfielen auf den Bereich der Lernmittel.

Wenn die Ubertragenen Haushaltsermachtigungen aus 2021 in 2022 vollstandig in Anspruch ge-
nommen werden, verschlechtert sich das geplante Jahresergebnis 2022 um 4,16 Mio. €. Der fur 2022
geplante Jahresfehlbetrag von -85,29 Mio. € wiirde bei der vollen Inanspruchnahme der Haushalts-
ermachtigungen auf -89,45 Mio. € ansteigen.

3.1.3 Investive Ermédchtigungsiibertragungen

Gem. § 23 Abs. 2 GemHVO-Doppik SH bleiben Auszahlungen fir Investitionen und Investitionsférde-
rungsmaflnahmen bis zur Falligkeit der letzten Zahlung fir ihren Zweck verfligbar, bei BaumafRnah-
men und Beschaffungen langstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der
Gegenstand oder der Bau in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. Die
Ubertragenen Haushaltsermachtigungen erhdhen die im Haushaltsjahr zur Verfiigung stehenden
Mittel. Auszahlungen fir Investitionen und InvestitionsférderungsmalRnahmen, die fir ihren Zweck
nicht mehr bendtigt werden, dirfen nicht Gbertragen werden und sind in Abgang zu bringen.
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Gemal § 51 Abs. 3 Nr. 4 GemHVO-Doppik SH ist dem Anhang eine Aufstellung der Ubertragenen
Haushaltsermachtigungen beizufligen.

Durch die Anpassungen des Jahresabschlusses 2021 vom 02.08.22 betragen die Ubertragenen Mittel
fur Investitionen und InvestitionsférderungsmalRnahmen 62,93 Mio. €. Gegenuiber dem Vorjahr ent-
spricht dies einer Verringerung von 42,65 Mio. €.

Auf Amterebene betrachtet erfolgten die héchsten Budgetiibertragungen in folgenden Bereichen:
- Amt 66 - Tiefbauamt 18,92 Mio. € (Vorjahr 29,64 Mio. €),

- Amt 60 - Immobilienwirtschaft 13,19 Mio. € (Vorjahr 23,27 Mio. €),

- Amt 52 - Amt fUr Schulen 5,91 Mio. € (Vorjahr 5,93 Mio. €),

- Amt 54 - Jugendamt 4,75 Mio. € (Vorjahr 6,08 Mio. €).

Bei der Planung der Auszahlungen ist das Kassenwirksamkeitsprinzip zu beachten. Dieses regelt,
dass Auszahlungen in der Hohe zu veranschlagen sind, in der sie im Haushaltsjahr voraussichtlich zu
leisten sind (§10 Abs. 3 GemHVO-Doppik SH). Dadurch wird der Grundsatz der Haushaltswahrheit
verfolgt. Hohe Haushaltsubertragungen sind demnach ein Indikator dafir, dass geplante Investitio-
nen nicht umgesetzt wurden.

3.2 Besondere Themen

3.2.1 Einfiihrung der e-Akte

Im Schlussbericht zum Jahresabschluss 2020 hat das RPA einige kritische Anmerkungen zur Ein-
fihrung der e-Akte gemacht. Im Folgenden wird mit dem Stand vom 15.03.2022 Uber die weitere
Entwicklung berichtet.

Der Echtbetrieb mit VIS, dem ausgewahlten Verfahren fir die elektronische Aktenfiihrung, begann
Anfang des Jahres 2020 in den Organisationseinheiten im Dezernat des Oberbilirgermeisters (u. a.
auch im RPA). Die stadtweite Einfiihrung soll Ende 2024 abgeschlossen werden. Derzeit sind ca.
600 von ca. 4.000 moglichen Nutzer*innen (15 %) angeschlossen. Unter diesen 600 Nutzer*innen
befinden sich allerdings nach Angaben der Projektgruppe auch ,passive“ Nutzer*innen (z. B. zum
Lesen von Umldufen), die die wesentlichen Funktionen nicht oder nur gelegentlich nutzen. Im Jahr
2022 sollen insgesamt vierundzwanzig Bereiche (Abteilungen, Sachbereiche, Referate u. &.) hin-
zukommen. Vor dem Hintergrund dieser Daten ist es zwar nicht unmdoglich, aber sehr knapp, das
gesetzte Zeit Ziel Ende 2024 zu erreichen. Nach wie vor hatte das RPA es fir besser gehalten, die
Verwaltung zu einem bestimmten Stichtag insgesamt auf VIS umzustellen. Denn die Periode, in der
die Verwaltung zweigleisig Akten fuhrt (althergebracht und mit VIS), fihrt zu einer Mehrbelastung
der Verwaltung, wenn ein Bereich, der mit VIS arbeitet, mit einem Bereich kommunizieren muss, der
noch auf herkdmmliche Weise arbeitet (z. B. beim Mitzeichnen von Vorgangen).

Im letzten Jahr hatte das RPA einige grundsatzliche Probleme aufgefiihrt, die es zu klaren galt. Im
Folgenden werden sie noch einmal benannt und der jetzige Stand hinzugefiigt.
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Problem

Stand

Scanstrategie (wie wird aus physischen
Eingdangen ein elektronisches Dokument;
ggf. Umgang mit Alt-Akten)

Es gibt eine Testinstallation im Amt fur Soziale
Dienste. Eine abschliefende Bewertung und
damit eine Losung fir die Stadt gibt es noch
nicht.

Archivierung auch Uber langere Zeit

Es sind zwar keine technischen Probleme zu
erwarten, aber es gibt noch keine Regelungen
dafdr.

Erzeugung von schriftlichen Akten aus dem
Verfahren heraus (z. B. zur Vorlage an Gerichte
oder Uberlassung an Rechtsanwilte)

Dies ist grundsatzlich moglich, allerdings nicht
mit der jetzt eingesetzten Programmversion,
die diesbezliglich einen Fehler enthalt. Ein
Update soll dieses Problem beheben.

Einbindung von Fachverfahren

Hierzu wurde eine sogenannte ,,Daten-Dreh-
scheibe“ erworben. Das Programm wird zwi-
schen VIS und den Fachanwendungen geschal-
tet und ,Ubersetzt“ die Daten bzw. Dokumente
aus VIS bzw. der jeweiligen Fachanwendung
so, dass das jeweilige Gegenlber das Ergebnis
sinnvoll verwenden kann. Bisher ist noch kein
Fachverfahren an diese Drehscheibe ange-
schlossen. Der Anschluss des stadtischen Bu-
chungssystems newsystem ist nach Auskunft
der Projektgruppe in Arbeit.

Performance von VIS (VIS ist langsam)

Aus Sicht des RPA, das VIS inzwischen prak-
tisch ausschlieRlich nutzt, ist das Problem
unverandert vorhanden.

Dezernat fiir Finanzen, Personal, Ordnung und Feuerwehr:

Einbindung von Fachverfahren: Das Fachverfahren ,Rechnungsworkflow* von Axians Infoma

wurde Uber die Daten-Drehscheibe an VIS angebunden. Die Testung wurde im Marz 2022 be-

gonnen und im Juni 2022 erfolgreich abgeschlossen. Zum 15.08.2022 ist der Echtbetrieb dieser

Schnittstelle VIS-Infoma geplant. Die Anbindung des Fachverfahrens ist Bestandteil

des Projektes e-Rechnungsworkflow.

Performance von VIS: Das DMS Team hat eine Analyse der Performance-Problematiken durchge-

fuhrt und die Ergebnisse an den Hersteller zur Bearbeitung mit hochster Prioritat weitergegeben.

RPA: Von der Stellungnahme wird Kenntnis genommen. Das RPA begri3t, dass den

Performance-Problemen nun nachgegangen wird.

Eine wesentliche Ursache fir diese Probleme war und ist, dass das fur die Umstellung vorgesehene

Personal zu knapp bemessen ist. Derzeit sind zentral dafiir 5 Vollzeitdquivalente (VZA) vorgesehen.

Dariiber hinaus stellt Dataport gegen Entgelt weitere 1,5 VZA zur Verfiigung. Es ist anzuerkennen,

dass das zentrale Team, berlicksichtigt man dessen geringe GroRe, besser als erwartet funktioniert.

Aber das darf nicht dartiber hinwegtauschen, dass viele der oben angesprochenen Probleme einer

Losung naher hatten sein kdnnen, wenn es dafiir mehr Personal gegeben hatte. Insofern halt das

RPA an seiner Handlungsempfehlung aus dem letzten Jahr fest.
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3.2.2 e-Rechnungsworkflow

Die LHK verfolgt seit 2018 durch das Projekt e-Rechnungsworkflow das Ziel der Digitalisierung von
Rechnungslegungsprozessen. Geplant war zunachst nur die Be- und Verarbeitung von E-Rechnun-
genim Sinne der E-Rechnungsverordnung des Landes, also von unter Verwendung des Datenaus-
tauschstandards XRechnung erstellten Rechnungen. Hierfir sollte der Rollout im Jahr 2021 starten.

Im Laufe des Projektes stellte sich jedoch heraus, dass es sinnvoll ist, auch einen zentralen und ein-
heitlichen Umgang mit Rechnungen im PDF-Format zu ermdéglichen. Es ist nun geplant, im e-Rech-
nungsworkflow Rechnungen Uber drei verschiedene Optionen zu empfangen: Giber das E-Rech-
nungsportal Schleswig-Holstein (im XRechnungs-Format), als E-Mail mit angefligter PDF-Rechnung
sowie als Papierrechnung auf dem Postweg mit anschlieRendem ersetzenden Scannen. Die Rech-
nungen sollen dann Uber eine zentrale Stelle empfangen bzw. weiterverteilt werden.

Das Projektteam wurde wie geplant im letzten Jahr personell verstarkt. Dadurch konnte Ende April
2021 mit dem beabsichtigten und im letztjahrigen Bericht erwahnten Re-Launch-Prozess begonnen
werden. Darliber hinaus wurde die geplante revisionssichere Archivierung der Rechnungsdaten und
Anbindung des e-Rechnungsworkflows an die E-Akten-Software VIS finalisiert, sodass zukiinftig alle
Grundsdtze und Vorgaben, die aktuell auch bei der analogen Rechnungsverarbeitung befolgt wer-
den, Bertlicksichtigung finden. Angesichts der Weiterentwicklung der Prozesse konnte der elektroni-
sche Rechnungsworkflow nun auch stadtintern (u. a. im Intranet) bekannt gemacht werden.

Die stadtweite Einfihrung des e-Rechnungsworkflows soll nach jetziger Planung Ende des zweiten
Quartals 2022 beginnen. Die Reihenfolge, nach der dies in den Dezernaten, Referaten und Amtern
geschehen soll, wird dabei noch anhand von verschiedenen Kriterien festgelegt. In diesem Rahmen
soll der Eingangskanal fur E-Rechnungen auch allen externen Rechnungsteller*innen erlautert und
empfohlen werden. Dabei ist derzeit schwer vorauszusehen, wie die Rechnungssteller*innen diese

Empfehlung annehmen werden.

Auf Nachfrage bestatigte das Projektteam, dass der Umgang mit PDF-Rechnungen innerhalb des
Workflows unter der Einhaltung der rechtlichen Vorgaben beriicksichtigt wird. Es ist vorgesehen,
dass PDF-Rechnungen, die per E-Mail eingehen, mdglichst an eine zentrale, dafir vorgesehene
E-Mail-Adresse gesendet werden sollen. Im Prozess wird auch der Eingang Uber andere stadtische
E-Mail-Adressen skizziert werden; dies soll aber eine Ausnahme darstellen. Es ist aullerdem geplant,
dass das zentrale Funktionspostfach technisch an den Rechnungsworkflow so angeschlossen wird,
dass eine Bearbeitung und Weiterleitung méglich ist. Dariiber hinaus wird an einer Ubergangsls-
sung zur Annahme von PDF-Rechnungen fiir die Bereiche der LHK gearbeitet, die noch nicht an

den e-Rechnungsworkflow angeschlossen sind. Relevant ist auch dabei, dass die PDF-Rechnungen
umgehend Uber die Anbindung an die E-Akten-Software VIS revisionssicher abgelegt werden.

Es ist positiv festzustellen, dass nach dem Sachstand des letztjahrigen Berichtes wichtige Punkte
wie u. a. die revisionssichere Archivierung und Anbindung an die E-Akten-Software VIS geregelt
werden konnten. Weiterhin begriiit das RPA, dass jetzt auch der Empfang und die Verarbeitung
von PDF-Rechnungen im e-Rechnungsworkflow ermdglicht und geregelt werden soll. Durch das
geplante Herantreten an die moglichen Rechnungssteller*innen kdnnte eine splirbare Nutzung des
elektronischen Rechnungsworkflows erreicht werden.

Die oben erwidhnten angedachten bzw. derzeit vorbereiteten Anderungen und Ergianzungen beim
e-Rechnungsworkflow sollten jedoch moglichst zeitnah abschlieRend geregelt und dann auch um-
gesetzt werden. Denn um die Vorteile des elektronischen Empfangs von Rechnungen auch nutzen
zu kénnen, sollte die LHK in allen Bereichen in absehbarer Zeit in der Lage sein, Rechnungsdaten
direkt weiterverarbeiten zu kénnen. Angesichts dessen ist eine konsequente Weiterfiihrung des
Projektes notwendig.
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3.2.3 Gesamtabschluss 2020

Die LHK hat ihren Jahresabschluss und die Jahresabschlisse der einzubeziehenden Unternehmen
nach § 93 Abs. 1 GO SH zu einem Gesamtabschluss zu konsolidieren. Gemal § 93 Abs. 6 GO SH ist
der Gesamtabschluss innerhalb von neun Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufzustellen.

Der Gesamtabschluss und der Gesamtlagebericht 2020 wurde dem RPA am 01.10.2021 Ubersandt.
Gemal § 116 Abs. 1 Nr. 1 GO SH obliegt dem RPA bei der LHK die gesetzliche Aufgabe, den Gesamt-
abschluss zu prufen.

Die Prufung wurde in den Monaten Oktober und November 2021 durchgefuhrt. Prifungsschwer-

punkte waren:
- die OrdnungsmaRigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Einzelabschlisse,

- der vollstandige Abgleich der Daten der Einzelabschlisse der Aufgabentrager mit den in den
Gesamtabschluss einflieRenden Daten (Saldenabgleich der Aufgabentrager)

- die Abgrenzung des Konsolidierungskreises,
- die Anwendung der Konsolidierungsgrundsatze,
- die Kapitalkonsolidierung der Aufgabentrager,

- die Plausibilitat der Eliminierung von konzerninternen Forderungen, Verbindlichkeiten, Ertragen
und Aufwendungen,

Eine rechnerische Wesentlichkeitsanalyse filtert die fir den Gesamtabschluss zu beriicksichtigen-
den Unternehmen - den Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel, den Eigenbetrieb Beteiligungen der LHK, die
Seehafen Kiel GmbH & Co. KG, die Stadtisches Krankenhaus Kiel GmbH, die KVG Kieler Verkehrsge-
sellschaft mbH und die Stadtwerke Kiel AG - heraus.

Der ,Konzern LHK* erwirtschaftet 2020 ein positives Gesamtergebnis von 98,10 Mio. € (Vorjahr
9,85 Mio. €). Dieses Ergebnis ist maRgeblich durch den auRerordentlich hohen Jahresliberschuss
der Kernverwaltung LHK gepragt.

Das Eigenkapital stieg im Vergleich zum Vorjahr um 78,61 Mio. € und betragt 423,46 Mio. €.

Die Feststellungen der Prifung wurden dem Amt fir Finanzwirtschaft in Form eines SB Uber die
Prifung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichtes mitgeteilt. Nachfolgend sind die
wesentlichen Ergebnisse naher erlautert.

Der Abgleich der in den Gesamtabschluss einbezogenen Daten der Aufgabentrager, insbesondere
die internen Verflechtungen/ Partnerangaben, konnten durch das RPA nicht vollstandig lickenlos
nachvollzogen bzw. belegt werden. Die Nachvollziehbarkeit ist wichtig, um zu gewahrleisten, dass
wirklich nur interne Verflechtungen konsolidiert werden und keine Geschaftsvorfalle gegenuber
Dritten. Das RPA empfiehlt, zukiinftig Saldenabstimmungen zwischen den Aufgabentrager durchzu-
fuhren. Diese tragen dazu bei, eine verldssliche und vollstandige Grundlage fur eine ordnungsgema-
Re Schulden- sowie Aufwands- und Ertragskonsolidierung im Gesamtabschluss zu schaffen.

Das Amt fir Finanzwirtschaft gab in der Stellungnahme zum SB des RPA an, dass die bisherige Praxis

der Ertrags- und Aufwands- sowie Schuldenkonsolidierung aktuell bereits evaluiert wird.

Der Anhang wurde ordnungsgemal erstellt. Er bietet Erlduterungen zu den Posten der Gesamt-
bilanz und der Gesamtergebnisrechnung. Zudem wurden die angewandten Bilanzierungs-, Bewer-
tungs- und Konsolidierungsmethoden angegeben und erklart.



SCHLUSSBERICHT 2021 LANDESHAUPTSTADT KIEL

Das RPA empfiehlt detaillierte Angaben im Bereich der bilanziellen Abschreibungen. Der Grund fir
die Differenz von 13,77 Mio. € zwischen der ,bilanziellen Abschreibung“ der Ergebnisrechnung in
Hohe von 79,69 Mio. € zu der Summe ,,Zugang Abschreibungen“im Anlagenspiegel Uber 65,91 Mio. €
ist nicht ableitbar. Dem RPA wurde der Saldo auf Nachfrage nachvollziehbar erlautert. Das Amt

fur Finanzwirtschaft kiindigte in seiner Stellungnahme an, die Ermittlung des Wertes zuklinftig im
Gesamtabschluss zu erlautern.

Der bereits in der Stellungnahme zum Gesamtabschluss 2019 angekiindigte Kommunalvergleich mit
ausgewahlten Kommunen in Schleswig-Holstein wurde im Gesamtabschluss 2020 nicht durchge-
fihrt. Das Amt fir Finanzwirtschaft erklarte in der Stellungnahme zum SB des RPA, dass aufgrund
der noch ausstehenden Gesamtabschliisse der zum Vergleich heranzuziehenden Kommunen ein
Kommunalvergleich zum jetzigen Zeitpunkt nicht moglich war. Sobald ein Vergleich mdglich ist,
werden die Ergebnisse dem RPA zur Verfligung gestellt.

Das RPA empfiehlt die Aufstellung eines Gesamteigenkapitalspiegels, um die Eigenkapitalpositio-
nen und die Griinde fir ihre Verdnderungen aufzuzeigen. Dadurch werden ergebnisneutrale Eigen-
kapitalveranderungen aus KonsolidierungsmalRnahmen dargestellt, und es wird eine Kontroll- und
Informationsfunktion geboten. Das Amt fiir Finanzwirtschaft gab an, dass sich die Erstellung des
Gesamtabschlusses auf die rechtlich erforderlichen Bestandteile beschrankt. Ein Gesamteigenka-
pitalspiegel ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und wird zukiinftig auch nicht durch das Amt fur
Finanzwirtschaft erstellt.

Auf Grund der Prifung wird zusammenfassend festgestellt, dass die Aussagen zur wirtschaftlichen
Situation und zum Geschaftsverlauf des Konzerns der LHK insgesamt eine zutreffende Vorstellung
von der Lage der Stadt wiedergeben. Es ergaben sich keine wesentlichen Beanstandungen.

3.2.4 Regionale Bildungszentren AGR

Gemal § 107 SchulG in der geltenden Fassung obliegt dem RPA der LHK die Pflicht, die Rechnungs-
prufung der RBZ vorzunehmen. Das RPA kann sich gemaf} den Satzungen einer*eines Wirtschafts-
prufers*in bedienen.

Im Jahr 2021 wurden die Jahresabschlisse des RBZ am Koénigsweg und des RBZ am Schitzenpark fir
die Jahre 2019 und 2020 durch eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft geprift. Die Jahresabschlisse
2020 des RBZ Technik und des RBZ Wirtschaft wurden vom RPA gepriift.

Im Rahmen der Neugriindung des RBZ am Kénigsweg zum 01.01.2019 wurde die geplante Umstel-
lung der Buchfiihrung von der GemHVO-Doppik SH auf das HGB vorgenommen. Die Buchfiihrung
und die Jahresabschlussarbeiten werden seit 2019 durch eine externe Steuerberatungsgesellschaft
vorgenommen und die Prifung der Jahresabschlisse wurde an eine Wirtschaftsprifungsgesell-
schaft vergeben. Das Berichtsjahr 2020 schliel3t das RBZ am Kdnigsweg mit einem Jahresfehlbetrag
von 2 T€ ab (Vorjahr Jahresliberschuss von 43 T¢), die Bilanzsumme betrdgt 1,32 Mio. € (Vorjahr 597 Te).
Der Berichtsentwurf tber die Prifung des Jahresabschlusses 2021 ist dem RPA im Juni 2022 vorge-
legt wurden.

Auch das RBZ am Schiitzenpark hat die Buchfuhrung und die Jahresabschlussarbeiten an eine Steu-
erberatungsgesellschaft vergeben. Die Buchfiihrung wird nach den Vorschriften des HGB gefiihrt.
Die Prifung der Jahresabschlisse wurde bis 2020 an eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft gege-
ben. Im Berichtsjahr 2020 erwirtschaftete das RBZ am Schitzenpark einen Jahresiiberschuss von

88 Te (Vorjahr 63 Te€), die Bilanzsumme betragt 4,66 Mio. € (Vorjahr 3,63 Mio. €). Der Jahresabschluss
2021 liegt dem RPA vor. Die Prifung wird derzeit durch das RPA vorgenommen.
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Das RBZ Technik fiihrt seine Buchfiihrung aktuell nach den Vorschriften der GemHVO-Doppik SH.
Die Jahresabschlussprifung 2021 wurde durch das RPA Anfang 2022 durchgefiihrt. Das Berichtsjahr
schliet das RBZ Technik mit einem Jahresfehlbetrag von 15 T€ ab (Vorjahr Jahrestiberschuss von

86 Te). Der seit Griindung der ASR existierende andauernde Investitionsstau wird langsam abge-
baut. Der stadtische Investitionszuschuss von 298 T€ erhdhte sich aulerplanmaflig durch Zuschtisse
fur Beschaffungen im Rahmen der Pandemie sowie Investitionen im Rahmen des Digitalpaktes | und II.

Das RBZ Wirtschaft wendet die Buchfiihrung nach den Vorschriften der GemHVO-Doppik SH an.
Die Prufung des Jahresabschlusses 2021 wurde, mit Unterbrechungen, von April 2022 bis Mai 2022 in
den Raumen des RPA durchgefiihrt. Momentan wird der Prifungsbericht erstellt.

3.3 Jahresabschluss und Lagebericht

3.3.1 Aufstellung und Anhang

Gemal §§ 44 ff. GemHVO-Doppik SH hat die LHK den Jahresabschluss zum 31.12.2021 aufgestellt.
Die Bilanz, die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung und die Teilrechnungen sowie der Anhang
und der Lagebericht sind den gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert.

Der Jahresabschluss ist nach den Grundsatzen ordnungsmaRiger Buchfiihrung zu erstellen. Er
muss klar und Ubersichtlich sein. Er hat samtliche Vermdgensgegenstande, Schulden, Rechnungs-
abgrenzungsposten, Ertrage, Aufwendungen, Ein- und Auszahlungen zu enthalten, soweit durch
das Gesetz oder aufgrund anderer Vorschriften nichts anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss
hat die tatsachliche Vermdégens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der LHK darzustellen.

Die LHK hat gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 5i. V. m. § 51 GemHVO-Doppik SH einen Anhang mit Erlauterun-
gen als Bestandteil des Jahresabschlusses beizufligen.

Haftungsverhaltnisse/finanzielle Verpflichtungen

Unter Kap. 5.2 im Anhang des Jahresabschlusses der LHK werden die Haftungsverhaltnisse sowie
finanzielle Verpflichtungen, die nicht in der Bilanz enthalten sind, angegeben. Zusatzlich dazu wurde
dem RPA vom OB die Vollstandigkeit dieser Angaben bestatigt. Wie im letzten SB angemerkt,
wurde die Einfihrung eines zentralen Vertragsmanagements im Rahmen der Implementierung
eines Tax Compliance Management System gepruft. Ein zentrales Vertragsmanagement wirde die
Haftungsrisiken aus Vertragen transparenter machen. Wie auf Seite 102 des Jahresabschlusses 2021
beschrieben, wurde die Einflhrung von einer externen Beratung empfohlen. Aufgrund der immer
noch fehlenden Implementierung sieht das RPA eine Bestatigung Uber die Vollstandigkeit der An-
gaben im Rahmen der Berichtserstattung im Anhang tiber Sachverhalte, aus denen sich finanzielle
Verpflichtungen sowie Haftungsverhaltnisse ergeben, weiterhin kritisch.

Amt flir Finanzwirtschaft:

Das Amt fur Finanzwirtschaft unterstitzt grundsatzlich die Forderung des RPA nach einem
zentralen Vertragsmanagement als Grundlage auch fir ein effizientes Tax Compliance Manage-
ment. Dabei ist es jedoch nicht Aufgabe des Tax Compliance Managements ein Vertragsma-
nagement aufzubauen. Diese wird eher an anderer, zentraler vertragsgestaltender Stelle wie
bspw. Dem Rechtsamt zur Minderung von Haftungsrisiken gesehen.

RPA: Das RPA begriil3t, dass das Amt fiir Finanzwirtschaft die Forderung nach einem zentralen
Vertragsmanagement unterstutzt.
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Verstolle gegen bestehende Vorschriften sind im SB in den Erlauterungen zu den Positionen der
Bilanz dargestellt (s. Kap. 3.4). Feststellungen zu allgemeinen bzw. Gbergeordneten Themen werden
in Kap. 3.3 und Kap. 4 erlautert.

3.3.2 Lagebericht mit Stellungnahme

Gemald § 44 Abs. 2 und 3 GemHVO-Doppik SH ist dem Jahresabschluss ein vom OB unterschriebener
Lagebericht beizufligen. Dieser ist gemal § 52 GemHVO-Doppik SH so zu fassen, dass ein den tat-
sachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage
der LHK vermittelt wird. DarUber hinaus erfolgt im Lagebericht eine Risiken-, Chancen- und Prog-
noseberichterstattung. Der Lagebericht gibt daher einerseits in zusammengefasster Form einen
Ruckblick auf das vergangene Haushaltsjahr und soll andererseits einen Ausblick auf die zuklinftige
Haushaltswirtschaft enthalten.

Der Lagebericht wurde gemaR § 91 Abs. 1 GO SH von der Verwaltung aufgestellt, von dem OB am
12.04.2022 unterschrieben und ist diesem Bericht als Anlage 1 beigefligt.

Es wurde gemal § 92 GO SH geprift, ob der Lagebericht den Vorschriften des § 52 GemH-VO-
Doppik SH entspricht.

Nach Einschdtzung des RPA sind die Aussagen im Lagebericht richtig. Sie geben eine zutreffende
Beurteilung der Lage der LHK und deren zukiinftiger Entwicklung wieder.

3.3.3 Allgemeine Feststellungen zur stadtischen Buchfiihrung

Im Folgenden werden Sachverhalte aufgefiihrt, die aufgrund von friheren Feststellungen weiter-
verfolgt oder zu denen im Rahmen der Jahresabschlussprifung 2021 beispielsweise VerstoRe gegen
die GemHVO-Doppik SH, die Grundsatze ordnungsmalfiger Buchflihrung oder der Kontierungsricht-
linie festgestellt wurden.

3.3.31 Konten- und Belegpriifung

Gemal § 33 Abs. 1 GemHVO-Doppik SH sind alle Geschaftsvorfalle ,unter Beachtung der Grundsat-
ze ordnungsmafiger Buchfihrung in den Biichern klar ersichtlich und nachprifbar aufzuzeichnen®.
Es muss jederzeit eine Verbindung zwischen Geschaftsvorfall und Buchung hergestellt werden
kdnnen. Dieser Grundsatz ist in Verbindung mit weiteren gesetzlichen und stadtischen Vorgaben
unbedingt einzuhalten, damit sichergestellt ist, dass die Buchflihrung der LHK fir Dritte nachvoll-
ziehbar ist. Eine gute Buchungsqualitat ist zudem eine wichtige Voraussetzung fur die Qualitat und
Aussagekraft der Analysen, die mit Hilfe der Berichtssoftware COAST generiert werden, wie zum
Beispiel die Halbjahresberichte. Die Buchungsqualitat ist auch im Hinblick auf die Erfillung der
Investitionsquote von grofRer Bedeutung. Hier muss das RPA nach wie vor feststellen, dass Buchun-
gen, die InvestitionsmalRnahmen zuzuordnen sind, im Aufwand abgebildet werden und somit zur
Erfullung der Investitionsquote keine Berlicksichtigung finden.

Das RPA fuhrt regelmaRig Konten- und Belegprifungen durch, um die Buchungsqualitat bei der
LHK hinsichtlich dieser Vorgaben zu untersuchen.

Im Berichtsjahr wurde eine Belegprifung zu Kreditorenrechnungen (Eingangsrechnungen) mit auf-
fallig langen Bearbeitungszeiten durchgefiihrt.

Eine weitere Prifung erfolgte zum Thema interne Verrechnung. Das Amt fur Finanzwirtschaft
veroffentlichte im Berichtsjahr eine aktualisierte Fassung der Grundsatzfragen zur Buchhaltung
und flhrte einen neuen Ablauf zur Buchung von internen Verrechnungen ein.

Die Prifungsergebnisse werden im Folgenden erlautert.

KIEL
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Verzogerte Bearbeitung von Kreditorenrechnungen

Ziel der Belegpriifung war es zu ermitteln, ob der LHK durch verspéatete Zahlungen der Eingangs-
rechnungen Schaden in Form von Skontoverlusten, Mahngebuhren oder Verzugszinsen entstanden
sind, sowie Grinde fur die Verzogerung zu identifizieren.

Zu diesem Zweck wurden aus insgesamt 208.781 Aufwandsbuchungen (bis 30.09.2021, Buchungs-
stand 12.10.2021) alle fir diese Fragestellung relevanten Aufwandsbuchungen aus dem Berichtsjahr
2021 gefiltert, bei denen zwischen Belegdatum und Erfassung in newsystem mehr als 30 Tage lagen
und die Falligkeit bei der Erfassung bereits Uberschritten war. Aus den daraus ermittelten 6.748
Buchungen (Buchungsvolumen 12,80 Mio. €) wurde eine Stichprobe von 150 Buchungen (Buchungs-
volumen 1,53 Mio. €) ausgewahlt und die dazugehorigen Belege gesichtet. Die Stichprobenauswahl
erfolgte unter Anwendung der im RPA eingesetzten Datenanalysesoftware OpenAnalyzer.

Von den 150 Belegen waren 110 ohne Beanstandung in Bezug auf vorhandene buchungsbegriinden-
de Unterlagen, Buchungstexte und der Auswahl des Sachkontos.

Insgesamt wurden folgende Punkte beanstandet:

Beanstandung Anzahl
Falsches Sachkonto 30
Beschreibung nicht aussagekraftig 13
Buchungsbegriindende Unterlagen fehlend 1
Skontoverlust 10
Falligkeitsdatum falsch 13

Bei den Fallen, in denen ein falsches Sachkonto verwendet wurde, hitte in 8 Féllen ein perioden-
fremdes Konto verwendet werden missen. Zudem wurden einige Belege ermittelt, bei denen zu-
nachst zu prifen war, ob es sich tatsachlich um Aufwendungen oder doch um investive Sachverhalte
handelte. Nach Riicksprache mit dem Amt fir Finanzwirtschaft und den betroffenen Fachamtern
konnten vier Falle ermittelt werden, bei denen aus Sicht des RPA eine Umbuchung in den investiven
Bereich erforderlich war. Dabei handelte es sich im Wesentlichen um Abrechnungen fiir die Anmie-
tung sowie den Riickbau von Containern als Ersatzklassenraum. Da diesbeziiglich die Buchungswei-
se nicht eindeutig geregelt war, stimmten das RPA und das Amt fir Finanzwirtschaft ein Verfahren
ab, wie diese Falle kiinftig einheitlich buchhalterisch abgebildet werden.

Skontoverluste konnten bei 10 Belegen festgestellt werden. Diese waren in Anbetracht des Bu-
chungsvolumens der Stichprobe mit 583 € unwesentlich.

Der durchschnittliche Zahlungsverzug der Belege aus der Stichprobe betragt 126 Tage. Erganzend
ist zu erwahnen, dass bei sechs Belegen aus der Stichprobe die Falligkeit vor 2020 lag. Bereinigt um
diese Belege betragt der durchschnittliche Zahlungsverzug 50 Tage.

Auf Grundlage der Belege konnten keine eindeutigen Griinde fur die verzégerte Bearbeitung und
den daraus resultierenden Zahlungsverzug ermittelt werden. Sofern die Belege mit einem Eingangs-
stempel versehen sind, liegt das Datum haufig weit hinter dem Belegdatum. Dariiber hinaus sind die
Bearbeitungszeiten nach Eingang der Rechnung zusatzlich sehr lang. Diese gilt es zu minimieren,

da die Zahlungsmoral der LHK durchaus Relevanz hat, wenn es darum geht, als Auftraggeber*in
attraktiv zu bleiben.
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Die Prifungsergebnisse wurden dem Amt fir Finanzwirtschaft mit einer Umbuchungsempfehlung
der falsch bebuchten Sachkonten tbermittelt. Umbuchungen wurden jedoch nicht durchgefiihrt. Es
wurde vereinbart, dass Umbuchungsempfehlungen aus den Belegprifungen des RPA kiinftig, nach
Abstimmung mit dem Amt fir Finanzwirtschaft, direkt an die Fachamter kommuniziert werden.

Interne Verrechnung

Zum Haushaltsjahr 2021 wurde eine neue Verfahrensweise fir die interne Verrechnung unter den
Fachdamtern eingefiihrt. Durch eine zentrale Buchung durch das Amt fir Finanzwirtschaft wird
sichergestellt, dass sich die jeweiligen Aufwendungen und Ertrage entsprechend § 15 Abs. 2 GemH-
VO-Doppik SH ausgleichen und keine internen Forderungen und Verbindlichkeiten zum Jahresende

in der Bilanz abgebildet werden.

Ziel der Priifung war es, den Ablauf der internen Verrechnung nachzuvollziehen und einen Uber-
blick Uber die gebuchten Sachverhalte zu bekommen. Darlber hinaus wurde die Buchungsqualitat
gepruft.

Von 441 gefilterten Belegen wurde eine Stichprobe von 22 Belegen ausgewahlt. Zu jedem Beleg wur-
de jeweils die Aufwands- und die Ertragsbuchung geprift. Die buchungsbegriindenden Unterlagen
waren bis auf einen Fall vollstandig vorhanden und auch die Buchungstexte waren durchweg aussa-
gekraftig. Bei 16 Belegen wurden aufwands- und/oder ertragsseitig falsche Sachkonten verwendet.
Davon entfallen 266 T€ auf Aufwandsbuchungen und 249 T¢ auf Ertragsbuchungen.

Bei der Prifung konnten zwei Falle von internen Verrechnungen unterschieden werden. Zum einen
werden rein interne Vorgange, bei denen ein Amt eine Leistung fiir ein anderes Amt erbringt, abge-
bildet. Zum anderen werden Leistungen eines externen Dritten, die ein Amt zunachst vollstandig
zahlt bzw. vereinnahmt, an ein oder mehrere Amter weiterberechnet. Fur die rein internen Falle ist
die neue Verfahrensweise aus Sicht des RPA geeignet. Sofern eine Weiterberechnung von Leistun-
gen eines externen Dritten (z. B. Lizenzen, Zuweisungen) erfolgt, fihrt die Buchungssystematik zu
einer doppelten Buchung auf den Aufwands- bzw. Ertragskonten. Auswertungen der Ergebnisrech-
nung sind in der Gesamtbetrachtung zunachst neutral. Betrachtet man einzelne Sachkonten, welche
teilweise auch im Jahresabschluss erldautert werden, ist die Darstellung nicht korrekt, da die Auf-
wendungen bzw. Ertrage doppelt ausgewiesen sind. Zudem kommt es im Bereich dieser Buchungen
auch vermehrt zur Verwendung falscher Sachkonten.

Das RPA hat die Prifungsergebnisse an das Amt fir Finanzwirtschaft weitergeleitet und Vorschla-
ge fur eine mégliche Anpassung der Buchungssystematik kommuniziert. Das Amt fir Finanzwirt-
schaft hat bereits angekiindigt, dass diesbezliglich weitere Auswertungen erfolgen werden, um das
Optimierungs- bzw. Vereinfachungspotenzial bei der internen Verrechnung einschatzen zu kdn-
nen. Es gibt stadtweit eine Vielzahl an unterschiedlichen Fallkonstellationen, die eine einheitliche
Buchungssystematik erschweren. Gemeinsames Ziel sollte es sein, eine korrekte und transparente
buchhalterische Abbildung der Sachverhalte zu ermitteln, die moglichst praktikabel angewendet
werden kann. Das RPA wird diesen Sachverhalt weiterverfolgen.

3.3.3.2 Priifung des Vorratsvermoégens der LHK
Verschiedene Lager der LHK werden unter den Vorraten im Umlaufvermdgen abgebildet.

Gemal § 59 GemHVO-Doppik SH gehdren Vermdgensgegenstande, die nicht dazu bestimmt sind,
dauernd dem Geschaftsbetrieb zu dienen, zum Umlaufvermdgen. Vorrate sind Vermdgensgegen-
stande des Umlaufvermoégens und werden zum Verbrauch oder Verkauf genutzt. Sie gliedern sich
unter anderem in Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, fertige Erzeugnisse und Waren (§ 48 Abs. 1 GemH-
VO-Doppik).
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Im Ergebnis wurde festgestellt, dass das Vorratsvermdégen zu reduzieren ist und das Buchungsver-
fahren verschlankt werden sollte.

Aus Sicht des RPA sind einige Lagerinhalte nicht im Umlauf-, sondern im Anlagevermogen abzubil-
den. Davon betroffen sind Barken, Verkehrsschilder, Baustellenschilder, Poller und Fahrradbtigel
der Bauhofe sowie die Schldauche der Schlauchkammer der Feuerwehr. Diese momentan als Vorrate
berlcksichtigten Vermdgensgegenstande werden weder verbraucht noch verkauft, sondern dienen
der dauernden Aufgabenerfillung der LHK.

Das RPA empfiehlt die Bilanzierung der genannten Lagerinhalte der Bauhofe als Vermdgensgegen-
stande des Anlagevermdgens entsprechend ihrer Wertigkeit sowie die Berticksichtigung der Schlau-
che in einem bestehenden oder einem neu geschaffenen Festwert.

Vorrate des Umlaufvermogens kdnnen in ,bedeutsame® und ,weniger bedeutsame Bestande“ un-
terschieden werden, wobei kleinere Lagerbestande nicht als bilanzielle Vorrate ausgewiesen werden
mussen. Aus Sicht des RPA handelt es sich bei den Bestanden der Hausdruckerei und der Gartnerun-
terkunft Nordmarksportfeld um weniger bedeutsame Bestande aufgrund der geringen Jahreswerte.
Das RPA empfiehlt die zuklinftige Verbuchung als Aufwand, sofern die jahrlichen Bestande auf ei-
nem geringen Niveau bleiben. Durch die Verbuchung als Aufwand waren keine bilanziellen Jahres-
abschlussbuchungen notwendig, wodurch sich die Jahresabschlussarbeiten reduzieren wirden.

Aufgrund der Vorhaltung von Corona-Artikeln (seit 2020) weist die Beschaffungsstelle im Vergleich
zu den Vorjahren einen hohen Bestandswert aus. Grundsatzlich ist aber gemaR § 4 der Geschafts-
anweisung fur die Beschaffung von Blrobedarf und Reinigungsmaterial eine Lagerhaltung zu
vermeiden. Aufgrund der Geschaftsanweisung und des in der Regel geringen Bestandes auRerhalb
der Pandemie empfiehlt das RPA, das Lager der Beschaffungsstelle nach Beendigung der Pandemie
und Absenkung auf das Normalniveau des Bestandes nicht mehr bilanziell zu bertcksichtigen und
kunftig als Aufwand zu verbuchen.

Des Weiteren wurde festgestellt, dass es sich bei dem Bestand des Steinlagers nur zum Teil um klas-
sisches Vorratsvermogen handelt. Das Steinlager setzt sich teilweise aus neu erworbenen, aber auch
bereits von der LHK gebrauchten Materialien (z. B. ausgebaute Klinker) zusammen. Die gebrauchten
Materialien zurlick in den Vorratsbestand des bilanziellen Lagers aufzunehmen widerspricht der
doppischen Auffassung von Vorraten.

Fur die Beibehaltung des Steinlagers als bilanzielles Lager spricht die Wertigkeit des Bestandes im
Verhaltnis zu den anderen Vorratsbestdanden. Hier ist ein praktikables Verfahren zu finden, die Sach-
verhalte buchhalterisch korrekt abzubilden.

Die Empfehlungen zur Reduzierung des Vorratsvermdgens beziehen sich auf die rein buchhalteri-
sche Abbildung der Lagerinhalte. Ein Lager zur Unterbringung von Gegenstanden und eine Doku-
mentation der Bestande ohne Berlicksichtigung in der Bilanz sollte aus Sicht des RPA weiterhin
gefiihrt werden.

Momentan werden die Veranderungen der Vorrate zum Vorjahr Uber das Konto ,,Bestandsverande-
rungen“ abgebildet. Gemall Kommentierung zu § 2 Nr. 9 GemHVO-Doppik SH und den Erlauterun-
gen des NKR SH soll das Konto ,,Bestandsveranderungen® nur genutzt werden, wenn sich der Be-
stand an unfertigen und fertigen Erzeugnissen verandert hat, die bei der LHK jedoch nicht bilanziert
werden. Das RPA empfiehlt die kiinftige Verbuchung Uiber den zum Erwerb von Vorraten genutzten
Kontenbereich. Am Jahresende wird das entsprechende Aufwandskonto Uber die durch Inventur
ermittelten Bestandsveranderungen korrigiert und so der unterjahrige tatsachliche Verbrauch abge-
bildet.
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Zudem fiel auf, dass nicht alle unterjahrigen Aufwandsverbuchungen, die das Vorratsvermdégen be-
treffen, auf den dafiir vorgesehenen Kontenbereich gebucht werden. Zum Teil werden auf den Kon-
ten auch andere Geschéaftsvorfalle abgebildet. Auf Nachfrage im Amt fur Finanzwirtschaft wurde
dem RPA mitgeteilt, dass auch das Amt fur Finanzwirtschaft dies seit geraumer Zeit festgestellt hat.
Das Amt fur Finanzwirtschaft hat aufgrund seiner Feststellung beschlossen, die Kontenbezeichnun-
gen im Rahmen von MaRnahmen zur Verbesserung der Buchungsqualitat anzupassen. Die Anpas-
sung erfolgte Ende 2021. Zudem wurde das Konto ,,Bekdstigungsmittel” in den Bereich ,,Besondere
Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen“ umgegliedert.

Das RPA empfiehlt die weitere Reduzierung von Aufwandskonten im Vorratsbereich. Aus Sicht des
RPA reicht ein einziges Konto, um den Erwerb und Verbrauch von Vorraten abzubilden aus. Der
Nachweis, welche Vorrate zu welchen Lagereinrichtungen gehoéren, kann durch die Betrachtung der
Kostenstellen-, Kostentragerkombination erfolgen.

Die Prifungsergebnisse wurden dem Amt fir Finanzwirtschaft am 18.01.2022 Gibermittelt. Das Amt
fur Finanzwirtschaft sieht Anpassungen als grundsétzlich umsetzbar an. Die Umsetzung der Ergeb-
nisse soll in Zusammenarbeit mit den beteiligten Amtern durchgefiihrt werden. Das RPA erwartet
die Umsetzung der gesetzlich erforderlichen Anpassungen bis zum Jahresende 2022.

3.3.3.3 Priifung der Verwahr- und Vorschusskonten

Bei der LHK werden Verwahr- und Vorschusskonten gefiihrt. Hierliber werden fremde Finanzmittel
bzw. vorlaufige Rechnungsvorgange auf Grundlage der §§ 14 und 30 der GemH-VO-Doppik SH abge-
bildet. Wahrend der Bestand der Verwahrkonten zum Jahresende in der Bilanz unter den ,sonstigen
Verbindlichkeiten®“ abgebildet wird, stellt der Bestand der Vorschusskonten eine ,sonstige Forde-
rung“ dar. In Vorbereitung auf die Jahresabschlussprifung 2021 prifte das RPA stichprobenartig
Verwahr- und Vorschusskonten inhaltlich und in Bezug auf die Buchungssystematik.

Das RPA stellte fest, dass diverse Verwahr- und Vorschusskonten in den vergangenen Jahren nicht
mehr verwendet wurden. Das Amt flr Finanzwirtschaft wird diese Konten kiinftig in die jahrliche
Prifung der zu sperrenden Konten aufnehmen und unter Punkt 14 ,,L6schung von Konten“ im Aufruf
zum Jahresabschluss beriicksichtigen. Zudem wurde ein Konzept zur Reaktivierung nicht mehr
verwendeter Verwahr- und Vorschusskonten erarbeitet, so dass klinftig flr neu einzurichtende Ver-
wahr- bzw. Vorschusskonten keine neuen Konten eingerichtet werden mussen.

Wie auch in den Vorjahren fallen diverse Verwahrkonten infolge positiver Bestande in den Vor-
schussbereich. Das bedeutet, dass sich aus diesen Konten zum 31.12.2021 Forderungen statt Verbind-
lichkeiten fir die LHK ergeben. Infolgedessen sind entsprechende Umbuchungen (Umgliederungen)
erforderlich. Da dies bisher lediglich bei den Verwahrkonten der Eigenbetriebe umgesetzt wird,
werden die sonstigen Verbindlichkeiten sowie die sonstigen Forderungen insgesamt um 1,05 Mio. €
zu gering ausgewiesen. Fur die betroffenen Verwahrkonten duRerte auch das Amt flir Finanzwirt-
schaft Bedenken an der Aufrechterhaltung der aktuellen Einstufung als Verwahrkonto und kiindigte
an, diesen Sachverhalt mit den betroffenen Fachamtern zu klaren. Dariber hinaus werden kiinftig
Wertgrenzen fir Umgliederungen in die jeweiligen Bereiche eingefiihrt.

Der Bestand der Verwahrkonten betragt laut Jahresabschluss zum 31.12.2021 insgesamt 20,76 Mio. €.
Eine Auswertung in newsystem ergibt einen Bestand von 18,73 Mio. €. Die Differenz von 2,03 Mio. €
beinhaltet im Wesentlichen den Betrag von 1,67 Mio. €, der laut Auskunft des Amtes fur Finanzwirt-
schaft im Zusammenhang mit der Einflihrung der Doppik entstanden ist. Uber die Bereinigung der
bestehenden Differenzen wurde sich in der Vergangenheit mehrfach ausgetauscht. Die Umsetzung
musste jedoch mangels personeller Kapazitaten im Amt fur Finanzwirtschaft bisher zurtickgestellt
werden. Ein Losungsansatz fir die Bereinigung wurde seitens des Amtes fur Finanzwirtschaft for-

muliert.

KIEL
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Insgesamt wurden die Fragestellungen des RPA zur Prifung der Verwahr- und Vorschusskonten durch
das Amt fur Finanzwirtschaft umfangreich beantwortet. Die Umsetzung von MaRnahmen, die zur
Verbesserung der Buchungsqualitat und somit auch zu einer korrekten Abbildung im Jahresab-
schluss angekiindigt wurden, wird das RPA unterjahrig weiterverfolgen.

3.3.3.4 Forderungen gegentiber der BImA

Im Rahmen der Jahresabschlussprifung 2016 fiel eine offene Forderung des Amtes fir Wohnen

und Grundsicherung gegeniiber der BImA in Hohe von 13,58 Mio. € auf. Diese Forderung und der

fur das Haushaltsjahr 2016 eingebuchte Ertrag war auf der Grundlage von Erstattungsantragen fir
Erstinstandsetzungs- und ErschlielRungskosten in einer zur Unterbringung von Flichtlingen und
Asylbegehrenden mietzinsfrei Uberlassenen Liegenschaften in der Arkonastralle, Herthastrafle und
dem Schusterkrug entstanden. Die Gesamtsumme der Erstattungsantrage, die das Amt fir Wohnen
und Grundsicherung an die BImA stellte, belief sich auf 13,58 Mio. €. Die Erstattungen konnten auf-
grund des Haushaltsvermerkes Nr. 3.6 zu Kapitel 6004 Titel 121 01 des Bundeshaushaltsplanes 2015
beantragt werden.

Im Februar 2017 erfolgte riickwirkend eine Teilstornierung der o. g. Forderung um 5,42 Mio. € mit
dem Buchungsdatum 01.01.2016. Nach Aussage des Amtes fir Wohnen und Grundsicherung hatte
die Immobilienwirtschaft aus Gesprachen mit der BImA Hinweise, dass bei der Kostenerstattung
fur den Sanitarbereich von Gemeinschaftsduschen ausgegangen wird und die Mehrkosten fiir die
Einzelduschen, die mit Ricksicht auf die kulturellen Bedurfnisse eingerichtet wurden, nicht erstat-
tungsfahig waren. Die Ursprungsforderung wurde um die Positionen Heizung und Sanitar gekirzt,
die Teilstornierung erfolgte durch das Amt fiir Wohnen und Grundsicherung.

Im Rahmen der Jahresabschlussprifung 2016 stellte sich die Frage nach der Werthaltigkeit der For-
derung und inwieweit eine Korrektur in Form einer Stornierung buchhalterisch die richtige Vorge-

hensweise war.

Um diese Fragen beantworten zu kénnen, fand im Mai 2018 ein Gesprach mit allen Beteiligten statt,

das Folgendes ergab:

Die fachliche Zustandigkeit wurde der Immobilienwirtschaft Gbertragen und die haushaltsrechtliche
Zustandigkeit dem Dezernat Ill. Die Immobilienwirtschaft bestdtigte, dass sie die Verhandlungen mit
der BImA und das Voranbringen der Erstattung bis zum Eingang der Zahlung Gbernimmt. Aus Sicht
der Zustandigen erschien die Antragsstellung fir alle Liegenschaften zundchst unproblematisch,

da sich die BImA zu allen Anfragen der LHK im Vorfeld positiv — allerdings nur in miindlicher Form -
gedullert hatte. Die Antrage wurden erstellt, eingereicht und der Eingang durch die BImA bestatigt.

Es stellte sich heraus, dass die BImA birokratischer auf die Antrage reagierte, als im Vorfeld von ihr
angekiindigt. Es wurden Nachforderungen zu den Antragen gestellt, die sich sowohl auf das Nach-
bessern der Kostenaufstellungen als auch auf die Vorlage vertraglicher Vereinbarungen zu

den einzelnen Liegenschaften bezogen.

Die BImA berief sich dabei auf einen Leitfaden zum Erstattungsverfahren, der erst nach Antrag-
stellung durch die LHK bekannt wurde. Nach diesem Leitfaden musste ein nach dem 01.01.2015
geschlossener Mietvertrag bzw. Mitbenutzungsvertrag vorliegen, der vorsah, dass eine Liegenschaft
der LHK zur Unterbringung von Fliichtlingen und Asylbegehrenden mitzinsfrei von der BImA Uber-
lassen wurde. Fir eine der Liegenschaften lag dieser Vertrag als Voraussetzung fur eine Erstattung
nicht vor, und es musste vertraglich nachgebessert und mit der BImA verhandelt werden.

Im Hinblick auf die vorgenommenen Forderungsbuchungen konnte durch das RPA festgestellt
werden, dass diese zum Zeitpunkt der 1. Antragsstellung in 2016 nicht hatten vorgenommen werden
dirfen, da der Anspruch bis zum Eintreffen der Eingangsbestatigung durch die BImA nicht ausrei-
chend begriindet war.
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Die Korrektur hatte aus Sicht des RPA ebenfalls nicht vorgenommen werden dirfen, da sie aufgrund
einer mindlichen Aussage erfolgte. Aufgrund des Zeitdrucks Anfang 2017 war es der Immobilien-
wirtschaft nicht méglich, die Kosten fiir die Einzelduschen aus den Positionen Heizung und Sanitar
herauszurechnen. Es wurde sich auf eine ungefahre Korrektursumme geeinigt. Hier hatte aufgrund
des Niederstwertprinzips eine Einzelwertberichtigung vorgenommen werden miissen. Aus den
vorliegenden Bescheiden geht hervor, dass die Immobilienwirtschaft zum 07.09.2017 auf Verlangen
der BImA korrigierte Antrage auf Erstattung in Hohe von 10,46 Mio. € einreichte. Diese waren nach
Gebauden sortiert und um die Kosten fiir Sanitar und Heizung gekiirzt worden. Zu diesem Zeitpunkt
hatte unbedingt eine buchhalterische Anpassung der Forderungssumme erfolgen mussen.

Das RPA hat hier das Amt fur Finanzwirtschaft, die Immobilienwirtschaft und auch das Amt fur
Wohnen und Grundsicherung in der Pflicht gesehen, miteinander zu kommunizieren, Qualitatskont-
rollen durchzufiihren und die buchhalterische Erfassung laufend dem Sachstand anzupassen.

Von Mai bis September 2019 - also 3 Jahre nach Antragsstellung - erhielt die Stadt Kiel die ersten
drei Bescheide Uber insgesamt 5,84 Mio. €. Die ersten Zahlungen gingen im Oktober 2019 ein. Mehr
als ein Jahr spater im Januar 2021 gingen weitere 16 Bescheide und Zahlungen fir die Gebaude im
Schusterkrug 25 ein. Insgesamt gingen 19 Bescheide mit einer Erstattungssumme von 9,95 Mio. €
ein. Die Erstattungssumme Ubersteigt zwar auf den ersten Blick die Ursprungsforderung von

8,16 Mio. € um 1,78 Mio. €. Doch tatsachlich wurde die Antragssumme der korrigierten Antrage

der LHK Uber 10,46 Mio. € vom 07.09.2017 von der BImA gekiirzt und 509 T€ weniger erstattet.

Abzlige durch die BImA wurden aufgrund von fehlerhaften Angaben durch die LHK, nicht erstat-
tungsfahigen Ausgaben wie Mobiliar, Reinigung, Kommunikationskosten, nicht vorliegenden Rech-

nungen und falsch zugeordneten Belegen vorgenommen.

Rechnungen in Hohe von 17 T€ konnten der BImA trotz Nachfrage durch die Immobilienwirtschaft
nicht vorgelegt werden. Das RPA identifizierte die Belege in newsystem und stellte fest, dass die
Belege in der Belegverwaltung vorhanden sind. Das RPA kann nicht nachvollziehen, aus welchen
Griinden diese Belege der BImA nicht vorgelegt und damit auch nicht erstattet werden konnten.

Auf die Frage, inwieweit sichergestellt wurde, dass alle erstattungsfahigen Aufwendungen gegen-
Uber der BImA geltend gemacht wurden, erlauterte die Immobilienwirtschaft, dass in Abstimmung
mit den beteiligten Amtern seinerzeit nach bestem Wissen und Gewissen alle Aufwendungen und
Rechnungen, die der Herrichtung der Asylunterklinfte zugerechnet werden konnten, zusammen-
getragen wurden. Einen Anspruch auf Vollstdndigkeit wird vermutlich keines der beteiligten Amter
erheben (kdnnen). Zum Zeitpunkt der Herrichtung der Liegenschaften waren die spateren Moglich-
keiten und Modalitdten der Erstattung noch nicht bekannt, so dass die Auftrags- und Rechnungs-
abwicklung im Hinblick auf den hohen Handlungsdruck in erster Linie auf eine schnelle Umsetzung
ausgerichtet war und nicht auf eine spatere antragskonforme Systematik und Dokumentation.

Die Immobilienwirtschaft erlauterte weiter, dass von ihr nicht beurteilt werden kdnne, ob die von
der BImA vorgenommenen Kirzungen in der Sache korrekt sind, da die fehlende Erstattungsfahig-
keit darin begriindet sein musste, dass es sich gemaR Leitfaden der BImA um nicht ,notwendige
oder angemessene“ Aufwendungen fir die Herrichtung/Einrichtung von Asylunterkiinften handelt.
Dies zu hinterfragen wire ggf. Aufgabe der in der Sache zusténdigen Amter. Eine rechnerische Uber-
prifung der Kiirzungen ist durch die Immobilienwirtschaft ebenfalls nicht erfolgt. Die Bescheide
wurden zwar an die Immobilienwirtschaft adressiert (da die Immobilienwirtschaft seinerzeit mit der
Antragsbearbeitung beauftragt wurde), diese wurden aber im Original und ohne weitere Priifung an
die letztendlich auch die Erstattung empfangenden Amter weitergeleitet. Es wurde lediglich mitver-
folgt, ob fur alle in den Antragen aufgefiihrten Gebdude Bescheide eingehen.
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In der Gesamtbetrachtung muss in Bezug auf die Antragsbearbeitung und spatere Abarbeitung der
eingehenden Bescheide festgestellt werden, dass die Verantwortlichkeiten und die zu erledigenden
Aufgaben nicht klar festgelegt wurden. Heute kann nicht mehr nachvollzogen werden, in welcher
Hohe der LHK durch nicht bericksichtigte Rechnungen bzw. durch die LHK oder die BImA zu hoch
angesetzte Klirzungen ein finanzieller Nachteil entstanden ist.

Um zukUnftig mogliche finanzielle EinbuRen fir die LHK zu vermeiden, hat sich gezeigt, dass beson-
ders in Zeiten mit hohem Arbeitsaufkommen auf eine klare Zuordnung der Verantwortlichkeiten,
das zur Verfiigung stellen ausreichend personeller Kapazitdten und eine enge Verzahnung der betei-
ligten Amter zu achten ist. Besonders die laufende Einbindung des Amtes fiir Finanzwirtschaft ist
entscheidend, um eine korrekte buchhalterische Abwicklung sicher zu stellen.

3.4 Erldauterungen zu ausgewahlten Bilanzpositionen

Zu samtlichen Bilanzpositionen wurden die Zahlen und Informationen des Jahresabschlusses 2021
inkl. Anhang und Lagebericht mit den Angaben in newsystem abgeglichen. Gleichzeitig wurde

die Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen gepriift sowie eine Anderungsanalyse zum Vorjahr
durchgefiihrt. Die Zu- und Abgange wurden stichprobenweise nachvollzogen und auf Plausibilitat
gepruft.

Soweit die Bilanzpositionen nach risikoorientierten Gesichtspunkten umfassender geprift wurden,
ist die Prtfung durch z. B. vertiefende Belegprifungen, Prifung von Akten, Vertragen und Jahres-
abschlissen der stadtischen Gesellschaften sowie der Priifung der Prozesse und des IKS erganzt
worden.

Im Anhang des Jahresabschlusses 2021 sind die Bilanzpositionen zum groRRen Teil sehr umfangreich

beschrieben und die Entwicklungen dargestellt. Das RPA beschrankt sich im Folgenden darauf, nur

die Bilanzpositionen zu erldautern, bei denen die Prifung abweichende Ergebnisse erbracht hat oder
auf Besonderheiten oder auf Fehler hingewiesen werden muss, die nicht bereits im Jahresabschuss

selbst erlautert wurden.
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3.4.1 Aktiva

Die Aktivseite stellt sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar:

31.12.2020 % 31.12.2021 % Veranderung
T€ ? TE ? T€

L LS YRR 1777 01 1.861 01 84
gegenstande
Sachanlagen 1.532.376 79,7 1.563.124 79,7 30.748
Finanzanlagen 115.259 6,0 111.236 57 -4.023
Anlagevermoégen 1.649.412 85,8 1.676.222 85,4 26.810
Vorrate 784 0,0 724 0,0 -60
Offentlich-rechtliche 54.848 2,9 65744 34 10.896
Forderungen
Privatrechtliche Forderungen
und sonstige Vermogens- 12.699 0,7 9.700 0,5 -2.999
gegenstande
Liquide Mittel 53.578 2,8 32.800 1,7 -20.777
Umlaufvermégen 121.908 6,3 108.969 5,5 -12.939
Aktive Rechnungs- 150.971 7,9 177.071 9,0 26.100
abgrenzung
Bilanzsumme 1.922.291 100,0 1.962.262 100 39.971

Die Bilanzsumme erhdhte sich im Berichtsjahr um 39,97 Mio. €. Die Aktivseite der Vermodgensrech-
nung ist durch das Anlagevermdgen gepragt. Das Anlagevermdgen erhdhte sich im Vorjahresver-
gleich um 26,81 Mio. € auf 1.676,22 Mio. €.

Dies begriindet sich im Wesentlichen durch Zugange bei den bebauten Grundstiicken und grund-

stlicksgleichen Rechten von 20,26 Mio. €.

Ausschlaggebend fir den Anstieg ist u. a. der Ankauf von bebauten Grundstlicken im Zusammen-
hang mit der Entstehung des Gewerbe- und Industriegebietes Friedrichsort von 12,85 Mio. €. Die
Umbuchung der Anlage im Bau erfolgte zum 01.01.2021 und betrifft Gberwiegend Zugange bei der
Bilanzposition sonstige Dienst-, Geschafts- und Betriebsgebdude. Die Prifung der Abschlussanzeige
ergab keine wesentlichen Beanstandungen.

Die grofRte Umbuchung im Sachanlagevermogen erfolgte im Berichtsjahr durch die Aktivierung

der Baumalinahme Mihlendamm mit 30,76 Mio. €. Die Auflésung der Anlage im Bau erfolgte unter
Beriicksichtigung der wirtschaftlichen und rechtlichen Eigentumsverhaltnisse, was sich im Sachan-
lagevermdogen, in den Sonderposten sowie in den aktiven und passiven Rechnungsabgrenzungspos-
ten widerspiegelt. Die BaumalRnahme wurde zum 26.09.2019 fertiggestellt. Die Umbuchung erfolgte
verspdtet zum 01.01.2021, weshalb die Nutzungs- und Auflésungsdauern des Sachanlagevermdgens
und der Zuwendungen um 16 Monate zu verklrzen waren.
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Das Umlaufvermdgen reduzierte sich im Berichtsjahr um 12,94 Mio. € auf 108,97 Mio. €. Diese Veran-
derung ergibt sich im Schwerpunkt aus einem Anstieg der Sonstigen 6ffentlich-rechtlichen Forde-
rungen um 10,86 Mio. € und einer Verringerung der Liquiden Mittel um 20,78 Mio. €.

Insgesamt ist festzustellen, dass die Forderungen nicht vollstdndig in newsystem ausgewiesen sind.
Zum Jahresabschluss 2021 wurden von allen Amtern und Referaten Vollstindigkeitserklarungen zu
den bilanziell ausgewiesenen Forderungen abgefordert. Die Einschrankungen werden im Jahresab-
schluss 2021 S. 75 aufgefihrt. In einem Bereich fehlten die Angaben in der Vollstandigkeitserklarung.
Dies betrifft einen geringeren Teil der Forderungen aus den Schmutzwasserabrechnungen der Stad-

tentwdsserung (s. Kapitel 4.1.9).

Die Offentlich-rechtlichen Forderungen aus Dienstleistungen betragen im Berichtsjahr 31,39 Mio. €.
Aufgrund von Riickstanden bei der Erstellung von Leistungsbescheiden beim Rettungsdienst konn-
ten fur das Jahr 2021 Entgelte in HShe von geschéatzten 16 Mio. € nicht realisiert werden (s. Kapitel
4..2). Die Rettungsdienstentgelte konnten aktuell nur bis Mai 2021 erfasst und abgerechnet werden
(Stand 01.07.2022).

Die Veranderung der Sonstigen 6ffentlich-rechtlichen Forderungen ist wie auch in Vorjahren stark
abhangig von den Forderungen gegenuber den Eigenbetrieben. Im Berichtsjahr stiegen die Forde-
rungen gegenlber dem Eigenbetrieb Beteiligungen zum 31.12.2021 um 13,51 Mio. €. Insgesamt beste-
hen Forderungen gegeniber den Eigenbetrieben von 26,87 Mio. €. Die Veranderung der Vorschuss-
kontenbestande ist im Berichtsjahr um 1,05 Mio. € zu niedrig ausgewiesen. Die Griinde hierfir sind
im Kapitel 3.3.3.3 zur Prifung der Verwahr- und Vorschusskonten erlautert.

Die gesunkenen Liquiden Mittel sind im Wesentlichen auf den niedrigeren Saldo aus laufender Ver-
waltungstatigkeit von 40,21 Mio. € (Vorjahresveranderung -88,67 Mio. €) sowie dem negativen Saldo
aus fremden Finanzmitteln von -13,01 Mio. € (Vorjahresveranderung -13,53 Mio. €) zurtickzufihren.
Fir ndhere Erlauterungen wird auf Kap. 3.6 zur Finanzrechnung verwiesen.

Ursachlich fur den Anstieg des Aktiven Rechnungsabgrenzungspostens um 26,10 Mio. € ist im We-
sentlichen die Aktivierung der Baumalinahme Mihlendamm. Auf Grundlage des § 40 Abs. 7 Satz 2
GemHVO-Doppik SH wurden diesbezlglich fiir geleistete Zuschisse und Zuweisungen 21,27 Mio. €
zugefuhrt. Davon entfallen 20,54 Mio. € auf Zuweisungen an den Bund sowie 729 T€ auf Zuschuisse
an private Unternehmen fir die Anschaffung und Herstellung von Vermoégensgegenstanden, an

denen diese das wirtschaftliche Eigentum haben.



3.4.2 Passiva

Die Passivseite setzt sich wie folgt zusammen:

31.12.2020 % 31.12.2021 % Veranderung
T€ ? T€ ? T€

Allgemeine Riicklage 280.558 14,6 280.558 14,6 0
Sonderricklage 1.466 0,1 1.504 0,1 38
Ergebnisrticklage 0] (0] 85.963 4.4 85.963
Vorgetragener Jahresfehlbetrag -3.606 0,2 0] 0 3.606
Jahrestberschuss /
e 89.570 47 -12.939 -0,7 -102.509
Eigenkapital 367.988 19,1 355.087 181 -12.900
sonderposten flir aufzulosende 248988 | 13,0 245188 | 12,5 -3.800
Zuschuisse und Zuweisungen
Sonderposten fir Beitrage 64.235 3,3 62142 3,2 -2.093
sonderposten fiir den 12.894 0,7 17.331 0,9 4.437
Gebuhrenausgleich
Sonstige Sonderposten 8.653 0,5 8.325 0,4 -328
Sonderposten 334.770 17,4 332.986 17,0 -1.785
Pensionsruckstellung und 455.244 237 469.432 23,9 14188
Versorgungsricklage
Beihilfertickstellung 60.452 31 63.593 3,2 3140
Altersteilzeitrickstellung 929 0,1 1.416 0,1 487
Steuerrlckstellung 85 0,0 63 0 -22
Verfahrensriickstellung 7.455 0,4 7.299 0,4 -156
Ru.ckstellung fur Verbindlich- 5173 01 1282 01 -891
keiten ohne Rechnung
Rickstellungen 526.339 27,4 543.085 27,7 16.746
Verbindlichkeiten aus Krediten 498.314 25,9 553102 28,2 54788
flr Investitionen
Verb.mdllchkelten aus Kassen- 20.000 10 0 0 20.000
krediten
Verbindlichkeiten aus Vorgangen,
die Kreditaufnahmen wirtschaft- 35.679 1,9 34.238 1,7 -1.441
lich gleichkommen
Verblndllch.kelten aus Lieferun- 8,545 04 9261 05 716
gen und Leistungen
Vgrblndllchkelten aus Transfer- 2909 02 3321 0.2 13
leistungen
Sonstige Verbindlichkeiten 53.281 2,8 53121 2,7 -160
Verbindlichkeiten 618.728 32,2 653.044 33,3 34.316
Passive Rechnungsabgrenzung 74.465 3,9 78.060 4,0 3.595
Bilanzsumme 1.922.291 100 1.962.262 100 39.971
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Das Eigenkapital ist infolge des Jahresfehlbetrages um 12,94 Mio. € gesunken. Aufgrund des Jahres-
Uberschusses 2020 von 89,57 Mio. € konnte der vorgetragene Jahresfehlbetrag von 3,61 Mio. € zum
01.01.2021 vollstandig ausgeglichen werden. DarUber hinaus konnte eine Ergebnisriicklage von
85,96 Mio. € entsprechend § 25 Abs. 3 GemHVO-Doppik SH gebildet werden. Eine Ergebnisrticklage
wurde letztmals im Jahresabschluss zum 31.12.2010 ausgewiesen. Per 01.01.2022 wird diese bereits
um den Jahresfehlbetrag von 12,94 Mio. € reduziert. Sofern die geplanten Jahresfehlbetrdage der
Folgejahre realisiert werden, wird die Ergebnisrticklage wieder vollstandig verbraucht sein.

Bezliglich des Jahresfehlbetrages ist zu berlcksichtigen, dass die LHK im Jahr 2021 Konsolidierungs-
hilfen von 28,37 Mio. € erhalten hat. Ohne diese nicht geplanten Ertrage ware der Jahresfehlbetrag
mit 41,31 Mio. € deutlich hoher ausgefallen.

Bei den Sonderposten fiir Gebiihrenausgleich waren Zugange von 9,66 Mio.€ zu verzeichnen,

die als gebiihrenrechtliche Uberschiisse der Stadtentwisserung in den Sonderposten eingestellt
wurden. Die Hohe der Zugange wurde durch das Amt fur Finanzwirtschaft in Frage gestellt, eine
Priifung dauert noch an. Ein Hinweis auf diesen ungeklarten Sachverhalt, der dem Amt fir Finanz-
wirtschaft bei Erstellung des Jahresabschlusses bekannt gewesen ist, ware in den Anhang aufzuneh-
men gewesen.

Der Anstieg der Riickstellungen ist insbesondere auf die Pensions- und Beihilferlckstellungen zu-
rickzufiihren. Nachdem diese im Vorjahr aufgrund neuer Berechnungsgrundlagen korrigiert wurden
und dadurch insgesamt um 29,58 Mio. € angestiegen waren, betragt der Anstieg im Berichtsjahr
15,79 Mio. €.

Die Verbindlichkeiten aus Krediten fiir Investitionen beinhalten bei der LHK ausschlieRlich Kredite
fur Investitionen vom privaten Kreditmarkt und sind im Vergleich zum Vorjahr um 54,79 Mio. €
gestiegen. Damit erreicht der Bestand an Verbindlichkeiten aus Krediten fir Investitionen mit
553,10 Mio. € den Hchststand seit Einfihrung der Doppik. Durch die hohen Kreditaufnahmen im
Berichtsjahr steigen auch die Zinsausgaben (10,16 Mio. €) trotz sinkendem Zinsniveau. Fir die
Folgejahre ist nach der Haushaltsplanung mit einem Anstieg der Kredite fiir Investitionen bis 2025
von 281,02 Mio. € zu rechnen (genehmigtes Kreditvolumen 2022 57,34 Mio. €). Dies entspricht einer
Erhéhung von 50,8 % innerhalb von vier Jahren.

Die unterjahrig aufgenommenen Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten wurden zum Jahresende
vollstandig abgebaut. Der Hochstbetrag der Aufnahme der Kassenkredite ist in § 2 der Haushalts-
satzung 2021 auf 300,00 Mio. € festgesetzt. Mit dem unterjahrigen Hochststand der Kassenkredite
von 80,00 Mio. € wurden diese zu keinem Zeitpunkt in Anspruch genommen. Aus der Aufnahme
von Kassenkrediten resultierten Zinsertrége aufgrund der Negativverzinsung von 236 T€. Bereits im
Vorjahr konnten die Kassenkredite zum Jahresende deutlich reduziert werden (20,00 Mio. €). Diese
positive Entwicklung wurde in 2021 fortgefiihrt. Zukilinftig wird — wie aus der Haushaltsplanung
ersichtlich - mit einem erhohten Anstieg der Kassenkredite gerechnet. Das RPA wird die weitere
Entwicklung beobachten.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen betragen 9,26 Mio. € und sind im Berichts-
jahr um 1,20 Mio.€ zu niedrig ausgewiesen. Grund daftr ist, dass eine Auszahlung in H6he von

1,20 Mio. € falschlicherweise hier statt auf dem Verwahrkonto ABK (sonstige Verbindlichkeiten)
gegengebucht wurde. In 2022 wurde die Buchung korrigiert.

Bei der Darstellung der sonstigen Verbindlichkeiten im JA 2021 auf Seite 98 sind die Bestande der
Verwahrkonten mit 20,76 Mio. € um 1,05 Mio. € zu niedrig ausgewiesen (ndahere Erlduterungen unter
Kap. 3.3.3.3).



3.5 Ergebnisrechnung
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Die Zuordnung der Ertrage und Aufwendungen zu den aufgefiihrten Positionen ist auf der Grund-

lage des vom Innenministerium bekannt gemachten Kontenrahmens vorzunehmen.

Zu den Positionen der Ergebnisrechnung wurden Zahlen und Informationen des Jahresabschlusses

2021 inkl. Anhang mit den Angaben in newsystem abgeglichen. Im Folgenden werden erwahnens-

werte Positionen erlautert. Bei Posten und Sachverhalten, die im Jahresabschluss behandelt wer-

den, wird auf eine Erlduterung verzichtet.

Die Ergebnisrechnung stellt sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar:

Ergebnisrechnung 20€20 22:21 +/-in €
Steuern und dhnliche Abgaben 365.401.932 340.055.123 -25.346.809
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 420.989.919 386.963.206 -34.026.712
+ Sonstige Transferertrage 15.031.932 15.592.558 +560.627
+ Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 90.095.529 90.977.222 +881.693
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 42.249.965 43.698.947 +1.448.981
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 214.952.315 234.631.678 +19.679.363
+ Sonstige ordentliche Ertrage 56.108.846 43.339.570 -12.769.276
+ Aktivierte Eigenleistungen 2.432.623 4.614.348 +2.181.725
+/- Bestandsveranderungen 158.534 -59.816 -218.350
= Ertrage 1.207.421.594 1.159.812.836 -47.608.758
Personalaufwendungen -277.900.330 -295.586.666 +17.686.337
+ Versorgungsaufwendungen -32.112.387 -31.585.233 -527154
* égg‘fg‘f&ﬂi;&f“r Sach-und 145.422.853 -158.526.849 +13103.996
+ Bilanzielle Abschreibungen -55.281.186 -64.894.153 +9.612.968
+ Transferaufwendungen -427.946.655 -438.449.715 +10.503.060
+ Sonstige ordentliche Aufwendungen -160.966.460 -165.692.634 +4.726.175
= Aufwendungen -1.099.629.871 -1.154.735.252 +55.105.381
= Ergebnis der lfd. Verwaltungstatigkeit 107.791.724 5.077.585 -102.714.139
+ Finanzertrage 1.358.515 1.059.998 -298.517
- ﬂl\f\fe”ngzcr’];?tige Finanz- -19.580.690 -19.076.905 -503.785
= Finanzergebnis -18.222.175 -18.016.908 -205.267
= Jahresergebnis 89.569.549 -12.939.323 -102.508.871

KIEL

39



SCHLUSSBERICHT HAUSHALTSJAHR 2021 LANDESHAUPTSTADT KIEL

40

Das Jahresergebnis 2021 weist einen Jahresfehlbetrag von -12,94 Mio. € aus und fallt damit um
-102,51 Mio. € niedriger aus als im Vorjahr. Diese ungewdhnlich hohe Vorjahresabweichung ist auf
die Sondereffekte zurlickzufihren, die die Ertrage der LHK in 2020 deutlich erhdhten. Dennoch ldsst
sich der in 2021 erzielte Jahresfehlbetrag nicht ausschliellich auf die fehlenden Sondereffekte redu-
zieren wie im Folgenden erldutert wird.

Die Ertrdge der Steuern und dhnliche Abgaben sind im Berichtsjahr aufgrund von geringeren Ge-
werbesteuerertragen um 28,08 Mio. € gesunken. Diese Vorjahresabweichung wurde deutlich durch
eine einmalige Gewerbesteuerzahlung in 2020 von 66,49 Mio. € als Sondereffekt beeinflusst. Ohne
Berlicksichtigung dieses Sondereffekts waren die Ertrage im Jahr 2020 (105,81 Mio. €) deutlich gerin-
ger ausgefallen als im Berichtsjahr 2021 (144,23 Mio. €).

Die Zuwendungen und allgemeine Umlagen sind im Vergleich zum Vorjahr um 34,03 Mio. € gesun-
ken. Dazu beigetragen haben niedrigere Konsolidierungshilfen und Fehlbetragszuweisungen
(-4,91 Mio. €) sowie die nur im Vorjahr gewdhrte Ausgleichszahlung des Landes fur Gewerbesteuer-

mindereinnahmen von +32,59 Mio. €.

Die Zuweisungen und Zuschusse fur lfd. Zwecke haben sich im Vorjahresvergleich um 6,07 Mio. € er-
hoht. Im Wesentlichen ist dies zurilickzufiihren auf gestiegene Zuschisse des Landes zur Betreuung
von Kindern aufgrund des neuen KiTaG.

Darliber hinaus erhielt die LHK 2,89 Mio. € Zuweisungen vom Land zum pauschalen Ausgleich fir die
zu erwartenden Lohn- und Einkommensmindereinnahmen in Folge der Corona Pandemie. Dadurch
soll die Leistungsfahigkeit der Gemeinden, die durch die Folgewirkungen der Pandemie verschlech-
tert wurde, gestarkt werden. Der Ausgleich wird fir das Jahr 2021 sowie fur das Haushaltsjahr 2022
gewahrt.

Die Ertragsposition Kostenerstattung und Kostenumlagen ist im Vergleich zum Vorjahr um

19,68 Mio. € gestiegen. Dies ist im Wesentlichen mit héheren Erstattungen vom Bund (+6,28 Mio. €)
sowie hoheren Erstattungen vom Land (+5,70 Mio. €) gegenliber dem Vorjahr zu begriinden. Ins-
besondere im Bereich der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sind hohere Erstat-
tungsbetrdage vom Bund (+4,83 Mio. €) infolge angestiegener erstattungsfahiger Aufwendungen
eingegangen. Zudem fuhrten geleistete Erstattungen der Herrichtungskosten fir das MFG-5 Gelan-
de durch die BImA (s. Kap. 3.3.3.4) zu hdheren Erstattungen im Vorjahresvergleich (+1,45 Mio. €). Die
Erstattungen vom Land sind insbesondere im Bereich der Erstattungen fur Personal- und Sachkosten
der Eingliederungshilfe gem. SGB IX angestiegen (+5,17 Mio.€). Zudem wurden im Haushaltsjahr 2021
hohere Erstattungen von Gemeinden (+2,22 Mio. €) vereinnahmt. Ursachlich ist der durch das neue
KiTaG angestiegene Wohngemeindeanteil flir die Betreuung von auswartigen Kindern in Kieler Kitas.

Die Personal- und Versorgungsaufwendungen betragen 327,177 Mio. € und sind im Vergleich zum
Vorjahr um 17,16 Mio. € gestiegen. Begrindet ist dies im Wesentlichen durch Tarif- und Besoldungs-
steigerungen sowie der Neueinstellung von Personal.

Im Plan-/Ist-Vergleich sind die Personal- und Versorgungsaufwendungen um 672 T€ geringer aus-
gefallen. Gesamtstadtisch betrachtet ist dies eher unwesentlich. Betrachtet man jedoch die Ab-
weichungen auf Produkt- und Sachkontenebene, ergeben sich in einigen Bereichen teilweise starke
Abweichungen, die sowohl planverbessernd als auch planverschlechternd ausfallen. Die Begriindun-
gen fur die wesentlichen Abweichungen wurden bei den betroffenen Fachamtern je Produkt erfragt.
Das Personal- und Organisationsamt beantwortete die Anfragen jedoch zentral und formulierte
allgemeingultige Griinde fir die Planabweichungen in diesem Bereich. Dazu zahlen unter anderem:
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- Planstellen, die als Besoldungsstelle geplant sind, werden mit tariflich Beschaftigten besetzt
und umgekehrt

- Unterjahrige Umbuchungen auf andere Kostenstellen/Kostentrager durch die Fachamter
- Nichtbesetzung von Planstellen

- UberplanmaRige Besetzung

- Nicht planbare Hohergruppierungen

- Nachbesetzung mit niedrigeren Erfahrungsstufen

- Organisatorische Veranderungen

Aus Sicht des RPA ist es fur die Analyse der Plan-/Ist-Abweichungen und die Beurteilung der Pla-
nungsprozesse erforderlich, die Abweichungen auf Produktebene nachzuvollziehen. Daher wurde mit
dem Personal- und Organisationsamt fir die Folgejahre ein transparenteres Verfahren vereinbart.

Die Transferaufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr um +10,50 Mio. € gestiegen. Dies begrtin-
det sich im Wesentlichen durch hohere Zuschiisse an Gbrige Bereiche (+14,29 Mio. €). Diese haben
sich aufgrund von gestiegenen Betriebskostenforderungen durch das neue KiTaG im Bereich der
Betreuung von Kindern in Einrichtungen freier Trager erhoht (+6,85 Mio. €). Zudem kam es zu Auf-
wandssteigerungen bei den Zuschissen fur soziale Einrichtungen fir Wohnungslose aufgrund

der Eroffnung weiterer Unterkiinfte und dem damit verbundenen erhéhten Betreuungsumfang
(+1,41 Mio. €). Des Weiteren sind die Aufwendungen der Grundsicherung auf3erhalb von Einrichtun-
gen um +3,36 Mio. € aufgrund von steigenden Bedarfen an Leistungen zur Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung gestiegen. Auch die Jugendhilfeleistungen in Einrichtungen sind im
Vorjahresvergleich um +2,55 Mio. € gestiegen, unter anderem durch hohere Kosten und Fallzahlen
bei der Heim-/Erziehung in einer sonstigen betreuten Wohnform.

Die von der LHK gegeniliber dem Land zu erbringende Gewerbesteuerumlage ist im Vergleich zum
Vorjahr gesunken (-12,80 Mio. €). Die Verringerung ist im Wesentlichen auf die in 2021 erhaltene Er-
stattung der im Vorjahr zu hoch abgerechneten Gewerbesteuerumlage zurtickzufihren..

3.6 Finanzrechnung

Ziel der Finanzrechnung ist es, ein den tatsachlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Finanz-
lage zu vermitteln. In der Finanzrechnung werden daher die Einzahlungs- und Auszahlungsstrome
abgebildet. Die Finanzrechnung kann als eine auf die kommunalen Belange abgewandelte Form
der im kaufmannischen Rechnungswesen bekannten Kapitalflussrechnung betrachtet werden. Der
Endbestand an Finanzmitteln flief3t in die Bilanzposition ,,Liquide Mittel“ ein.

M
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Die Finanzrechnung ist gemafR § 46 GemHVO-Doppik SH in Verbindung mit dem Muster nach Anla-
ge 21 zu § 46 GemHVO-Doppik SH aufzustellen. Zur besseren Ubersicht wird die Finanzrechnung im
Folgenden zusammengefasst abgebildet:

Finanzrechnung

2020 2021
€ €
Saldo aus lfd. Verwaltungstatigkeit 128.882.504,65 40.213.759,52

Saldo aus Investitionstatigkeit

-87.412.876,63

-82.773.628,21

Saldo aus fremden Finanzmitteln

523.781,90

-13.005.630,38

Saldo aus Finanzierungstatigkeit

-18.777.474,68

34.788.418,21

Anderung des Bestandes an Finanzmitteln

23.215.935,24

-20.777.080,86

Zahlungsmittelbestand 01.01.

30.361.584,28

53.577.519,52

Zahlungsmittelbestand 31.12.

53.577.519,52

32.800.438,66

Die Finanzrechnung weist zum 31.12.2021 einen Zahlungsmittelbestand von 32,80 Mio. € aus, der mit
dem Bestand der , Liquiden Mittel“ Ubereinstimmt. Im Vorjahresvergleich ergibt sich bei dem Endbe-
stand an Zahlungsmitteln eine Verschlechterung von -20,78 Mio. €.

Der Saldo aus laufender Verwaltungstatigkeit bildet die finanzielle Leistungsfahigkeit der LHK ab.
Der Uberschuss an Zahlungsmitteln von 40,21 Mio. € fallt im Vergleich zum Vorjahr um -88,67 Mio. €
geringer aus. Grund dafir sind die gesunkenen Einzahlungen insbesondere bei den Steuereinnah-
men und im Bereich der Zuwendungen. Zudem sind die Auszahlungen aus laufender Verwaltungs-
tatigkeit im Vergleich zum Vorjahr angestiegen. Hohere Auszahlungen wurden unter anderem im
Personalbereich und bei der Anschaffung von Sach- und Dienstleistungen getatigt. Der Uberschuss
kann fur die Eigenfinanzierung von Investitionen oder fir die Schuldentilgung verwendet werden.

Der Saldo aus Investitionstatigkeit bildet die Summe aller Ein- und Auszahlungen fur Investitionen
in das Sachanlagevermogen und in die Finanzanlagen ab. Dieser ist im Vergleich zum Vorjahr um
-4,64 Mio. € gesunken aufgrund von niedrigeren Ein- und Auszahlungen aus Investitionstatigkeit. Im
Berichtsjahr sind geringere Auszahlungen fiir BaumaRnahmen von -28,54 Mio. €, sowie geringere
Einzahlungen aus Zuweisungen und Zuschusse von -18,33 Mio. € angefallen. Trotzdem Ubersteigen in
2021 die Auszahlungen die Einzahlungen aus Investitionstatigkeit. Die in Summe hdchsten Auszah-
lungen fir Investitionen im Berichtsjahr sind fiir den Kommunalen Wohnungsbau mit 9,84 Mio. €
und fur den Erwerb von Grundstlicken mit 5,04 Mio. € angefallen.

Bei dem Saldo aus fremden Finanzmitteln in Hohe von -13,01 Mio. € handelt es sich um durchlau-
fende Gelder, die der Haushaltswirtschaft der LHK nicht zuzurechnen sind. In 2021 wurden mehr
Auszahlungen aus fremden Finanzmitteln als Einzahlungen getatigt, wodurch sich die liquiden
Mittel der LHK verringern.

Der Saldo aus Finanzierungstatigkeit umfasst die Aufnahme und Tilgung von Krediten fir Inves-
titionen und Kassenkrediten. Der Saldo von 34,79 Mio. € gibt an, dass im Berichtsjahr mehr Kredite

aufgenommen als getilgt wurden.
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Die folgende Grafik zeigt die zur Auszahlung aus Investitionstatigkeit geplanten Mittel im Flnf-Jah-
reszeitraum. Diese setzen sich aus den investiven Haushaltsresten des Vorjahres und den fir den
laufenden Haushalt bereitgestellten Investitionsmitteln zusammen. Dem gegentber gestellt sind
die tatsachlich zur Auszahlung gebrachten Mittel:

Auszahlungen aus Investitionstatigkeit

240
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(™) 149
c 160 138
g 103
o 94
= 120 68 —
=
80 —
124 135 111
40 75 85 I
0
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B HH-Rest (Plan) Lfd. HH (Plan) Ist

Von den in 2021 zur Auszahlung geplanten Mitteln fiir Investitionen von 208,99 Mio. € sind laut
Finanzrechnung 111,05 Mio. € tatsdchlich ausgezahlt worden. Dies entspricht einer Verwendungs-
quote von 53,1 %.

Somit liegt die Quote unter der vom Ministerium fir Inneres, landliche Ra&ume, Integration und
Gleichstellung geforderten 60 %. Es missen mindestens 60 % der fiur Investitionen zur Verfligung
stehenden Mittel verwendet werden, damit der Grundsatz der Haushaltswahrheit eingehalten wird.

Jahr 2017 2018 2019 2020 2021
Umsetzungs- 46,2 % 473 % 54,2 % 54,5 % 531%
quote

Trotz Reduzierung der geplanten Auszahlungen aus Investitionen in den Nachtragshaushalten um
-44,10 Mio. € konnte die Umsetzungsquote im Vergleich zum Vorjahr weder erhdht noch gehalten
werden. Ein Grund dafir sind die hohen Haushaltsmittelibertragungen aus dem Vorjahr (105,58 Mio. €).
Geplante Investitionen bestmdglich umzusetzen und damit auch die geforderte Umsetzungsquote
von mindestens 60 % zu erreichen, wurde im 2. Nachtragshaushalt der LHK als oberstes Bestreben
im investiven Planungsbereich beschrieben. Um die Umsetzungsquote zu erreichen, sollte unter
anderem ein noch starkerer Fokus auf den Abbau der Ubertragenen Haushaltsreste gelegt werden,
um einen tragfahigen Startpunkt fur die Umsetzung der zur Verfiigung stehenden Mitteln zu ge-
wihrleisten. Dafiir erfolgte bei den Jahresabschlussarbeiten eine verstérkte kritische Uberpriifung
der fir den kommenden Haushalt zu Gbertragenen Haushaltsmittel. Fir den Haushalt 2022 wurden
62,93 Mio. € investive Haushaltsreste aus 2021 Gibertragen. Das RPA begrif3t die Reduzierung der
Haushaltslbertragungen von 42,65 Mio. € gegentiber dem Vorjahr.
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Erstmalig werden die in das Folgejahr Ubertragenen Restkrediterméachtigungen (§ 85 Abs. 3 GO SH)
in der Finanzrechnung (s. JA 2021 S .41) bzw. in der Teilfinanzrechnung 612 ,,sonstige allgemeine Fi-
nanzwirtschaft” (s. JA 2021 S. 338) ausgewiesen. Damit folgt die LHK einem Hinweis des Landes. Die
in das Haushaltsjahr 2022 Ubertragenen Kredite betragen 36,57 Mio. €.

4 Priifung der Verwaltung im
Berichtszeitraum

41 Produktbereiche

Gemal § 92 Abs. 1 Satz 1 GO SH hat das RPA die Einhaltung des Haushaltsplanes zu priifen. Wie
bereits in den Vorjahren wurde die Einhaltung der Haushaltsansatze auf Produktebene vom RPA in
Stichproben geprift. Bei wesentlichen Abweichungen wurden die Fachamter um Stellungnahme
und Angabe der Griinde gebeten.

Die folgende Tabelle stellt die Plan-/Ist-Abweichungen der einzelnen Produktbereiche dar. Die
Planzahlen setzen sich zusammen aus den im Rahmen der Haushaltsberatungen beschlossenen
Betragen, erganzt um die aus dem Haushaltsjahr 2020 Ubertragenen Haushaltsermachtigungen
sowie den Verdanderungen bei den einzelnen Produktbereichen, die sich aufgrund der genehmigten
Uber- und aulRerplanmafRigen Aufwendungen ergaben.
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Planab-
weichung
PB Beschreibung Ist2020 | Plan2021 | Ist2021 (+) Verbesserung E';:Z‘;::‘g
(-) Verschlechterung
€ € € €
M Innere Verwaltung -40.068.271 -53171.550| -48.695.883 +4.475.667 Ja
12 | Sicherheit und Ordnung -45.028.479| -47478.600| -51.438.686 -3.960.086 Nein
21 |Allgemeinbildende -42.602.494 | -42.944.900| -44.533.081 1588181
Schulen
22 | Forderzentren 5.459.935| -5298200| -4.898.891 +399.309
Ja
23 |Berufliche Schulen 18.801.691| -19.440.300| -18.277.738 +1162.562
24 | S¢hul-und schiilerbezogene -6.920.054|  7.963.300 7.313.518 +649.782
Leistungen/Einrichtungen
25 | Wissenschaft und Museen -4.096.001 -4.525.900 -4163.326 +362.574
26 |Kultur 18.964.812| -19.535.400| -19.323.759 +211.641
27 | Volksbildung -6.304.322| -7.893.400| -6.992.250 +901150 Ja
2g | Heimat-und sonstige 3.815426| -4.873100|  -4153331 +719.769
Kulturpflege
31 |Hilfenin Notlagen 104.900.536| -110.498.700| -101.032.212 +9.466.488
3p |Leistungen nach dem -509153|  -546.600 -643.765 -97165
Bundesversorgungsgesetz
33 | Férderung von Trager/innen 3.978.837| -4.294.500 -4167.668 +126.832
der Wohlfahrtspflege ’ : ’ ’ U ’ Ja
34 |Unterstutzungsleistungenfir |, ya3 000l 5564900  -2172.693 +92.207
besondere Personengruppen
35 | Sonstige soziale Hilfen und 5.853.225| -6.299.500| -5798.338 +501162
Leistungen
36 |Kinder, Jugend-und 153123.831| -159.671100| -161.794.621 2123521 Nein
Familienhilfe
41 Gesundheitsdienste -8.415.370 -9.675.700 -9.403.328 +272.372
Ja
42 |Sportférderung 13141.878| -14.219700| -12.598.803 +1.620.897
51 |Raumliche Planung und 11782.587| -14.872.800| -13.323.384 +1.549.416
Entwicklung Ja
52 Bauen und Wohnen -2.184.064 -3.582.700 -2.616.501 +966.199
53 |Ver-und Entsorgung +13.422.035| +12.594.000| +12.963.320 +369.320 Ja
54 | Verkehrsflichen und 30.722.075| -39.026.800| -37.845.442 +1181.358 Ja
-anlagen, OPNV
55 | Natur- und Landschaftspflege -19.758.837| -20.536.050| -20.534.893 +1.157
Ja
56  |Umweltschutz 3209736| -6.506.400| -4.012.660 +2.493.740
57 | Wirtschaft und Tourismus 19.962102| -28.468.000| -22.543731 +5.924.269 Ja
61 | Allgemeine Finanzwirtschaft | +647.785.035| +531.918.200| +582.375.858 +50.457.658 Ja
Gesamt +89.569.549 | -89.075.900| -12.939.323 +76.136.577
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Bei den dargestellten Verbesserungen und Verschlechterungen handelt es sich um die Summen

der Abweichungen der geplanten Aufwendungen und Ertrage im Vergleich zu den tatsachlichen

Buchungen.

Zu jedem Produktbereich sind in diesem Kapitel auch die im Berichtsjahr vorgenommenen unter-

jahrigen Prufungen mit den jeweiligen Ergebnissen dargestellt.

411 Produktbereich 11 - Innere Verwaltung
PB |Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung |Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
11 Innere 53171550 | -48.695.883 | 4.475.667 Ja
Verwaltung

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:

Amt 01 1.005.131 €
Amt 02 1150.456 €
Amt 60 337135 €
Amt 9o 453.058 €
Bulro OB 824.653 €
Bliro SP 449.486 €
OBP 250.234 €

Das Personal- und Organisationsamt (Amt 01) weist insgesamt eine positive Planabweichung auf.
Diese setzt sich aus den Planverbesserungen der Produkte IT-Service (644 T€), Organisation (598 T€)
sowie dem Sonderbudget 01 (974 T€) zusammen. Gegenlaufig wirkt sich die Planverschlechterung
des Produktes Personalmanagement (1,177 Mio. €) aus.

Im Bereich IT-Service ist die Verbesserung insbesondere auf Ertrage aus der Zufihrung von Anlage-
vermoégen aufgrund von Nacherfassungen im Rahmen der Inventur (155 T€), sowie auf niedrigere Auf-
wendungen fir die Beschaffung von EDV (384 Te€) infolge von Lieferschwierigkeiten zurlickzufihren.

Geringere Aufwendungen fir Besoldung (106 T€) und Versorgungsaufwendungen (205 T€) fihren
bei dem Produkt Organisation zu einer Planverbesserung. Darlber hinaus waren die Aufwendungen
fur den erforderlichen Support im Zusammenhang mit dem Projekt DMS um 280 T¢ geringer als
geplant, da die beauftragte Firma ihre Beratungsleistung mangels Kapazitdten nicht wie geplant
erbringen konnte.

Beim Sonderbudget 01 sind insbesondere zusatzliche Ertrage aus Personalkostenerstattungen
ursachlich fur die positive Planabweichung von insgesamt 974 T€. Unter den Personalkostenerstat-
tungen werden unter anderem Ausgleichszahlungen bei Dienstbehdrdenwechsel aufgrund des
Versorgungslastenausgleichsstaatsvertrages und Mutterschaftsleistungen abgebildet. Diese sind
abhangig von verschiedenen nicht kalkulierbaren Faktoren, die in diesem Bereich regelmalfig zu
Abweichungen fuhren.
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Die negative Abweichung zum Plan des Personalmanagements ist durch héhere Aufwendungen im
Zusammenhang mit Personalkosten, insbesondere Besoldung (230 T¢€), Entgelte fir Tarifbeschaf-
tigte (413 T¢€), Versorgungsaufwendungen (326 T€) sowie Beihilfen fir Beschaftigte (236 T€) und Ver-
sorgungsempfanger*innen (157 T€), gepragt (s. Kap. 3.5. Personal- und Versorgungsaufwendungen).
Weiterhin konnten zusatzliche Aufwendungen von 201 T infolge der Erhéhung der Verwaltungs-
kostensdtze durch die VAK bei der Planung noch nicht berlicksichtigt werden. Die Aufwendungen
fur Fort- und Weiterbildung fielen hingegen um 225 T€ geringer aus, da pandemiebedingt diverse
Veranstaltungen ausfielen bzw. verschoben wurden.

Die positive Abweichung vom Plan im Bereich des Rechtsamts (Amt 02) beruht im Wesentlichen auf
der Abwicklung von Schadensfallen.

Im Jahr 2021 sind sowohl die Schadensaufwendungen fur Haftpflichtschaden als auch die an den
HADG zu leistende Umlage niedriger ausgefallen als in der Planung vorgesehen. Auflerdem wurde
eine Mittellibertragung nicht kostenrelevant. Hierbei handelte es sich um Mittel fir einen weiter
offenstehenden grofReren Schadensersatzprozess.

Eine Stellungnahme zu den Planabweichungen der Immobilienwirtschaft (Amt 60) lag zum Pri-
fungszeitpunkt nicht vor. Daher konnte keine Priifung der Abweichungen vorgenommen werden.
Das RPA behdlt sich eine spatere Prufung vor.

Dezernat fiir Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt:

Die Unterlagen liegen in der Immobilienwirtschaft vor und kdnnen dem RPA fiir eine spatere
Prifung zur Verfligung gestellt werden.

RPA: Die Ubermittlung der Begriindungen zu den Planabweichungen an das RPA erfolgte nicht
innerhalb der dafiir vorgesehenen Frist (29.04.2022).

Die Planverbesserung beim Amt fur Finanzwirtschaft (Amt 9o) entfallt mit 389 T€ hauptsachlich auf
die Finanzdienstleistungen. Ertragsseitig wurden héhere Saumniszuschldge vereinnahmt (228 Te).
Zusatzliche Ertrage im Zusammenanhang mit der Aufhebung von Niederschlagungen sowie zusatz-
liche Aufwendungen infolge von Niederschlagungen und Erlassen von Forderungen fihren eben-
falls wiederholt zu grélReren Abweichungen, da diese bei der Planung generell nicht bertcksichtigt
werden. Die Aufwendungen fiir Sachverstandigen-, Gerichts- und dhnliche Kosten fielen um 203 Te
geringer aus, da unter anderem ein fir 2021 geplantes Software-Update nicht durchgefiihrt werden
konnte und somit vorgesehene Schulungen und Beratungsleistungen nicht in Anspruch genommen
werden mussten.

Eine Stellungnahme zu den Planabweichungen des Biros des Oberbirgermeisters (Biiro OB) lag
zum Prifungszeitpunkt nicht vor. Daher konnte keine Priifung der Abweichungen vorgenommen
werden. Das RPA behdlt sich eine spatere Prifung vor.

Im Biro des Stadtprasidenten (Buro SP) geht es im Wesentlichen um zwei Produkte: Gemeinde-
verfassung (insbesondere Gremienbetreuung, z. B. RV, Ausschlisse, Ortsbeirdte) und internationale
Beziehungen und Bevolkerungskontakte (z. B. Partnerstadte). Insgesamt fiel das Jahresergebnis in
diesem Bereich um 449 T€ besser aus als geplant. Pandemiebedingt sind zahlreiche Sitzungstermine
fur die Gremienmitglieder ausgefallen. Dadurch reduzierten sich im Produkt der Gemeindeverfas-
sung z. B. die Aufwendungen fiUr Sitzungsgelder, Verdienstausfallentschadigungen und Gebarden-
dolmetscher*innen um 103 T€. Zudem hat die Auflosung der Ratsfraktion die ,,FRAKTION“ ebenfalls
zu Einsparungen gefiihrt (29 T€). Auf der Ertragsseite waren nicht planbare Riickzahlungen von
Fraktionszuwendungsmitteln und Ricklagen der Fraktionen aus Vorjahren zu verbuchen (115 T€), die
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aufgrund der Pandemie nicht genutzt werden konnten. Zahlreiche Veranstaltungen fanden nicht
statt. Im Produkt Internationale Beziehungen und Bevélkerungskontakte erhohten nicht geplante
Erstattungen (55 T€) und Rickzahlungen nicht verbrauchter Férdergelder aus Vorjahren (71 T€) die
Ertrage.

Die Planabweichung des Pressereferates (OB-P) betrdgt im Berichtsjahr 259 Te. Das Ist-Ergebnis
fallt um diesen Betrag geringer als der Planwert aus. Im Wesentlichen begriindet sich diese Entwick-
lung darin, dass pandemiebedingt zahlreiche Veranstaltungen, Messen und Kampagnen aufgrund
der Zugangsbeschrankungen und des Lockdowns von den Fachamtern nicht durchgefiihrt werden
konnten. Insgesamt fielen die Aufwendungen hier um 272 T€ geringer aus. Dem gegenuber standen
hohere Ertrage von 26 T€ u. a. durch héhere Auflésungen von Beihilfe- und Pensionsriickstellungen,
eine Erhohung der Festwerte im Rahmen der Inventur und nicht geplante Erstattungen von verbun-
denen Unternehmen.

Unterjahrige Priifung - Umnutzung der ehemaligen Postflachen am Stresemannplatz zum
Welcome Center Kiel

Die Selbstverwaltung beschloss im Dezember 2018, die ehemaligen Postflachen am Stresemann-
platz im Neuen Rathaus in ein Welcome Center umzubauen, das die ehemalige Tourist Information
in der Andreas-Gayk-Stralle ersetzen sollte. Im gleichen Zuge sollte die Malnahme dazu genutzt
werden, fur die Kiel Marketing GmbH und die Jugend-Berufs-Agentur erweiterte bzw. neue Raum-
lichkeiten in der gleichen Ebene zu schaffen.

Die Umbaumalnahmen wurden federfiihrend durch die Immobilienwirtschaft gesteuert. Der Ent-
wurf und die Konzeptionierung der Innenraumgestaltung wurden durch einen externen freiberuflich

Tatigen umgesetzt.

Die Planung und Umsetzung der technischen Gebdudeausstattung erfolgte ebenfalls durch die
Immobilienwirtschaft.

Die Genehmigung der Umbauarbeiten unterlag einem bauordnungsrechtlichen Verfahren nach Lan-
desbauordnung Schleswig-Holstein. Bei der Umsetzung der Mallnahme waren denkmal-rechtliche
Aspekte bezlglich Fassaden- und Innenraumgestaltung zu bertcksichtigen.

Mit den Planungen wurde im Jahr 2018 begonnen. Das Welcome Center wurde im Oktober 2020
durch die Tourist Information bezogen. Die Nutzung der Flachen fir die Jugend Berufs Agentur und
die Kiel Marketing GmbH erfolgte im Marz 2020 bzw. August 2021.

Im Zuge der Realisierung kam es zu Bauverzégerungen und Kostensteigerungen, die detailliert in
einem separaten Einzelprifbericht zusammengestellt sind.

Folgende Prifungsfeststellungen fasst der Prifbericht zusammen:

- Fur die Beschlussfassung zur Realisierung des Projektes durch die Selbstverwaltung wurden
nicht alle maRgeblichen Informationen im Hinblick auf die Gesamtplanung und die zu erwarten-
de Kostenstruktur zusammengetragen und dargestellt. Die Gesamtkosten der MaRnahme haben
sich von urspriinglich geplanten 1,20 Mio. € um 83,3 % auf 2,20 Mio. € erhoht.

- Im Zuge der Projektrealisierung kam es zu VergaberechtsverstéRen durch mindliche Beauf-
tragungen und durch die Beauftragung von Leistungen im Zusammenhang mit bestehenden
Rahmenvereinbarungen mit einem Einzelauftragswert tber 20.000 €.

- Die Grundsatze zur Dokumentationspflicht, zum 4-Augen-Prinzip und zum Schriftformerforder-
nis wurden im Rahmen der Projektabwicklung vernachlassigt.
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Die Durchfiihrung einer Kostenfortschreibung im Sinne eines Kostencontrollings nach DIN 276,
um Kostensteigerungen zu identifizieren und diese ggf. an anderer Stelle durch Kosteneinsparun-
gen aufzufangen, fand nicht statt.

Die Aktenflihrung im Bereich des Baubestandes ist liickenhaft oder gar nicht vorhanden.

Fir die Prifung notwendige Unterlagen wurden dem RPA trotz mehrfacher Aufforderung an die
Projektleitung lickenhaft oder gar nicht zur Verfiigung gestellt.

Dezernat fiir Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt:

Erhohung der Gesamtkosten der MalRnahme

Die Immobilienwirtschaft hat bereits im Rahmen der Einzelprifung zur Erhhung der Gesamt-
kosten eine Stellungnahme abgegeben.

Zum Zeitpunkt der Haushaltsmittelanmeldung lag noch keine Kostenberechnung vor, da auch
eine Entwurfsplanung noch nicht erstellt war. Die Immobilienwirtschaft stand unter besonde-
rem Zeitdruck, da zwei MaRnahmen mit engem Zeitrahmen umgesetzt werden mussten. Die
Mittel wurden in den Haushalt eingestellt, obwohl eine Veranschlagungsreife nicht gegeben war.

Um dem zuklinftig vorzubeugen, wurde mit der Kimmerei ein neues Verfahren fir Haus-
haltsmittelanmeldungen abgesprochen. Nach diesem neuen Verfahren werden zunachst nur
Planungsmittel bis zur Leistungsphase 3 in den Haushalt eingestellt. Erst nach Vorlage eines
Entwurfes mit entsprechenden Voruntersuchungen und einer Kostenberechnung kénnen die
entsprechenden Haushaltsmittel fiir die Gesamtmalnahme eingestellt werden. Dies ermdglicht
der Immobilienwirtschaft eine bessere Kostenprognose im Projekt.

Aktenflihrung im Bereich des Baubestandes

Die Immobilienwirtschaft hat das Thema einer nachvollziehbaren Bauakte, d. h. einer guten
Dokumentation eines Bauprozesses, Rechnung getragen, indem in den letzten 18 Monaten an
einem Prozess entwickelt wurde, wie ein Bauprojekt in das Facilitymanagement tUbertragen
werden muss. Der abgeschlossene Prozess stellt die Grundlage einer Dokumentation fur eine
nachvollziehbare Bauakte dar, die von jeder/jedem Mitarbeiter*in, der ein Bauprojekt federfiih-

rend umsetzt, eingehalten werden muss.

Auf Grund der Dringlichkeit der Malnahme musste das Projekt von der Abteilung Bauunterhal-
tung durchgefiihrt werden. Diese ist eigentlich ausschliellich fir Manahmen im Rahmen der
Bauunterhaltung tatig. Die fur den Neubau zustandigen Abteilungen hatten keine Kapazitat
mehr. Aktenfiihrung, Dokumentation und Kostencontrolling sind in den Neubauabteilungen ein
gut erprobtes Mittel und hatten nicht zu diesen umfangreichen Beanstandungen gefiihrt.

RPA: Nach GemHVO-Doppik vom 14.08.2017 sind Haushaltsmittel fur Investitionen veran-
schlagungsreif, wenn Pldne und Kostenberechnungen vorliegen, daher war die Einstellung der
Haushaltmittel rechtlich nicht zulassig. Das RPA begrif3t die Implementierung eines neuen
Verfahrens zur Optimierung der Kostenprognose bei Bauvorhaben und behdlt sich eine spatere
Prifung vor.

Unabhangig von der Zustandigkeit (Neubau/Bestandsbau) sind alle Akten nachvollziehbar und
Lickenlos zu fuhren.

KIEL
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Unterjahrige Priifung - Neubau Mensa Kieler Gelehrten Schule

Fir den Bau einer Mensa an der Kieler Gelehrtenschule hat nach einem durchgefihrten Architektur-
wettbewerb ein Entwurf gewonnen, dessen Struktur sich direkt an den Sporthallentrakt der Schule,
an der Stelle eines bisherigen Giberdachten Laubenganges, anlehnt.

Aufgrund der Lage der umzusetzenden HochbaumaRnahme kam es zu einem nicht unerheblichen
Eingriff in die bestehenden Ver- und Entsorgungssysteme der ebenfalls angrenzenden Schulgebaude
und der Sporthalle. Aus diesem Grund erfolgten vor der Realisierung der HochbaumaRnahme die In-
standsetzung, Ertiichtigung und Umlegung der Regen- und Schmutzwassersysteme des Schulhofes.
Diese MalRnahme hatte in absehbarer Zeit ohnehin durchgefihrt werden mtssen.

Der Baubeginn erfolgte im Juni 2021 mit den Abbrucharbeiten des bestehenden Laubenganges. Im
Anschluss erfolgten die notwendigen Kanalsanierungsarbeiten im Bereich des Baufeldes. Die Arbei-
ten wurden im Dezember 2021 mit der Herstellung des Planums fiir die Griindungsebene der Mensa

abgeschlossen.

Eine unvorhergesehene und damit nicht kalkulierbare Bauverzdgerung von ca. 6 Wochen nach dem
vorliegenden Rahmenterminplan fihrte zu Mehrkosten in H6he von 20 T€ durch die Einstufung des

Baufeldes als Kampfmittelverdachtsflache. Auch das Auffinden von Grindungsresten von Kellerge-
schossen der ehemals an diesem Standort befindlichen und im Krieg zerstérten Marinearrestanstalt

begriindeten diese Verzégerung.
Mit den Griindungsarbeiten fur den eigentlichen Neubau sollte im Januar 2022 begonnen werden.

Das RPA wird im Zuge der bereits begonnen baubegleitenden Priifung weiter Uber die Umsetzung der
Baumalnahme berichten. Ziel dieser baubegleitenden Prifung ist es, die RechtmaRigkeit, Zweckma-
Rigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns bei der Durchfiihrung des Bauprojektes zu
Uberprifen und aufgrund der gewonnen Erkenntnisse mogliche Verbesserungspotentiale aufzuzeigen

und Handlungsempfehlungen auszusprechen.

Unterjdhrige Priifung - Priifung von Verwendungsnachweisen im Jahr 2021

Gegenstand der Prifung waren Verwendungsnachweise fliir Zuwendungen, die die LHK erhalt.
Bestimmt bei der Verwendung der Férdermittel der Zuwendungsgeber als Auflage im Zuwendungs-
bescheid oder vertrag, dass die ,,unabhangige Prifungseinrichtung" des Zuwendungsempfangers

den Verwendungsnachweis zu prifen hat, wird diese Aufgabe bei der LHK durch das RPA wahrgenom-
men. Dies gilt auch, wenn Zuwendungsempfangerin eine Anstalt des offentlichen Rechts ist, fiir die
das RPA ebenfalls die unabhangige Prifungseinrichtung ist.

In 2021 waren lediglich zwei solcher Verwendungsnachweise zu prifen, da pandemiebedingt andere
geplante Projekte und MaRRnahmen nicht durchgefiihrt werden konnten:

" Volumen und Gefordert| Zust. Organi-
MaRnahme Forderzweck " . . ; .
Forderungsanteil durch sationseinheit
Ausbildungs- und Berufs-
Fit fiir Moraen vorbereitung unter Einbezie- 14.280,20 € Bund RBZ
9 hung von Bildung fiir nach- (100 %) Wirtschaft

haltige Entwicklung

Zuweisung fur Forderung von

Betriebskosten der Theater

den Betrieb Kiel AGR fir die Spielzeit 14.263.500,QO € fur das Land SH T.heat‘gr
der Theater 2018/2019 Haushaltsjahr 2020 Kiel AGR
Kiel AGR nach § 20 Abs. 1TFAG

Beanstandungen ergaben sich nicht.
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Unterjahrige Priifung - Priifung von Abrechnungen im Jahr 2021

Gegenstand der Prifungen waren hier (Jahres)-abrechnungen im Rahmen der Aufwendungen zu

Lasten von Land und/oder Bund. Diese Aufgabe ist fir das RPA verpflichtend und eine Vorausset-

zung fur die Erstattung dieser Aufwendungen.

Insgesamt 13 Abrechnungen mit einem Volumen von 223,43 Mio. € waren in 2021 zu priifen:

Gesetzliche

Nettoabrechnungs-

setzes fir 5 kommunale Trager

PB | Amt Grundlage Beschreibung summe
12 13 Sonstige | Abrechnung Kieler Impfzentrum 458.158,41 €
31-35| 53 BuT Jahresabrechnung Bildung und Teilhabe 4.783.162,45 €
Abr. Investitionskostenpauschalen ambulan-
31-35| 53 LPflegeG te Pflegedienste 941.478,35 €
Abr. Im Rahmen der gegenseitigen Kostenbe-
31-35| 53 LPflegeG teiligung (Quote) 4126.728,04 €
Ausgabemeldung nach SGB IX (Eingliede-
31-35| 53 SGB IX rungshilfe) 87.746.716,50 €
31-35| 53 SGB Xl Ausgabemeldung nach SGB XiII 14.156.490,83 €
Jahresabrechnung nach dem Asylbewerber-
31-35| &5 AsylbLG leistungsgesetz 10.619.958,43 €
Jahresabrechnung der Geldleistungen nach
31-35| 55 SGB XIlI dem 4. Kapitel (Grundsicherung im Alter und 45.833.476,96 €
bei Erwerbsminderung)
Quartalsabrechnungen der Geldleistungen
31-35| &5 SGB Xl nach dem 4. Kapitel (Grundsicherungen im 48.840.010,27 €
Alter und bei Erwerbsminderung)
Kontingent- Jahresabrechnung der Sozialhilfeleistungen
31-35| &5 .. g fur auslandische Flichtlinge, die aus humani- 2.461.872,59 €
flichtlinge | , . ..
taren Griinden aufgenommen wurden
Kriegsopfer-| Jahresabrechnungen fir insgesamt 8 Kreise
31-35 55 flrsorge und kreisfreie Stadte 279931334 €
Landes- Jahresabrechnung Uber die zu Lasten des
31-35| &5 . Landes entstandenen Aufwendungen an 646.036,97 €
blindengeld )
Landesblindengeld
Jahresabrechnung der Ausgleichsleistungen
31-35| &5 BeRehaG nach § 8 des Beruflichen Rehabilitierungsge- 19.305,15 €

Gesamt:

223.432.708,38 €

Bei den Abrechnungen gab es keine wesentlichen Beanstandungen. Uber die Jahresrechnung nach

AsylbLG wird in Kap. 4.1.5 gesondert berichtet.
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4.1.2 Produktbereich 12 - Sicherheit und Ordnung
PB |Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung |Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
12 | Sicherheit | ;478600 | -51438.686 3.960.086 Nein
und Ordnung

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:
Amt 10 -1.929.867 €

Amt 13 -1.087.884 €

Die negative Abweichung vom Plan im Bereich des Birger- und Ordnungsamtes (Amt 10) resultiert
im Wesentlichen aus den Bereichen Standesamtswesen und Allgemeine Gefahrenabwehr/Ord-
nungswidrigkeiten.

Beim Standesamtswesen betragt die Abweichung vom Plan 300 T«. Sie resultiert in erster Linie aus
nicht erzielten Geblhreneinnahmen fir EheschlieRungen. Darlber hinaus wurden entsprechend
weniger Stammbducher verkauft. Aulerdem gab es eine geringfligige negative Abweichung in der
Personalkostenplanung.

Bei der Allgemeinen Gefahrenabwehr/Ordnungswidrigkeiten besteht eine negative Abweichung zum
Plan Uber 1,83 Mio. €. Ursachlich hierfir sind in erster Linie nicht erzielte Einnahmen an BulRgeldern
von 1,62 Mio. €. Bei der Haushaltsplanung fiir 2021 war von einer Erhohung der Buf3gelder wegen
einer bevorstehenden Anderung des BuRgeld-Katalogs ausgegangen worden. Diese erfolgte aber
erst zu einem spateren Zeitpunkt als erwartet. Darliber hinaus wurden durch die Arbeit des Kommu-
nalen Ordnungsdienstes mehr Abschleppvorgange veranlasst, die zu hoheren zu verauslagenden
Abschleppkosten bei den Abschleppdiensten geflihrt haben.

Dezernat fiir Finanzen, Personal, Ordnung und Feuerwehr:

Die Abweichungen bei den Eheschliefungen (und folglich Stammbuichern) ist mit den Folgen
der Pandemie zu erkldren. Die konkreten Bedingungen (z. B. Hygienebestimmungen, Personen-
begrenzungen) fir EheschlieRungen und Hochzeitsfeiern haben die Anzahl der Trauungen stark
reduziert.

Auch der StraRenverkehr (und damit auch die Zahl der Verkehrs-OWi's) unterlag Schwankun-
genin Folge der Pandemie sowie ist das verspatete Inkrafttreten des neuen BulRgeldkataloges
ursachlich.

RPA: Das RPA kann die Erlauterungen nachvollziehen.

Die negativen Abweichungen vom Plan im Bereich der Feuerwehr (Amt 13) resultieren nahezu aus-
schliefilich aus den Bereichen Brandschutz/Technische Hilfeleistung und dem Rettungsdienst.

Beim Brandschutz/Technische Hilfeleistung besteht eine Abweichung Gber 717 Te. Sie resultiert im
Wesentlichen aus der Personalkostenplanung fur Versorgungsaufwendungen der Beamt*innen
(672 T€) und der Umstellung des Fuhrparks der Feuerwehr (367 T€). Das Personalamt teilte auf Nach-
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frage mit, dass eine Ermittlung der Griinde nur mit sehr hohem Aufwand maéglich ware. Von einer
Erlauterung der Abweichung der Personalkostenplanung wurde aus zeitlichen Griinden daher sei-
tens des RPA in 2021 abgesehen. Zukiinftig soll fir eine konkrete Erlauterung der Abweichung aber
eine andere Auswertungsform angewendet werden, die eine konkrete Erlauterung méglich macht.

Der Fuhrpark der Feuerwehr wird nach und nach erneuert (Drs. 0904/2018). Hierbei werden Fahr-
zeuge an veranderte Einsatzbedarfe und verringerte Personalstarken angepasst. Wegen Hersteller-
garantien konnten die Umbauten dabei nur vom Erbauer selbst durchgefiihrt werden. Sie dauerten
langer als geplant und waren erheblich kostentrachtiger als erwartet. Der Haushaltsansatz wurde
im Nachtrag insgesamt nicht ausreichend angepasst.

Beim Rettungsdienst betrdgt die Abweichung vom Plan 1,27 Mio. €. Sie ist begriindet in nicht abge-
rechneten 6ffentlich-rechtlichen Benutzungsgebihren. Die Planabweichung der Rettungsdiens-
tentgelte selbst betragt 2,177 Mio. €, wird aber zum groRen Teil durch positive Planabweichungen
an anderen Stellen kompensiert. AuBerdem mussten in 2021 weniger Arzt*innen vom Stadtischen
Krankenhaus und der Universitatsklinik fir Notarztdienste abgestellt werden als geplant.

Zum Jahresabschluss 2021 fiel auf, dass erhebliche Arbeitsriickstande bei der Erstellung der Leis-
tungsbescheide beim Rettungsdienst bestehen. Die Rettungsdienstentgelte konnten aktuell

nur bis Mai 2021 erfasst und abgerechnet werden. Dadurch konnten alleine in 2021 Ertrage von
geschdtzten 16 Mio. € aufgrund von Personalmangel nicht realisiert werden. Zusatzlich beantrag-
te Planstellen fir die Abrechnung sind dabei unerwartet nicht genehmigt worden. Es wurde fir die
Abrechnung befristet Ersatz eingestellt und versucht, Gberplanmafige Krafte zur Erledigung zu
finden. Dies erwies sich aber als nicht ausreichend. Der Versuch einer Vergabe der Abrechnung an
eine Firma ist ebenfalls erfolglos geblieben. Das RPA weist daraufhin, dass gem. § 28 GemHVO-
Doppik SH durch geeignete MaRnahmen sicherzustellen ist, dass Anspriiche der Gemeinde voll-
standig erfasst, rechtzeitig geltend gemacht und eingezogen werden. Es bedarf unbedingt zeitnah
geeigneter Mallnahmen, um die Riickstande aufzuarbeiten.

Dezernat fiir Finanzen, Personal, Ordnung und Feuerwehr:

Fortgesetzt konnten auch in 2021 Entgelte aus dem Rettungsdienst in Hohe von insgesamt rd.
16 Mio. € nicht im entsprechenden Haushaltsjahr abgerechnet werden. Ursache sind insbeson-
dere hohe Fehlzeiten und lange Krankheitsausfalle im Bereich des spezialisierten Abrechnungs-
personals. Zudem ist zu bertcksichtigen, dass die Anzahl der Rettungsdiensteinsatze erheblich
gestiegen ist. Die Steigerung von 2021 auf 2020 betrug allein 11,6 %. Trotz des Rickstands sind
Einnahmeverluste nicht zu erwarten, da die Verjahrungsfrist fir rettungsdienstliche Entgeltab-
rechnungen vier Jahre betragt.

Es wurden bereits im letzten Jahr verschiedene MaRnahmen ergriffen, um die Situation zu ver-
bessern:

So wurden Uberplanmafig Hilfskrafte befristet eingestellt, um Ausfalle zu kompensieren. Hier-
bei stehen wir der Schwierigkeit gegenuber, dass die Abrechnungsvorgange komplex sind und
eine Einarbeitung Uber mehrere Monate erforderlich ist, bevor eine neu eingestellte Kraft selb-
standig mit den verschiedenen Abrechnungszentren der gesetzlichen Krankenkassen abrechnen
kann. Fur diese Einarbeitung missen wiederum erfahrene Abrechner*innen eingesetzt werden
und konnen nicht vollumfanglich selbst Abrechnungen ausfiihren. Daher kdnnen nur jeweils
zwei Hilfskrafte gleichzeitig eingestellt und unterwiesen werden.

Leider mussten im Frihjahr zwei der rekrutierten Hilfskrafte in der Probezeit wegen unzurei-
chender Leistungen geklindigt werden.

KIEL
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Zum 01.07.2022 haben erneut zwei zusatzliche Krafte den Dienst aufgenommen; nach deren
Einarbeitung sollen in der zweiten Jahreshalfte noch zwei weitere Krafte folgen.

Weitere MalRnahmen sind aktuell in Bearbeitung, um den Abrechnungsriickstand aufzuholen:

Zusatzliche dauerhafte Planstellen sind beantragt, um insbesondere die hohen Fallzahlenstei-
gerungen aus 2021 zu kompensieren sowie den Rickstand abzuarbeiten. Weiterhin muss das
Team stabilisiert werden.

Die am 01.06.2022 begonnene Umsetzung einer digitalen Einsatzdokumentation im Rettungs-
dienst mit automatischer Weiterleitung relevanter Daten in die Abrechnungssoftware
soll die Vorgange vereinfachen und beschleunigen.

Weiter wird eine Anpassung der Organisationsstruktur einschlief3lich der Zuordnung des Ab-
rechnungsteams in 2022 geprift werden.

RPA: Das RPA begriif3t, dass die Feuerwehr weitere MalRnahmen ergreifen wird, die zu einer
zeitgerechten Abrechnung der Entgelte beitragen kénnen.

Unterjahrige Priifung - Aktenpriifung Aufenthaltsangelegenheiten Zuwanderungsabteilung

In der Zuwanderungsabteilung des Birger- und Ordnungsamtes wurde in 2021 mit einer Aktenpri-
fung im Bereich der Aufenthaltsangelegenheiten begonnen. Fir die Prifung waren insgesamt 2,25
Vollzeitaquivalente an Priifkapazitat eingeplant. Die Stichprobe wurde mit 100 aus insgesamt ca.
32.000 Akten bemessen. Bei einer Aktenpriifung wie dieser liegt der Schwerpunkt darauf, ob die
Vorgange richtig und nachvollziehbar bearbeitet werden, ohne dass es einen konkreten Prifungs-
schwerpunkt gibt. Es zeigte sich nach Priifung der ersten Akten, dass zum einen die rechtlichen
Grundlagen, zum anderen aber auch die sich aus den Akten ergebenden Sachverhalte ausgespro-
chen umfangreich und komplex sind. Auch die Bearbeitungsweise und Organisation im Fachamt
bedarf einer umfangreicheren Priifung als vorher angenommen. Daraus ergaben sich verschiedene
Prifungsschwerpunkte, die Uber den Umfang einer normalen Aktenprifung hinausgehen. Daher
wird die Prifung erst Ende 2022 abgeschlossen werden kdnnen. Das RPA wird tber die Ergebnisse
der Prifung berichten.

Unterjahrige Priifung - Uberzahlung Hilfsorganisation im Rahmen des Rettungsdienstes

Eine Uberpriifung der Abrechnung der Kostenleistungsnachweise der Feuerwehr mit den Kranken-
kassen in 2016 hatte zur Feststellung von Uberzahlungsbetragen fiir Personalkosten gefiihrt. Gegen
zwei Hilfsorganisationen sind in dieser Sache immer noch Klageverfahren anhangig.

Fur die Zukunft ist geplant, die alten Vertragswerke mit den Hilfsorganisationen durch zeitgemalle
neue Vertrdge zu ersetzen. Die Umsetzung des Vorhabens erfolgt unter externer Begleitung durch
eine Anwaltskanzlei. Eine Auftaktveranstaltung hat hierzu im Dezember 2021 stattgefunden. Neue
Vertragswerke sind ab Januar 2024 vorgesehen.
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41.3 Produktbereich 21 - 24 - Schultrageraufgaben
PB [Beschreibung| Plan2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
Schultrager-
21-24 -75.646.700 -75.023.228 623.472 Ja
aufgaben

Wesentliche Abweichung entfallt auf:

Amt 52 625.716 €

Die positive Planabweichung im Amt fur Schulen (Amt 52) ist vor allem auf die Produkte ,,Bereitstel-
lung von beruflichen Schulen (RBZ)“ (1,16 Mio.€), Bereitstellung sonstiger schulischer Aufgaben® (673 T¢)
und ,,Bereitstellung von Grundschulen“ (509 T¢) zurlickzufiihren. Das Produkt ,Bereitstellung von
Gemeinschaftsschulen“ (1,88 Mio. €) weist die groRte Planverschlechterung im Amt fur Schulen auf.

Die positive Gesamtabweichung der Produkte ,,Bereitstellung von beruflichen Schulen® und ,,Be-
reitstellung sonstiger schulischer Aufgaben® ist im Wesentlichen auf hohere Ertrdage als im Plan
veranschlagt zuriickzufihren.

Bei den beruflichen Schulen erh6hten unter anderem Erstattungen von zu viel gezahlten Betriebs-
kostenzuschissen (566 T¢) fiir 2020 die Ertrage. Die Rlckerstattungen sind angefallen, da das
Gebdude C des RBZ am Schitzenpark erst spater als geplant bezogen werden konnte, wodurch
geringere Betriebskosten entstanden sind. Zudem sind in diesem Produkt geringere Aufwendungen
als im Plan veranschlagt angefallen, unter anderem durch niedrigere Zuschiisse an verbundene
Unternehmen (893 T¢) fur die Personalkostenerstattungen, Erstattungen an die Unfallkasse sowie
fur die Miet- und Betriebskostenzuschusse.

Die héheren Ertrage im Vergleich zur Planung im Bereich der sonstigen schulischen Aufgaben re-
sultieren insbesondere aus nicht veranschlagten Ertragen aus der Aufldsung von Sonderposten und
Zuweisungen (634 T€) und dem ungeplanten Erhalt von Fordermitteln des Landes aus dem Corona
»,Hygieneprogramm® zur Erstattung von pandemiebedingten Aufwendungen (376 Te).

Im Produkt ,,Bereitstellung von Grundschulen® sind weniger Aufwendungen als geplant angefallen.
Dies ist im Wesentlichen auf die gesunkenen Zuschusse fur die Sozialstaffel- und Geschwisterkinder-
mafRigungen (731 T€) zurlckzuflhren. Diese sind in der Zeit, in der die Elternbeitrage fiir schulische
Ganztags- und Betreuungsangebote vom Land auf Grund der Pandemie erstattet wurden, geringer
ausgefallen. Zudem lagen die Aufwendungen fur Mieten und Pachten unterhalb der Planung (156 T€).
Uber das Férderprogramm Infrastrukturausbau Ganztagsbetreuung konnten Container fiir zwei
Schulen gekauft werden, fir die urspriinglich Mietaufwendungen veranschlagt wurden.

Die Konten, die dem Schulbudget angehdren, weisen regelmafig Plan-/Ist-Abweichungen auf. Die
geplanten Aufwendungen des Schulbudgets werden den Konten Lernmittel und Blirobedarf zuge-
wiesen. Diese Mittel kdnnen jedoch innerhalb des Schulbudgets auch fur andere Aufwendungen
genutzt werden, wodurch Planabweichungen entstehen.

Das Produkt ,,Bereitstellung von Gemeinschaftsschulen” weist eine negative Planabweichung
hauptsachlich aufgrund nicht realisierter Ertrage auf. Diese resultieren insbesondere aus nicht
abgerechneten Schulkostenbeitragen fir 2021 aufgrund von personellen Engpéassen (1,59 Mio. €).
Die noch fehlenden Abrechnungen sollen in 2022 voraussichtlich erstellt werden.
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4.1.4 Produktbereich 25 - 28 - Kultur und Wissenschaft

PB |Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung |Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
p5_og| Kulturund | 35977800 | 34632666 | 2195134 Ja
Wissenschaft

Wesentliche Abweichung entfallt auf:

Amt 30 2.212.246 €

Die wesentlichen Abweichungen des Amtes fur Kultur und Weiterbildung (Amt 30) verteilen sich auf
das Stadtarchiv, die Musikschule, die Forde-VHS und das Produkt ,Kulturservice® Insgesamt ergab
sich eine Verbesserung von 2,21 Mio. € gegenlber der Planung.

Der geringere Aufwand beim Produkt ,,Stadtarchiv® wurde durch Verzéogerungen beim Umzug des
Archivs in die Hopfenstralie verursacht. Dadurch sind eingeplante Kosten in 2021 nicht bzw. nicht
vollstandig angefallen (z. B. Lagerkosten, Transportkosten etc.).

Die Musikschule musste mit dem Schlagwerkunterricht aus der ehemaligen Frébelschule ausziehen
und die neu gefundenen Raumlichkeiten sollten baulich diesem Zweck vor allem in Bezug auf die
Akustik angepasst werden. Die daflir bereitgestellten Mittel wurden vorerst nicht benétigt, da die
baulichen Veranderungen aufgrund fehlender Kapazitaten in der Immobilienwirtschaft nicht im
Berichtsjahr vorgenommen werden konnten. Die Mittel wurden in das Folgejahr tGbertragen.

Die Forde-VHS hat deutlich mehr Deutschkurse fur Gefliichtete anbieten kdnnen als urspriinglich
geplant. Dadurch kam es zu hoheren Ertragen aufgrund der entsprechenden Bundeszuweisungen
(721 T€). Bei den Aufwendungen stiegen durch eine neue Regelung die Beschaftigungsentgelte an.
Die LHK vergltet freiberuflich tatigen Dozent*innen anteilig Urlaubsgeld und Beitrdge zur Versiche-
rung. Diese erhdhten Aufwendungen wurden kompensiert durch geringere Aufwendungen durch
den pandemiebedingten Ausfall von vielen Kursen der VHS (412 T¢).

Im Bereich des Kulturservice wurden weniger Projekte gefordert und bereitgestellte Mittel fir den
Veranstaltungsbetrieb des Kieler Schlosses nicht bendétigt. Dartber hinaus wurden erheblich we-
niger Mittel fir Kunst im 6ffentlichen Raum benétigt als vorgesehen. Uber die Verwendung dieser
Mittel entscheidet der Kunstbeirat. Es erfolgte eine Ubertragung der Mittel auf das nachste Jahr.
Dadurch verringerte sich der Aufwand im Berichtsjahr entsprechend.
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41.5 Produktbereich 31 - 35 - Soziale Hilfen
PB [Beschreibung| Plan2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
3135 oZale 153904200 | 113.814.676 | 10.089.524 Ja
Hilfen

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:
Amt 53 6.948.945 €

Amt 55 3.184.559 €

Die Planabweichung im Amt fir Soziale Dienste (Amt 53) von 6,95 Mio. € setzt sich wie bereits im
Jahr zuvor aus den Ergebnissen vieler Produkte zusammen. Deshalb werden an dieser Stelle nur
die Produkte aufgefiihrt, die Abweichungen von mehr als einer Million € aufweisen. Hierzu zahlen
im Einzelnen die Produkte ,,Einnahmen fur Hilfe zum Lebensunterhalt® (+1,07 Mio. €), ,Laufende
Leistungen® (-2,15 Mio. €), ,Leistungen der Hilfe zur Pflege“ (-1,20 Mio. €), ,Laufende Leistungen fiir
Unterkunft und Heizung“ (1,03 Mio. €) und ,Verwaltung der Grundsicherung fir Arbeitssuchende“
(-1,26 Mio. €).

Auch fiur dieses Haushaltsjahr gilt, dass es keine einheitliche Tendenz bei den Planabweichungen
gibt. Die Begriindungen sind vielfaltig. Hierzu zahlt insbesondere auch die Auswirkung der Pan-
demie auf die verschiedenen Sachverhalte. Eine andere Begriindung ist, dass die Fallzahl- und
Kostenentwicklung unter Berticksichtigung der unterschiedlichsten Rahmenbedingungen nur sehr
eingeschrankt prognostiziert werden kann. Die Prognosen basieren immer auf dem Kenntnisstand
zum Zeitpunkt der Planung und bilden nur im glinstigsten Fall die Zukunft ab.

Die positive Planabweichung des Amtes fir Wohnen und Grundsicherung (Amt 55) entfallt vor-
nehmlich auf die Bereiche ,,Hilfen fur Asylbewerber® und ,,Soziale Einrichtungen“.

Das Produkt ,,Durchfiihrung des AsylbLG*“ des Bereiches , Hilfen fir Asylbewerber” weist eine Ver-
besserung zum Plan von 1,28 Mio. € auf. Erstattungen vom Land fielen entgegen der Planung um
1,54 Mio. € hoher aus. Dies hangt damit zusammen, dass als Planungsgrundlage das Vorjahreser-
gebnis zugrunde gelegt worden ist. Allerdings wurde in 2020 eine Verrechnung von Uberzahlungen
der Vorjahre aus der Asylabrechnung vorgenommen. Dieses flihrte zu geringeren Ertragen. Bei der
Planung fir das Berichtsjahr konnte dieser Sachverhalt nicht einbezogen werden.

Gegenlaufig wirken sich aufwandsseitig insbesondere ganzlich ungeplante Positionen aus. Unter
dem Sachkonto ,,AsylbLG - Verwaltungskostenpauschale“ werden seit dem Vorjahr die Verwal-
tungskostenpauschalen der Krankenkassen bezliglich der Krankenhilfe abgebildet, die nicht mit der
Asylabrechnung geltend gemacht werden kénnen. Dies fihrte zu einer Planverschlechterung von
287 Te. Fur die Planung der Folgejahre wurde dies nun berulcksichtigt. Zusatzlich fihrten Einmalzah-
lungen an Asylbewerber*innen auf Grundlage des Sozialschutz-Paketes Il zu héheren Aufwendun-
gen von insgesamt 132 Te.

Im Bereich der ,Sozialen Einrichtungen® fiilhren hauptsachlich die Produkte ,Unterbringung/
Betreuung von Asylbewerbern“ sowie ,Soziale Einrichtungen fir Wohnungslose* zu einer Plan-
verbesserung von 2,07 Mio. €. Zusatzliche Ertrage aus Erstattungen vom Land (588 T€), aus dem
Treuhandvermdgen Schusterkrug (460 T€) und eines Tragers (410 T€) im Produkt ,,Unterbringung
und Betreuung von Asylbewerbern“ waren nicht oder betragsmaRig nur teilweise kalkulierbar und
tragen wesentlich zu dieser Abweichung bei (s. Kap. 415).
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Da verschiedene Gemeinschaftsunterklinfte entgegen der Planung z. B. fur die Unterbringung von
Wohnungslosen weiterbetrieben werden, entfielen hier unter anderem die Aufwendungen fiir den
Ruckbau. Insgesamt resultierte hieraus eine Planverbesserung von 238 Te.

Das Ergebnis des Produktes ,,Soziale Einrichtungen fiir Wohnungslose* tragt unter anderem auf-
grund geringerer Zuschuisse an soziale Einrichtungen zum positiven Gesamtergebnis im Bereich
,Soziale Einrichtungen“ bei. Da verschiedene geplante BetreuungsmalRnahmen im Berichtsjahr
nicht umgesetzt wurden, fielen die Aufwendungen um 605 T€ geringer aus. Dem gegentber stehen
zusatzliche Aufwendungen von 255 T¢ fir die Beauftragung von Sicherheitsdienstleistungen fir die
Gemeinschaftsunterkunft Arkonastralle, die unerwartet im September 2021 fir die Unterbringung
von Wohnungslosen zur Verfiigung gestellt wurde.

Unterjahrige Priifung - Priifung des Jobcenters Kiel

Im Schlussbericht Gber den JA 2020 wurde berichtet, dass das Amt 53 als zustandiges Fachamt den
vom RPA festgestellten Handlungsbedarf umsetzen und eine regelmaRige Priifung der im Jobcen-
ter gefuhrten Leistungsakten beginnen wollte.

Nach Ricksprache mit dem Fachamt konnte allerdings die Priifung nicht wie vorgesehen begonnen
werden. Das Jobcenter hat zwischenzeitlich die Aktenfiihrung digitalisiert. Um die Akten also prtifen
zu kdnnen, ist ein Zugang zum System der BA erforderlich. Die Einrichtung dieses Zuganges ist of-
fensichtlich mit einigen technischen Schwierigkeiten verbunden. Diese dauern bereits seit Mai 2021

an und es ist daher zurzeit nicht absehbar, wann die Aktenprifung nunmehr begonnen werden kann.

Das RPA wird die Angelegenheit auch weiterhin begleiten und ggf. dariiber berichten.

Unterjahrige Priifung - Jahrliche Abrechnung der Aufwendungen fiir Asylsuchende nach dem
AsylbLG mit dem Land SH

In den vergangenen SB hat das RPA detailliert tber die jahrelangen Schwierigkeiten des Amtes 55
bei der Ermittlung der abrechnungsfahigen Aufwendungen nach dem AsylbLG und damit der Gel-
tendmachung von Anspriichen der LHK berichtet. Grundsatzlich ist festzustellen, dass das Fachamt
seither viele Probleme losen konnte, aber auch immer wieder neue Problematiken hinzugetreten
sind. Da es sich mithin um ein rollierendes Thema handelt, haben sich die Handlungsbedarfe im Lau-
fe der Jahre inhaltlich geandert. Die aktuellen Handlungsbedarfe sind dem SB 2020 zu entnehmen.

Die Asylabrechnung fiir das Jahr 2019 (Erstattungsforderung LHK: 736 T€) wurde seitens des Landes
in 2021 anerkannt und verrechnet. Die Jahresabrechnung fir 2020 (Uberzahlung von 509 T€) wurde
nach Fristverlangerung am 30.09.2021 beim Land eingereicht und noch im gleichen Jahr anerkannt.
Fir die dreimonatige Fristverldngerung war allein eine weitreichende und aufwendige Verfahren-
sanderung im Bereich der Erhebung von Nutzungsgebthren fir Wohnraum gegentber auslandi-
schen Fliichtlingen/Asylbewerber*innen/Spataussiedler*innen ursachlich.

Das RPA hat bereits im SB 2020 darauf hingewiesen, dass die Buchungsqualitdt sowie die Zuordnung
der Aufwendungen und Ertrage zu den unterschiedlichen untergebrachten Personengruppen und
Unterbringungsarten (Gemeinschaftsunterkiinfte <-> Stadtwohnungen) durch das Fachamt deutlich
verbessert werden muss (Handlungsbedarf SB 2020).

Im Ergebnis kdnnen auch weiterhin die abrechnungsfahigen Aufwendungen und Ertrdage nach dem
AsylbLG nur mit groRem Zeitaufwand und zum Teil lediglich quotenweise ermittelt werden. Im
Rahmen der Erstellung der Asylabrechnung 2020 in 2021 waren wiederum die Aufwendungen und
Ertrage der LHK aufwendig zu separieren und manuelle Korrekturen vorzunehmen.

Da innerhalb der Leistungsabteilung (55.6.20/21) in 2021 acht der insgesamt 14 Mitarbeiter*innen
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(beide Sachbereichsleitungen, eine Sachbearbeiterin fir Widerspriiche/Rickforderungen sowie fiinf
Sachbearbeiter*innen) und im Februar 2022 die Abteilungsleitung 55.6 ausgeschieden sind, ist eine
kurzfristige Verbesserung der Buchungsqualitat nicht zu erwarten.

Erschwerend kommt das Eintreffen der Vielzahl der Flichtlinge aus der Ukraine seit Marz 2022 hin-
zu. Dieser Personenkreis bezieht ebenfalls Leistungen nach dem AsylbLG und ist von der Abteilung
55.6 zu bearbeiten und unterzubringen.

Entwicklung und Priifung der Aufwendungen der Krankenhilfe

Mit der GM (Drs. 0434/2022) hat das RPA einen detaillierten Bericht ,,Prifbericht Uber die Aufwen-
dungen der Krankenhilfe fir Leistungsberechtigte nach AsylbLG* in den FA (14.06.2022) und den ASS
(16.06.2022) eingebracht. Darin wird ausfuhrlich Gber die Aktenprifung in 55.6. und die Ergebnisse
aus dieser Prifung informiert.

Entwicklung der Gesamtaufwendungen der Hilfen fiir Asylbewerber*innen

Wie bereits in den SB 2019 und 2020 berichtet, ist die Kostenentwicklung im Bereich der Hilfen fir
Asylbewerber*innen bedenklich. Diese Entwicklung setzt sich in 2021 fort.

So steigen die Gesamtaufwendungen seit 2018 jahrlich an - in 2021 wiederum um 3,58 Mio. € auf
insgesamt 29,73 Mio. €.

Demgegenuber sind die Ertrage im Berichtsjahr um 6,51 Mio. € héher als im Vorjahr ausgefallen
(19,93 Mio. €), so dass der Eigenanteil der LHK von 12,72 Mio. € in 2020 auf 9,80 Mio. € in 2021 gesun-
ken ist. Hierbei ist jedoch zu berlcksichtigen, dass in den Ertragen in 2021 einmalig die Erstattungs-
zahlung der BImA fiir die Herrichtung der GU Schusterkrug von 1,45 Mio. € enthalten ist, die auf
einer Forderung aus dem Jahr 2015 basiert, sowie die Erstattung des Landes aus der Asylabrechnung
2019 von 736 T€. Zudem hat die LHK eine Erstattung aus dem Treuhandvermd&gen fir die Bewirt-
schaftungskosten der GU Schusterkrug von 460 T€ sowie Erstattungszahlungen fur Quarantanekos-
ten von untergebrachten Asylbewerber*innen von 410 T€ erhalten.

Daruber hinaus haben sich grundsatzlich die Aufwendungen und die Ertrage gleichermallen durch
die oben angefiihrte Verfahrensanderung bei der Geltendmachung von Nutzungsgebihren in 2021
erhoht.

Hilfe fur Asylsuchende
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In 2021 sind durch den anfanglichen Abbau von Unterbringungskapazitdaten und einem leichten An-
stieg untergebrachter Asylbewerber*innen die Teilleerstande auf 45 % (von Uber 50 %) gesunken und
der Anteil an Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG auf 24 % (von unter 20 %) gestiegen. Die antei-
ligen Aufwendungen fir Fremdnutzungen und Teilleerstande gehen vollstandig zu Lasten der LHK.

Diese Umstande haben sich mit dem Eintreffen der Fliichtlinge aus der Ukraine (1.268 Personen) seit
Marz 2022 grundlegend geandert. Dieser Personenkreis unterliegt bis zum 31.05.2022 dem Geltungs-
bereich des AsylbLG. Ab dem 01.06.2022 fallen die ukrainischen Flichtlinge aus dem AsylbLG heraus
und werden in das SGB Il und SGB XlI Uberfiihrt. Die Zustandigkeit fiir diesen Personenkreis geht
damit im Wesentlichen zum Jobcenter Kiel liber, 121 Personen wechseln in die Grundsicherung der
LHK. Im Leistungsbezug nach dem AsylbLG verbleiben die aus der Ukraine gefliichteten 119 Dritt-
staatler*innen (Angaben Uber Personenzahlen Stand 04.05.2022).

Die Gemeinschaftsunterkiinfte der LHK sind seit April 2022 voll ausgelastet. Bereits zurtickgebaute
Gemeinschaftsunterklinfte wurden wieder in Betrieb genommen. Zudem mussten fir den Flicht-
lingsstrom aus der Ukraine weitere neue Gemeinschaftsunterklinfte er6ffnet werden. Auch mit dem
leistungsrechtlichen Wechsel zum Jobcenter und Grundsicherung verbleibt der Personenkreis in der
Unterbringung der LHK (Stand 12.05.2022 Uber 1.000 Personen), sofern sie keinen eigenen Wohn-
raum anmieten. Insoweit werden die Kapazitaten der Gemeinschaftsunterkiinfte bis auf weiteres

ausgeschopft sein.

Ein weiterer hoher Kostenfaktor sind die Aufwendungen fir Sicherheitsdienstleistungen, die von
1,96 Mio. € in 2020 auf 2,23 Mio. € in 2021 weiter gestiegen sind. Diese Kosten sind nicht erstattungs-
fahig und von der LHK zu tragen.

MalRgeblich fiir die Aufwendungen im Bereich Asyl sind zudem die Reinigungskosten. Diese sind von
998 T¢€ in 2020 auf 973 T€ in 2021 gesunken.

Ebenfalls fast vollstandig zu Lasten der LHK gehen die hohen Aufwendungen der beauftragten
Dritten fur die Betreuung der untergebrachten Flichtlinge (2,29 Mio. € in 2020).

Wie im SB 2020 berichtet, hat die RV im Hinblick auf die Kostenentwicklung zum 01.01.2021 ein Kon-
zept des Amtes 55 fiir die Umverteilung der untergebrachten Personenkreise und eine SchlielRung
von Unterklinften beschlossen. Das Konzept beinhaltet eine Neuaufstellung der Unterbringung und
Betreuung geflichteter Menschen. Hiermit sollen zukiinftig u. a. die Anzahl der Betreuungsstand-
orte und der Betreuungstrager abgebaut werden. Zudem soll eine Umorganisation der Betreuung,
wie z. B. die Minderung des Betreuungsumfanges von seit Jahren durch die LHK untergebrachten
Personen, erreicht werden.

Durch die Aufnahme und Unterbringung der Vielzahl der Flichtlinge aus der Ukraine ist vorerst das
vorgenannte neue Konzept und mithin eine Senkung der Betreuungskosten nicht umsetzbar.
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4.1.6 Produktbereich 36 - Kinder-, Jugend- und Familienhilfe

PB [Beschreibung| Plan2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
Kinder-,
36 | Jugend-und | -159.671.100 -161.794.621 -2123.521 Nein
Familienhilfe

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:

Amt g -3.370.100 €
Amt54+56 397.961 €
Amt 56 848.618 €

Die negative Planabweichung im Jugendamt (Amt 54) ergibt sich insbesondere aus den Produkten
,Hilfen fur junge Volljahrige“ (3,07 Mio.€) und ,,Heim-/Erziehung in einer sonst. betr. Wohnform*
(1,70 Mio.€).

Bei beiden Produkten wurde mit periodenfremden Erstattungen vom Land fiir Unbegleitete
Minderjahrige Auslander*innen gerechnet. Diese Erstattungen sind aufgrund diverser Stichpro-
benprifungen vom Land nicht wie geplant im Haushaltsjahr 2021 eingegangen. Dies flhrte zur die
Planabweichung der Produkte. Fir den Haushalt 2022 wurde die H6he dieser noch ausstehenden
Erstattungen angepasst. Das Land hat nach Uberpriifung der Forderungshdhe und der bereits
geleisteten Erstattungen einen Erstattungsanspruch gegenuiber der LHK, der mit den noch ausste-
henden Erstattungen fiir 2020 verrechnet wird. Die Erstattungen fur das Jahr 2021 werden aufgrund
von Einzelfallprifungen voraussichtlich erst in 2023 eingehen.

Zudem fuhrten steigende Kosten und Fallzahlen sowie unter anderem Nachzahlungen aufgrund von
Schiedsstellenentscheidungen bei den Jugendhilfeleistungen in Einrichtungen zu hoheren Aufwen-
dungen im Bereich der Heim-/Erziehung in einer sonstigen betreuten Wohnform (733 T€). Auch im
Bereich der Eingliederungshilfe fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche stiegen die Jugend-
hilfeleistungen in Einrichtungen aufgrund von hoheren Kosten und Fallzahlen (588 Te).

Die folgenden Produkte im Budget weichen positiv vom Plan ab und mildern damit die insgesamt
negative Planabweichung des Budgets.

Die groRte Planverbesserung verzeichnet das Produkt ,Betreuung von Kindern in Einrichtungen
freier Trager“ (1,75 Mio.€). In diesem Produkt liegen die Zuweisungen der Landesmittel nach dem Ki-
TaG sowie durch die Landesforderung der Familienzentren Gber dem Planansatz (825 Te). Aufgrund
des neuen KiTaG stehen samtliche ZuschUsse des Landes dem drtlichen Trager der Jugendarbeit zu.
Deshalb verbleiben die Zuweisungen des Landes, die zuvor an die Produkte ,,Betreuung von Kindern
in stadtischen Einrichtungen” und ,,Férderung von Kindern in Tagespflege“ weitergeleitet wurden, in
diesem Produkt.

Im Vergleich zur Planung wurden zudem hohere Erstattungen vom Land fur den pandemiebeding-
ten Ausfall der KitagebUhren (635 T€) eingenommen. Zudem stieg infolge des neuen KiTaG der
Wohngemeindeanteil fur auswartige Kinder die in Kieler Kitas gehen (301 T€).
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Das Produkt ,Jugendarbeit in Jugend- u. Madchentreffs und sonstigen Einrichtungen“ wird dem
Jugendamt (Amt 54) und dem Amt fir Kinder- und Jugendeinrichtungen zugeordnet (Amt 56). Die
positive Planabweichung (398 T€) resultiert insbesondere aus geringeren Zuschissen an Ubrige Be-
reiche (228 Te€). Hier wurden unter anderem Zuschusse fir Praktikanten in der Jugendarbeit bereit-
gestellt, die nicht vollstandig verausgabt wurden.

Die positive Planabweichung im Amt fur Kinder- und Jugendeinrichtungen (Amt 56) ergibt sich im
Wesentlichen aus den Produkten ,Betreuung von Kindern in stadtischen Einrichtungen“ (673 T€) und
,Verwaltung der Jugendhilfe (Amt 56)“ (202 Te).

Fur die Betreuung von Kindern in stadtischen Einrichtungen hat das Land Erstattungen fur den
Ausfall der Kitagebihren aufgrund der pandemiebedingten SchlieBung der Kitas gewahrt (596 Te).
Diese Erstattungen waren nicht eingeplant. Der Ausfall der Kitagebuhren hat sich bei den Ertragen
aus den offentlich-rechtlichen Benutzungsgebihren niedergeschlagen. Diese lagen unterhalb der
geplanten Ertrage (240 Te).

Zudem lagen die Erstattungen vom Bund Uber dem veranschlagten Planansatz (127 T€). Hier werden
Erstattungen aus dem Bundesprogramm Sprach-Kitas und die Fordermittel der Aufhol- und Digita-
lisierungszuschusse fiir den Ausgleich pandemiebedingter Nachteile sowie dem Ausbau der Digitali-
sierung abgebildet.

Die Aufwendungen des Produktes , Betreuung von Kindern in stadtischen Einrichtungen® sind gerin-
ger ausgefallen als geplant, insbesondere bei den Personalkosten fur Arbeitnehmer*innen (483 T¢)
und der Unterhaltung der Gebaude (138 T€) durch nicht umgesetzte UnterhaltungsmalRnahmen.

Die positive Planabweichung im Produkt ,Verwaltung der Jugendhilfe“ ist insbesondere auf gerin-
gere Versorgungsaufwendungen der Beamt*innen (144 T€) gegeniber der Planung begriindet. Der
Planwert wurde fir die folgenden Haushalte angepasst.

Unterjahrige Priifung - Priifung aufgrund eines Vergabeverfahrens fiir ,,Prasentkorbe fiir Kieler
Kitas“

Im Rahmen einer Vergabeprifung ergab sich fur das RPA die Frage nach der fachlichen Begriindung
fur die Prasentkorbe.

Dazu wurden neben den Vergabeunterlagen weitere Unterlagen aus dem Jugendamt geprift und
mehrere Gesprache gefuhrt.

Es handelt sich dabei um Prasentkorbe flir Familien von Kieler Kita-Kindern. Inhalt der Prasentkorbe
waren Lebensmittel (Grundnahrungsmittel) und Hygieneartikel. Finanziert wurden die Prasentkorbe
vollstandig aus dem ,Fonds zur Abdeckung sozialer Harten, insbesondere Obdachlose und Tafeln im
Zusammenhang mit der Corona-Krise in Schleswig-Holstein“ des Landes Schleswig-Holstein. Nach
der zugehorigen Billigkeitsrichtlinie des Landes konnen die erforderlichen Ausgaben fir die Sicher-
stellung der Lebensmittelversorgung (auch auRerhalb von Tafeln) oder fir die Unterstlitzung bei
sozialen Harten und zur Milderung menschlicher Notlagen geleistet werden.

Nach Mitteilung des Jugendamtes gab es zunichst verschiedene Uberlegungen, auf welche Art
zusatzliche Hilfen im Rahmen der Ublichen Kita-Betreuung an besonders hilfebedurftige Kinder und
ihre Familien, vorrangig in den Stadtteilen Gaarden und Mettenhof, bereitgestellt werden konn-
ten. Aufgrund der langerfristigen SchlieRungen der Kitas und der damit verbundenen Problematik
die Hilfen dort in den Einrichtungen fachgerecht und sinnvoll den Familien zukommen zu lassen,
entschied man sich letztendlich fir die Verteilung von Prasentkorben in der Weihnachtszeit. Die
Auswahl der Familien erfolgte dabei nach den in den Einrichtungen und dem Jugendamt vorhande-
nen Erkenntnissen Uber die familidare Situation der Kieler Kita-Kinder.
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Die Verwendung der Landesmittel aus dem o.g. Fonds erscheint demnach - auch nach Einsichtnah-
me der zugehdorigen Billigkeitsrichtlinie - sachgerecht und erfolgte nach fachlichen und nachvoll-
ziehbaren Malstaben.

Unterjahrige Priifung - Urkundenfialschung und versuchter Betrug im Jugendamt

Im Jahr 2021 wurde im Jugendamt ein Betrugsversuch in Verbindung mit einer Urkundenfalschung
entdeckt. Ein*e Sachbearbeiter*in der Abteilung Rechtliche und Wirtschaftliche Jugendhilfe hatte
vier frei erfundene Kinderakten angelegt und einen teils riickwirkenden Bedarf von insgesamt 3.708
€ konstruiert. Die Auszahlung sollte dabei auf ein Konto der Sachbearbeitung erfolgen. Dies wurde
von der Fihrungskraft im Fachamt aufgedeckt. Da die anstehende Auszahlung des o. g. Betrages
noch gestoppt werden konnte, ist ein wirtschaftlicher Schaden bei der LHK nicht entstanden. Das
Beschaftigungsverhaltnis wurde zeitnah beendet und von Seiten der LHK wurde auch eine Strafan-
zeige gestellt.

Auch wenn die Kontrollmechanismen in diesem Fall funktioniert haben, haben das Jugendamt und
das RPA diese Mechanismen noch einmal kritisch betrachtet und sie verbessert.

Dieser Anlass ist ein Beispiel dafiir, dass beim Ab- oder Mitzeichnen von Entscheidungen - gerade
bei der Gewdhrung von Leistungen - auch bei ,Massengeschaften“ zumindest stichprobenhafte
vertiefte Kontrollen erforderlich sind.

41.7 Produktbereich 41-42 - Gesundheit und Sport

PB [Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
41-42| ©Gesundheit | 53895400 | 22002130 | 1893270 Ja
und Sport

Wesentliche Abweichung entfallt auf:

Amt 50 272372 €
Amt 51 1.351.106 €
Amt 55 269.791 €

Eine Stellungnahme zu den Planabweichungen vom Amt fir Gesundheit (Amt 50) lag zum Prifungs-
zeitpunkt nicht vor. Daher konnte keine Prifung der Abweichungen vorgenommen werden. Das RPA
behalt sich eine spatere Prifung vor.

Das Ergebnis des Amtes fiir Sportforderung (Amt 51) ist gepragt von den Auswirkungen der Pande-
mie. Sportstatten und insbesondere die Bader konnten nicht im geplanten Umfang 6ffnen. Daher
fehlen einerseits Ertrage, aber andererseits sanken auch die Personal- und Sachaufwendungen
insbesondere durch Kurzarbeit und verringerten Unterhaltungsaufwand, so dass sich der geplante
Saldo des Produktes ,Sportstatten und Bader“ um 1,05 Mio. € verringerte.

Ahnliches gilt auch fir das Produkt ,,Sportférderung®. In diesem Fall wurden von den Sportvereinen
pandemiebedingt weniger Zuschisse aufgrund der eingeschrankten Aktivitaten abgerufen. Hier
sank der geplante Saldo um 301 Te€.
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Die Planverbesserung beim Amt fiir Wohnen und Grundsicherung (Amt 55) entfdllt auf das Produkt
Olympiazentrum Schilksee und Kieler Sportboothafen. Aufgrund der Pandemie wurde bei der Pla-
nung von geringeren Ertrdgen aus Vermietung und Verpachtung ausgegangen. Durch die Offnung
der Gastronomie und der Seminarraume konnten jedoch hdhere Ertrage erzielt werden. Neben
diversen kleineren Abweichungen hatte dieser Sachverhalt den grofiten Einfluss auf die positive
Entwicklung.

Unterstiitzung des Amtes fiir Gesundheit durch das Rechnungspriifungsamt

Im SB 2020 hatte das RPA darlber berichtet, dass aufgrund der Corona-bedingt erforderlichen Per-
sonalaufstockungen der HH-Ansatz im Bereich der Personalkosten fiir Arbeitnehmer*innen in 2020
zwar deutlich erhdht wurde, aber im Ergebnis die Aufwendungen unterhalb der Planung blieben.
Dies lag darin begriindet, dass die Verwaltungsabteilung des Amtes fir Gesundheit nicht mit zusatz-
lichem stadtischen Personal aufgestockt wurde.

Das Amt fur Gesundheit war neben der Feuerwehr am starksten von der Pandemie betroffen. Die
Arbeitsbelastung des Amtes wuchs mit steigenden Inzidenzwerten sowie mit den sich am Infek-
tionsgeschehen orientierenden und damit haufig &ndernden Landesverordnungen. Aufgrund der
Pandemie hatte sich die Menge der zu erledigenden Verwaltungsarbeiten in Form von Antragen
auf Ausnahmegenehmigungen, Widersprichen, Beschwerden, Anfragen, etc. insbesondere in der
Verwaltungsabteilung rasant erhoht.

Zu Jahresbeginn 2021 wurde das RPA gebeten, das Gesundheitsamt bei der Bearbeitung von Wider-
sprichen und zeitintensiven Vorgangen kurzfristig zu unterstitzen. Im Ergebnis sind zwei Mitarbei-
terinnen des RPA in der Zeit vom 02.01. bis zum 30.06.2021 mit der Halfte ihrer Arbeitszeit unterstit-
zend fur das Amt fir Gesundheit tatig geworden. Die Unterstlitzung des RPA wurde zum Sommer
eingestellt, da bis dahin verschobene Priifthemen wieder aufgenommen werden mussten. Dartber
hinaus gab das Amt fir Gesundheit an, im Sommer 2021 eine Personalaufstockung aus dem Bereich
der Anwarter*innen, die ihr Studium an der Verwaltungsfachhochschule in diesem Jahr abschlielen,
zu erhalten.

Die Aufstockung des Verwaltungspersonals im Sommer 2021 unterblieb, so dass die Verwaltungsab-
teilung 50.0 seit Pandemiebeginn bis zum Jahresende 2021 mit nur einer*einem Sachbearbeiter*in
besetzt war. Diese*r schied zum 01.02.2022 aus dem Gesundheitsamt aus.

Zu Jahresbeginn 2022 wurde das RPA erneut um kurzfristige Unterstlitzung des Gesundheitsamtes
bei der Umsetzung der Einfihrung der einrichtungsbezogenen Impflicht gebeten. Das RPA war be-
reit, das Amt fir Gesundheit erneut mit einer Mitarbeiterin zu unterstitzen. Diese Tatigkeit musste
nach einem Monat Ende Marz 2022 vorzeitig beendet werden, da die Mitarbeiterin zur Unterstut-
zung des Amtes fiir Wohnen und Grundsicherung abgeordnet wurde.

Die Verwaltungsabteilung des Gesundheitsamtes wurde seit zwei Jahren nicht mit neuem, ausrei-
chend qualifiziertem Personal aufgestockt.

Eine Aufstockung des Personals erscheint dem RPA nicht nur zur Bewdltigung der gesetzlichen
Aufgaben, sondern auch hinsichtlich der AuRenwirkung des Amtes sowie im Sinne des Schutzes der
Mitarbeitenden (Stichwort: Fursorgepflicht des Arbeitgebers/Dienstherrn) dringend geboten.
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41.8 Produktbereich 51-52 - Raumliche Planung, Entwicklung, Bauen
und Wohnen

PB [Beschreibung| Plan2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
Raumliche
Planung,
51-52| Entwicklung, | -18.455.500 -15.939.885 2.515.615 Ja
Bauen und
Wohnen

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:

Amt 61 1.203.486 €
Amt 64 721.500 €
Amt 66 261.004 €

Im Stadtplanungsamt (Amt 61) ergab sich insgesamt eine positive Planabweichung in Hohe von

1,29 Mio. €. Diese Abweichung resultiert Uberwiegend aus dem Produkt ,Planung“ mit einer Gesamt-
abweichung von insgesamt 1,19 Mio. €. Hier sind geringere Aufwendungen im Vergleich zur Planung
in Hohe von 641 T€ bei den Aufwendungen fiir Sachverstandigen-, Gerichts- u. ahnlichen Kosten
entstanden. In diesem Bereich werden Aufwendungen geplant, die im Wesentlichen im Zusammen-
hang mit der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung anfallen. Dabei handelt es sich um
verschiedene zu erwartende Aufwendungen fiir insbesondere Gutachten (Emissionen, Einzelhandel,
vorbereitende Untersuchungen im Rahmen des besonderen Stadtebaurechts etc.), Konzepte, stad-
tebauliche Wettbewerbe und Blirger*innenbeteiligungen. Ausgangspunkt fur die jahrlichen Planan-
sdtze ist eine Planung der ,MalRnahmen* auf der Grundlage erteilter Auftrage aus der Selbstverwal-
tung und Verwaltung.

Da Planungsprozesse aufgrund ihrer Komplexitdt und hohen Anforderungen in der Regel viel Zeit
beanspruchen und sich Gber mehrere Haushaltsjahre erstrecken, kdnnen geplante Haushaltsmittel
nicht immer in dem Mafe verwendet werden, wie sie geplant wurden. Die Abweichungen zwischen
Haushaltsansatz und dem Rechnungsergebnis sind zum einen darauf zurlickzufihren, dass vorge-
sehene Auftrage nicht immer innerhalb eines Haushaltsjahres vergeben und abgerechnet werden
kdnnen. Zum anderen sind die Abweichungen damit zu begriinden, dass die tatsachlichen Auftrags-
summen von den Schatzungen abweichen oder MaRnahmen aus verschiedenen Griinden verscho-
ben werden bzw. ggf. auch vereinzelt entfallen. Im Haushaltsjahr 2021 wurde z. B. im Bereich der
Marinetechnikschule eine Vergabe in 2021 nicht ausgeldst, da fiir diese MaRnahme zundchst noch
Fordermittel eingeworben werden mussten.

Weiterhin wurden hier weniger Aufwendungen als geplant (197 T€) fiir Personalaufwendungen bei
den Arbeitnehmer*innen gebucht. Der Grund hierfur liegt in einer Neustrukturierung des Stadt-
planungsamtes durch die Neugriindung der Abteilung 61.3 Stadterneuerung, Stadtgestaltung. Zur
Personalaufwandsplanung fur das Jahr 2021 war der entsprechende Haushaltsansatz im Produkt
»Planung“ enthalten. Unterjahrig erfolgte dann nach vollzogener Neustrukturierung eine Umbu-
chung in das Produkt ,,Stadtebauforderung®.
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Auch im Amt fir Bauordnung, Vermessung und Geoinformation (Amt 64) ist eine positive Plan-
abweichung von 722 T€ entstanden. Die Griinde hierfir liegen im Wesentlichen in der insgesamt
schwer im Vorwege zu planenden Vereinnahmung von Baugenehmigungsgebuihren.

Fur die baurechtlichen Verfahren wurden Ertrage bei den staatlichen Verwaltungsgebihren mit
1,40 Mio. € prognostiziert. Im Ergebnis sind Ertrage in Hohe von 1,77 Mio. € gebucht worden, sodass
eine positive Abweichung in Hohe von 368 T€ entstanden ist. Diese resultiert maRgeblich aus einer
Gebuhrennachforderung gegenlber eines groRen Einzelhandelsunternehmens.

Daneben konnten die gemaR Ratsbeschluss (Drs. 0041/2020) veranschlagten Mittel in Héhe von 100
Te fuir MaRnahmen zur Barrierefreiheit im Rahmen der Gebaudeunterhaltung von den federfihren-
den bauenden Amtern nicht abgerufen werden. Als Griinde hierfiir wurden unter anderem bauliche
Schwierigkeiten infolge von Uberplanungen, Materialengpéssen, fehlenden Kapazititen bei Fachfir-
men und pandemiebedingte Verzégerungen benannt. Hierzu gibt das Amt 64 an, sich gemeinsam
mit dem Dezernat Il intensiv mit den Ursachen beschaftigt und MalRnahmen zur Verbesserung der
internen Kommunikation und des Mittelcontrollings in die Wege geleitet zu haben.

Darliber hinaus werden fiir bautechnische Prifungen und Baukontrollen regelmaRig Prifvergi-
tungsgebihren vereinnahmt. Eine positive Planabweichung von 176 T€ ist im Wesentlichen auf
Ertrage aus Prufauftragen zu den GrofRbauvorhaben ZIP und Stadtisches Krankenhaus zurlickzufih-
ren. Das Fachamt wies darauf hin, dass es sich hierbei um einen Einmaleffekt handeln wiirde.

Bereits im SB 2019 berichtete das RPA, dass die Stellungnahmen des Tiefbauamtes (Amt 66) zu den
einzelnen Plan-/Ist-Abweichungen trotz mehrfacher Nachfragen verspatet eingegangen sind und
deshalb weder inhaltlich gepriift noch berticksichtigt werden konnten. Mangels aussagekraftiger
und aufgrund z.T. fehlender oder. unzureichender Erlauterungen des Tiefbauamtes - auch nach
bereits erfolgter Fristverlangerung - sind die Begriindungen zu den Plan-/Ist-Abweichungen auch
im Haushaltsjahr 2021 fur die Produktbereiche 51, 54 und 55 fur das RPA teilweise weder inhaltlich
nachvollziehbar noch vollstandig prifbar.

Das RPA wird die Plan-/Ist-Abweichungen des Haushaltsjahres 2021 nach einem Klarungsgesprach
mit dem Tiefbauamt separat prifen und ggf. gesondert darlber berichten.

Unterjahrige Priifungen - Priifung von StraBenausbaubeitragen

Das RPA hat im Berichtsjahr die Erhebung von Ausbaubeitragen fir die StralRen Rasrott, Hangstralle
und Poggendorper Weg geprift. Die Schwerpunkte der Aktenprifung betrafen die RechtmaRigkeit
der Beitragserhebung, die wirtschaftliche Beschaffung der Beleuchtungseinrichtungen sowie die
OrdnungsmaRigkeit der Aktenfihrung.

Bei den fir diese Priifung ausgewdhlten Mallnahmen wurden jeweils die Beleuchtungsanlagen
erneuert und verbessert. Hierzu wurden Holzmasten mit Freileitung durch den Stand der Technik
entsprechender und weniger storanfallige Stahlrohrmasten mit Erdverkabelung ersetzt.

Da es sich bei den drei StraRen um Anliegerstrallen handelt, wurden die Kosten der einzelnen MaR-
nahmen gem. der Ausbaubeitragssatzung vom 16.07.2010 in der Fassung der zweiten Nachtragssat-
zung vom 01.02.2017 anteilig nach GrundstlicksgrofRe und unter Berlicksichtigung grundstlicks- oder
nutzungsbezogener Besonderheiten zu je 85 % auf die Anliegenden (Eigentiimer*innen des Grund-
stlicks in der jeweiligen StraflRe) und zu 15 % auf die LHK aufgeteilt.

Fur die Ausbaubeitragsmalnahme Rarsrott betrug der beitragsfahige Aufwand 23 T€ und wurde auf
insgesamt 23 erschlossene Grundstiicke umgelegt. Bei der MalRnahme Poggenddrper Weg wurden
insgesamt 31 T¢€ beitragsfahiger Aufwand auf 118 Grundstiicke aufgeteilt. Der beitragsfahige Auf-
wand von 48 Te fur die Verbesserung der Beleuchtung in der HangstralRe wurde auf insgesamt 44
Grundstuicke verteilt.
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Die wesentlichen Ergebnisse der Prifung durch das RPA waren:
- Die Beitragsfestsetzung erfolgte fristgerecht.
- Die Betrage wurden rechtmafig von den Eigentimer*innen erhoben.

- Die Zahlungseingange der Beitrage wurden vom Stadtplanungsamt konsequent tiberwacht.
Fir die 0. g. MalRnahmen bestehen keine offenen Forderungen.

- Beider Vergabe der Bauleistung wurde ein wirtschaftliches Ergebnis erzielt.

- Wesentliche Entscheidungen (bspw. die Beurteilung der GroRRe des Abrechnungsgebiets und
die Berlicksichtigung von Geschosszahlen, die Auswirkungen auf die Beitragsbemessung haben)
wurden mit Hilfe einer sog. ,,Co-Rechnung“ von einer zweiten Person des Sachbereichs nachvoll-

zogen und gegengezeichnet (Vier-Augen-Prinzip).

- Die Dokumentation war in allen Fallen nachvollziehbar.

Im Rahmen der Priifung haben sich keine Beanstandungen ergeben.

Mit der Anderung des in Schleswig-Holstein zu Grunde liegenden Haushaltsrechts hat sich der
Landesgesetzgeber dazu entschieden, die StraRenbaubeitragspflicht abzuschaffen. Hierzu wurde
§ 76 Abs. 2 GO um Satz 2 erganzt, welcher den Kommunen ein Wahlrecht bei der Finanzierung von
StraRenbaumallinahmen einraumt.

Mit Aufthebungssatzung vom 27.04.2018 wurde die Satzung der Landeshauptstadt Kiel Gber die
Erhebung von Beitragen fir die Herstellung, den Aus- und Umbau und die Erneuerung 6ffentlicher
Stralen, Wege und Platze - Ausbaubeitragssatzung - vom 16.07.2010 in der Fassung der zweiten
Nachtragssatzung vom 01.02.2017 aufgehoben.

Im Statusbericht 2015 berichtete das RPA von einer personell angespannten Situation im Beitrags-
bereich des Stadtplanungsamts, wodurch eine beitragsméaRige Veranlagung der Eigentiimer*innen
zeitlich erst nah am Eintritt der Verjahrung erfolgen konnte. Aufgrund mehrerer Uberlastungsanzei-
gen des Stadtplanungsamts wurden verschiedene MaRnahmen ergriffen (z. B. Personalaufstockung,
Optimierungen im Arbeitsablauf), um drohende Verjahrungen der Beitragsanspriiche zu verhindern.

Nachdem 2018 die Aufhebung der Ausbaubeitragssatzung beschlossen wurde, konnten bis Novem-
ber 2020 alle noch ausstehenden KAG-MalRnahmen abgerechnet werden.

Aktuell verflgt das Stadtplanungsamt laut Stellenplan nur noch Uber eine Stelle fiir u. a. das
ErschlieRungsbeitragsrecht sowie fir die Berechnung von fiktiven KAG-Beitragen im Rahmen der
Stadtebaufinanzierung und der StralRenbauforderung sowie fir die laufenden Klageverfahren.

Ob diese Stellenanzahl zukiinftig ausreicht, um die anfallenden Aufgaben zu erfillen, kann das
Stadtplanungsamt derzeit noch nicht abschlieRend beurteilen.

4.1.9 Produktbereich 53 - Ver- und Entsorgung

PB [Beschreibung| Plan2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
Ver-und
53 +12.594.000 | +12.963.320 369.320 Ja
Entsorgung
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Unterjahrige Priifungen - Stadtentwasserung

In der Prifplanung 2021 des RPA wurde eine Priifung der Geblhrenkalkulation und der Buchung

des Sonderpostens Gebulhrenausgleich vorgesehen. Im Rahmen der Kenntnisnahme einer neuen
Satzung fur die Erhebung von Gebihren fir die Abwasserbeseitigung zum 01.01.2022 erfolgte die
Priifung der Gebiihrenkalkulation anhand der Vorkalkulation 2022 und die Verrechnung der Uberde-
ckungen der Jahre 2018 - 2020, die nach KAG in der GebuUhrenkalkulation zu bertcksichtigen waren.

Im Berichtszeitraum erfolgte auch die Kenntnisnahme einer Geschaftlichen Mitteilung (Drs.
1011/2021) durch das RPA Uber den Umgang mit offenen Schmutzwassergebihren aus den Jahren
2014 - 2019, deren Bescheidung und Einzug Uber die Stadtwerke AG geregelt ist. Ferner wurde die
Inventur des Kanalvermdgens durch das RPA begleitet, die seit 2020 offen ist und die Buchungen des
Sonderpostens Gebulhrenausgleich im Rahmen der JA-Priifung 2020 nachvollzogen.

Fur die Kenntnisnahme der GebUlhrensatzung konnten diverse Anmerkungen und Fragen des RPA
mit dem Fachamt und der Beratungsfirma K+W Wirtschaftsberatung GmbH, die die Vorkalkulation
2022 vornahm, geklart werden. Hinweise des RPA wurden aufgenommen und umgesetzt. Die Ge-
blhren bleiben gemal Gebuhrenkalkulation fur den Geblhrenzahlenden stabil, nicht zuletzt wegen
der erwirtschafteten Uberschiisse aus den Vorjahren, die nach §6 Abs. 2 KAG SH innerhalb von 3
Jahren nach Feststellung auszugleichen sind.

Die Erkenntnisse aus der Geschaftlichen Mitteilung zum Umgang mit offenen Schmutzwasserge-
blhren aus den Jahren 2014-2019 sollen zum Aufbau und zur Einfihrung eines Forderungsmanage-
ments, einer Anpassung der Bescheiderstellung und eines angepassten Mahnprozesses fihren.

Als gebiihrenrechtliche Uberschiisse des Jahres 2021 wurden 9,66 Mio. € in den Sonderposten
Gebuhrenausgleich eingestellt. Die Hohe der Zugédnge wurde durch das Amt fur Finanzwirtschaft

in Frage gestellt. Bislang konnte der Sachverhalt durch Nachfrage bei der Stadtentwasserung nicht
ganzlich aufgeklart werden. Da das Amt fiir Finanzwirtschaft Kenntnis von diesem Sachverhalt bei
der Erstellung des JA hatte, ware dieser im Anhang aufzunehmen gewesen. Eine korrekte Ermittlung
der gebiihrenrelevanten Uberschiisse und deren Auflésung ist wichtig im Hinblick auf die Gebiihren-
hohe. Das RPA wird diesen Sachverhalt weiterhin kritisch verfolgen.

Immer wieder werden die Aktivitaten der Stadtentwasserung durch personelle Vakanzen beein-
flusst. So konnte die Inventur 2020 des Kanalvermdgens bisher wegen wechselnder Inventurver-
antwortlicher und unbesetzte Stellen nicht abgearbeitet werden und auch die Abarbeitung der
Abschlussanzeigen fir die Umbuchung der Anlagen im Bau weist Arbeitsriickstande durch nicht
vorhandene Personalkapazitdaten auf. Das wiederum hat auch Auswirkungen auf die GebUhrenkalku-
lation. Inwieweit die Umorganisation der Stadtentwasserung zum 01.01.2022 durch Eingliederung in
die Organisationstruktur des Tiefbauamtes einen positiven Effekt auf die personelle Situation haben
wird und wie sich dieser Sachverhalt auf die beschriebenen Arbeitsriickstande und damit auf die
Gebuhrenkalkulation, den Aufbau und die Einfiihrung eines Forderungsmanagements sowie ggf.
auch auf eine Anpassung der Vertrage mit der Stadtwerke AG hat, wird das RPA weiterverfolgen.
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4.1.10 Produktbereich 54 - Verkehrsflachen und -anlagen, OPNV
PB [Beschreibung| Plan2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €

Verkehrs-

54 | fléchenund | 54656800 | 37845442 1181.358 Ja
—aplagen,

OPNV

Wesentliche Abweichung entfallt auf:

Amt 66 1181.306 €

Bereits im SB 2019 berichtete das RPA, dass die Stellungnahmen des Tiefbauamtes (Amt 66) zu den
einzelnen Plan-/Ist-Abweichungen trotz mehrfacher Nachfragen verspatet eingegangen sind und
deshalb weder inhaltlich gepriift noch beriicksichtigt werden konnten. Mangels aussagekraftiger
und aufgrund z. T. fehlender oder unzureichender Erlduterungen des Tiefbauamtes - auch nach
bereits erfolgter Fristverlangerung - sind die Begriindungen zu den Plan-/Ist-Abweichungen auch
im Haushaltsjahr 2021 fir die Produktbereiche 51, 54 und 55 fiir das RPA teilweise weder inhaltlich
nachvollziehbar noch vollstandig prifbar (s. a. Kapitel 4.1.8).

Unterjahrige Priifungen - Nachtrage im Tiefbauamt

Bereits im Jahresbericht 2020 hat das RPA die Vergabe von Bauauftragen als nicht zulassige Nach-
trage im Tiefbauamt thematisiert. Auch im Jahr 2021 musste das RPA feststellen, dass dieses Vorge-
hen im Tiefbauamt mittlerweile gangige Praxis geworden ist, um Vergabeverfahren zu umgehen.

Beispielhaft kann an dieser Stelle die Vergabe der Ingenieurleistungen in der Alten Lubecker Chaus-
see genannt werden. Der Hauptauftrag fur den ersten Bauabschnitt betrug 98 T¢, der Nachtrag fur
den zweiten Bauabschnitt 97 T€. Es handelt sich hierbei um zwei Bauabschnitte, die zwar aneinander
anschlielRen, aber ohne Probleme hatten einzeln beauftragt werden kénnen. Auch nach der HOAI
handelt es sich um zwei Objekte, die getrennt abgerechnet werden mussen.

Wahrend der Bauausfihrung des ersten Bauabschnittes wurden durch das Tiefbauamt sowohl der
Ausfuhrungsumfang erweitert als auch weitere zusatzliche Leistungen angeordnet. Die eigentli-
che Nachtragsvereinbarung wurde erst geschlossen, nachdem bereits Leistungen erbracht worden
waren. Eine vergaberechtliche Zustimmung durch das RPA ware bei rechtzeitiger Vorlage mit den
vorhandenen Unterlagen nicht erfolgt.

§ 132 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) geht von dem Grundsatz aus, dass
wesentliche Anderungen eines &ffentlichen Auftrags wihrend der Vertragslaufzeit grundsatzlich
ein neues Vergabeverfahren erforderlich machen. Dies gilt insbesondere bei Leistungen, die nicht
zwingend mit dem Hauptauftrag verbunden sind. Im vorliegendem Fall handelt es sich um zwei
Bauabschnitte, die eine getrennte Vergabe der Leistungen erforderlich und moglich gemacht hatte.
Somit entsprach der Auftrag nicht dem Wesen eines Nachtrages.

Da es im Tiefbauamt weiter zu VerstoRRen gegen das Vergaberecht durch die Beauftragung von
nicht sachgerechten Nachtragen kommt, wird das RPA im Jahr 2022 eine Prifung aller Nachtrage im
Tiefbauamt durchfihren.
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Unterjahrige Priifungen - Rechtswidrige Vergabe von Ingenieurleistungen

Fir den Umbau von Nebenflachen am Wall wurde durch das Tiefbauamt ein Ingenieurbiiro mit der
Planung beauftragt. Auf eine erforderliche Preisumfrage wurde verzichtet, obwohl die Wertgrenze
bei einer Auftragssumme in Hohe von 35 Te Uberschritten war.

Begriindet wurde dies vom Fachamt damit, dass die MalRnahme ,, Zum Forst“ aufgrund von Haus-
haltseinsparungen fir 2022 gestrichen wurde und dem Ingenieurbiiro zum Ausgleich dieser Auftrag
erteilt werden soll. Die Vergabe wurde unter der gleichen Vergabenummer abgewickelt, die bereits
der MaRRnahme ,,Zum Forst“ zugeteilt wurde.

Eine ,Kompensation“ sieht das Vergaberecht nicht vor, sodass diese Art der Vergabe rechtswidrig
war. Bei der MalRnahme am Wall handelt es sich um ein eigenstandiges Objekt, welches in keinerlei
Zusammenhang mit der urspriinglich beauftragten BaumalRnahme steht. Sowohl vergaberechtlich,
als auch zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit hatte hier eine Verhandlungsvergabe mit Preisum-
frage durchgefiihrt werden mussen. Darliber hinaus muss die Vergltung fir die bisher erbrachte
Leistung ,,Zum Forst“ unabhangig vom erneuten Auftrag am Wall erfolgen.

Davon unabhdangig stellt das RPA auch einen VerstoR gegen das Vergaberecht bei der BaumalRnah-
me ,,Zum Forst“ fest. Eine MaRnahme darf erst in die Offentlichkeit gelangen, wenn sie ausschrei-
bungsreif ist. Dazu gehort auch das Vorhandensein der erforderlichen finanziellen Mittel. Das diese
in der Ausflihrungsphase gestrichen werden, ist nur unter bestimmten Bedingungen, wie z. B. durch
eine deutliche Kostensteigerung wahrend der Planungsphase oder durch ungewdhnlich hohe Aus-
gaben aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse an anderer Stelle, mdglich. Eine Streichung aufgrund
von Einsparungen im Haushalt gehort hier nicht dazu, zumal im gleichen Zeitraum andere Maflinah-
men wie der Umbau der Nebenflachen am Wall begonnen werden. In diesem Zusammenhang stellt
sich fUr das RPA auch die Frage, ob es eine Prioritatenliste gibt und diese entsprechend bearbeitet
wird. Im vorliegendem Fall hatte dem Buro nur das Honorar fiir die bisher geleistete Arbeit sowie
ggf. ein nachzuweisender Schadenersatz zugesprochen werden mussen.

Dezernat fiir Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt:

MaRnahme ,Zum Forst“

Das Tiefbauamt stimmt dem RPA zu, dass eine MafRnahme erst in die Offentlichkeit gelangen
darf, wenn sie ausschreibungsreif ist und dazu auch das Vorhandensein der erforderlichen
finanziellen Mittel gehort.

Zur Streichung der Haushaltsmittel gibt das Tiefbauamt den Hinweis:

Bei der MaRnahme ,Zum Forst“ handelt es sich um eine nach GVFG-SH gefdrderte Briicken-
und Strallenbaumaflnahme des Tiefbauamtes. Die MalRnahme ist in das Forderprogramm 2022
aufgenommen worden und erhalt eine Férderquote von rd. 75 %. Als das Tiefbauamt die Aus-
schreibung im August 2021 zurlickgerufen hat, waren zwei Aspekte bekannt geworden:

1) Die Baukosten fiir den ersten Abschnitt sind so hoch wie zuvor fiir das Gesamtprojekt
geschatzt.

2) Der Fordergeldgeber gibt vor, dass, wenn Fordermittel fir den ersten Abschnitt gezahlt
werden sollen, der Auftrag erst 2022 erteilt werden darf.

Aus Sicht des Tiefbauamtes sind hier die vom RPA aufgefiihrten Kriterien ,,deutliche Kosten-
steigerung“ und ,,ungewdhnliche Ausgaben aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse an anderer
Stelle“ durch das ,Veto“ des Fordergeldgebers und die Kostensteigerung nach Aktualisierung
der Baukosten nach Erstellung der Ausfihrungsplanung fir den ersten Teilabschnitt erfullt.



SCHLUSSBERICHT 2021 LANDESHAUPTSTADT KIEL

RPA: Das RPA nimmt die Ausfiihrungen des Dezernat Il zur Haushaltsmittelbewirtschaftung zur
Kenntnis.

Es wird ausdrticklich darauf hingewiesen, dass der Prifungsschwerpunkt auf der rechtswidrigen
Vergabe von Ingenieursleistungen lag.

4.1.11 Produktbereich 55 - 56 - Natur- und Umweltschutz

PB [Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung [Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
5556 NatUr-und o040 450 | -24.547.553 2.494.897 Ja
Umweltschutz

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:
Amt 18 2.6905.965 €

Amt 67 -320.527 €

Im Umweltschutzamt (Amt 18) konnte insgesamt eine Verbesserung von 2,70 Mio. € gegenlber der
Planung festgestellt werden. Auf der Ertragsseite ergaben sich hauptsachlich hohere Ertrage durch
zu gering geplante Fordergelder von Land und Bund. Nach Auskunft des Fachamtes war der Erhalt
von Foérdergeldern zum Zeitpunkt der Planung nicht bekannt oder nicht beantragt und daher nicht
planbar. Zudem wurden geplante Riickfliisse aus anderen Amtern im Rahmen des innerstadtischen
Contracting von 111 T€ im Berichtsjahr nicht getdtigt. Diese sollen im Jahr 2022 erfolgen. Geringere
Aufwendungen als geplant wurden im Produkt Klimaschutz und Energie bendtigt. Aufgrund von
personellen Engpassen und den pandemiebedingten Einflissen bei der Projektentwicklung konnten
viele IntractingmafRnahmen nicht wie geplant umgesetzt werden (1,12 Mio. €). Im Produkt Abfall-
wesen, Immissionsschutz und Umweltberatung wurden Aufwendungen von 300 T€ im Berichtsjahr
nicht bendtigt. U. a. konnten Einsparungen bei den Aufwendungen fir Strom und fir Ausstellungen
und Wettbewerbe erreicht werden. Darlber hinaus musste eine Ersatzvornahme nicht wie geplant
vorgenommen werden.

Im Grinflachenamt (Amt 67) ergab sich im Berichtsjahr eine Verschlechterung von 321 T€ gegeniber
der Planung. Im Wesentlichen beruht die Verschlechterung auf Abweichungen im Produkt Fried-
hofs- und Bestattungswesen. Hier ergab sich durch eine nicht geplante Zufihrung zu den passiven
Rechnungsabgrenzungsposten (s. JA 2021 S. 100) eine Verringerung der Ertrage um 800 T¢. Es han-
delt sich hierbei um den Teil der Graberwerbe, der sich auf die kommenden Jahre bezieht.
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4112 Produktbereich 57 - Wirtschaft und Tourismus

PB |Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung |Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
57 | Wirtschaft | 58 468000 | 22543731 | 5.924.269 Ja
und Tourismus

Wesentliche Abweichungen entfallen auf:

EBK 4.527.872 €
OB.K 747.279 €
OB.W 688.009 €

Die Planverbesserung im Produktbereich 57, die auf den Eigenbetrieb Beteiligungen der Landes-
hauptstadt Kiel (EBK) entfallt, betragt 4,53 Mio. €. Im Wesentlichen ist dies auf eine um 50 % ge-
ringere Zuschussabforderungen seitens des EBK an die LHK zurlick zu fihren. Der Haushaltsansatz
tiber 9,12 Mio. € wurde nur mit 4,55 Mio. € belastet. Durch Zahlungen aus dem OPNV-Rettungsschirm
im Dezember 2021 fur die Jahre 2020 und 2021 waren weitere Zuschussabforderungen nicht mehr
erforderlich.

Das Ergebnis im Kieler-Woche-Buro (OB.K) ist wie im Vorjahr davon gepragt, dass die Kieler Woche
pandemiebedingt nicht in gewohntem Umfang stattfinden konnte. Ein deutlich reduzierter Rahmen
flhrte zu entsprechend geringeren Aufwendungen als geplant und einer Verbesserung gegenuiber
dem Plan von 747 Te.

Im Referat fir Wirtschaft (OB.W) hat sich insgesamt eine Verbesserung gegeniiber der Planung von
688 T¢€ ergeben.

Auf der Ertragsseite konnten zusatzliche Ertrage durch die Auflésung von weitergeleiteten Zu-
wendungen (PRAP) in Hohe von 976 T€ verbucht werden. Demgegeniber standen im Aufwand die
Abschreibungen auf geleistete Zuwendungen (ARAP) von 853 T€. Dabei handelt es sich in diesem
Fall um Zuwendungen des Landes, die Uber die LHK an den Seehafen fiir den Bau von Landstrom-
anlagen und an die KIWI GmbH fiur die GewerbegebietserschlieRung Boelckestralle weitergeleitet
wurden.

Die Aufwandsseite wurde im Berichtsjahr pandemiebedingt beeinflusst. Es wurden weniger Reise-
kosten, Aufwendungen fir Ausstellungen, Wettbewerbe und Werbung verbraucht (180 T€). Dartiber
hinaus wurden geringere Mittel als geplant fir die Einzelférderung von Projekten wie z. B. Kiel hilft
Kiel (160 T€) und der Projektforderung Kultur- und Kreativwirtschaft (40 T€) abgerufen. Weitere
Mittel fir Projekte wie z. B. E-Sport oder die Sonntagséffnungskampagne wurden nicht oder erst im
Folgejahr benétigt (97 Te).
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41.13 Produktbereich 61 - Allgemeine Finanzwirtschaft

PB |Beschreibung| Plan 2021 Ist 2021 Verbesserung |Verschlechter-| Einhaltung
ung Budget
€ € € €
Allgemeine
61 Finanz- +531.918.200 | +582.375.858 50.457.658 Ja
wirtschaft

Abweichung entfallt auf:

Amt 9o 50.457.658 €

Die positive Abweichung zum Plan beim Amt fir Finanzwirtschaft (Amt 90) setzt sich maRgeblich
aus diversen Abweichungen im Produkt ,,Steuern, allgemeine Zuweisungen und allgemeine Um-
lagen“ zusammen. 28,37 Mio. € entfallen alleine auf die Konsolidierungshilfen, die bei der Planung
generell nicht berticksichtigt werden diirfen.

Weitere zusatzliche Ertrage von 16,23 Mio. € wurden im Bereich der Gewerbesteuer erzielt. Die
Annahme, dass die Gewerbesteuerzahler pandemiebedingt weniger Ertrdge erwirtschaften und
entsprechend weniger Gewerbesteuer abfiihren miissen, traf im Berichtsjahr auf die grofRen
Gewerbesteuerzahler nicht zu.

Insbesondere im Bereich der Steuerertrdge ist eine exakte Planung aufgrund diverser Einflussfak-
toren nicht umsetzbar. Eventuelle Anpassungen von Messbetragen durch das Finanzamt sowie die
tatsachliche wirtschaftliche Entwicklung eines Jahres kann nicht eindeutig vorausgesehen werden.
So wurden im Berichtsjahr zum Beispiel um 2,56 Mio. € héhere Ertrage fir den Gemeindeanteil an
der Umsatzsteuer erzielt.

Eine nicht geplante Zuweisung des Landes zum Ausgleich von Lohn- und Einkommensteuerminde-
reinnahmen der Gemeinden in Folge der Pandemie von 2,89 Mio. € trug ebenfalls zu der positiven
Abweichung bei.

Unterjahrige Priifung - Priifung der Kassen der LHK

Prifung der Stadtkasse durch das RPA

Die Stadtkasse wird gem. § 116 GO und § 34 Abs. 5S. 1 GemHVO-Doppik mindestens einmal jahrlich
durch das RPA unvermutet gepriift. Der Schwerpunkt lag auf der Uberpriifung des Kassenbestan-
des der Stadtkasse sowie des Tagesabschlusses. Zudem wurden die Bestande des Verwahrgelasses
(Medaillen, Zweitschlissel, Darlehensvertrage und Grundschuldurkunden, SparbUlcher etc.) stich-
probenartig Uberprift. Es haben sich diesbezliglich keine Beanstandungen ergeben.

Priifung der Nebenkassen durch das RPA

Entsprechend den Bestimmungen nach § 34 Abs. 3 GemHVO-Doppik SH und § 24 der DuGA Fibu
sind bei der LHK Zahlstellen (z. B. Stadtkasse der LHK) und Geldannahmestellen (Einnahmekassen)
eingerichtet und werden Handvorschtisse gewahrt.

Gemal § 34 Abs. 5 GemHVO-Doppik SH und § 39 Abs. 2 und 3 der DuGA Fibu sind Zahlstellen min-
destens in jedem zweiten Jahr durch das RPA unvermutet zu prifen.
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Das RPA macht von seinem Priifrecht Gebrauch und prift zudem jahrlich einen Teil der Handvor-
schiisse und Geldannahmestellen (Nebenkassen) der LHK.

Entsprechend den aus dem Amt fir Finanzwirtschaft Gbermittelten Informationen standen im
Berichtsjahr 191 Handvorschisse und Geldannahmestellen mit einem Gesamtvolumen von 91 T€ zur
Prifung an (Stand 31.12.2021). Auf Basis der amtsinternen Planung war in 2021 die Prifung von 48
Handvorschissen und Geldannahmestellen durch das RPA vorgesehen. Dariiber hinaus waren aus
dem Vorjahr noch 42 Nebenkassen zu prifen, da die meisten Nebenkassen der LHK im Bereich der
Kindergarten und Schulen eingerichtet sind und diese aufgrund der Corona-bedingten Betretungs-
beschrankungen nicht bzw. nur sehr eingeschrankt gepruft werden konnten. Diese Einschrankung
bestand in 2021 fort. Im Ergebnis prifte das RPA im Berichtsjahr 35 Geldannahmestellen und Hand-
vorschusse.

Die Prufungen erfolgten unangekiindigt vor Ort und umfassten im Wesentlichen die Kassenbestan-
de, die Kassenblicher, die vorgelegten Belege, die Abrechnungen, die fachamtsinternen Prifvermer-
ke sowie die teilweise vorhandenen Kassensysteme und Geschaftsanweisungen.

Im Berichtsjahr wurden in neun Fallen geringfligige Differenzen und in einem Fall eine héhere
Differenz festgestellt. Die weiteren Beanstandungen betrafen die Filhrung der Kassenblcher (17),
die Zugriffe auf die Kassen sowie die Benennung der Kassenflihrer*innen oder der stellvertretenden
Kassenfuhrer*innen (11). In diesen Fallen lagen falsche oder auch keine Vollmachten fir die Kassen-
fihrung bzw. stellvertretende Kassenfliihrung vor.

Jahrliche Prifpflicht der Nebenkassen durch die Fachamter

Nach § 34 Abs. 5 GemHVO-Doppik SH sind Handvorschiisse mindestens in jedem zweiten Jahr un-
vermutet zu prifen. Dies gilt gemalR § 24 Abs. 3 DUGA Fibu gleichermalen fiir Geldannahmestellen.
Die Prifpflicht wurde bei der LHK durch § 9 Abs. 1 und 2 der Geschaftsanweisung der LHK Uber die
Einrichtung und Verwaltung von Handvorschiissen dahingehend konkretisiert, dass die Kassen- und
Buchflihrung der Handvorschisse und Geldannahmestellen mindestens einmal im Jahr unvermutet
durch die Amtsleitung oder durch eine von ihr bestimmende erfahrene und zuverldssige Person zu
prufen ist. Auf diese jahrliche Prifpflicht wurden die Fachamter im SB 2019 hingewiesen. Darlber
hinaus erfolgt seither jahrlich eine Abfrage durch das RPA an die betroffenen Fachamter, ob die amt-
sinternen Kassenprifungen durchgefiihrt wurden.

In 2020 hatten nicht alle Fachamter die vorhandenen Handvorschiisse und Geldannahmestellen
vollumfanglich gepriift. Hierbei war allerdings zu bertcksichtigen, dass die zu priifenden Neben-
kassen in einigen Einrichtungen aufgrund der Corona-bedingten Betretungsbeschrankungen auch
seitens der Fachamter nur eingeschrankt geprift werden konnten.

Im Berichtsjahr 2021 sind mehr Fachamter ihrer jahrlichen Priifpflicht nachgekommen. In vier Am-
tern wurde keine interne Priifung vorgenommen. Als Griinde werden die Corona-Pandemie und/
oder Personalmangel angefiihrt.

Das RPA wird Uber die weitere Entwicklung berichten.
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4.2 Priifbereich Vergabe, Bauwesen und Beschaffung

Die Priifung von Vergaben ist eine dem RPA durch die RV lbertragene Aufgabe. Die Beteiligung bzw.
Benachrichtigung des RPA hinsichtlich der Vergabeprifung richtet sich nach den Verfahrensarten in
Abhangigkeit zu bestimmten Wertgrenzen. Beide sind in der stadtischen Dienst- und Geschaftsan-
weisung Vergabe vorgegeben. Diese Dienstanweisung gilt fiir alle Amter, Regie- und Eigenbetriebe
und alle Referate.

Die Theater Kiel AGR sowie die RBZ als Anstalten des 6ffentlichen Rechts regeln selbststandig die
Beteiligung des RPA. Auch die stadtischen Gesellschaften (z. B. Seehafen, Stadtisches Krankenhaus)
als 6ffentliche Auftraggeber sind zur Anwendung des Vergaberechts verpflichtet. Eine Prifung der
dort durchgefiihrten Vergabeverfahren durch das RPA ist nicht vorgesehen. Hierzu ware eine ent-
sprechende Beschlussfassung der fur die Gesellschaften zustandigen Gremien erforderlich.

4.21 Vergabewesen allgemein

Die folgenden Grafiken zeigen die Entwicklung der gepriiften Vergaben und der erfassten und
gepriften Auftrage seit 2017 auf. Aufgrund der geanderten Vergabepriifung durch das RPA sowie
gednderter Wertgrenzen - Auftragskopien erhalt das RPA seit dem 08.07.2019 erst ab einer Net-
to-Auftragssumme >10 T€ - sind die Zahlen gegentber den Vorjahren erst in der Riickschau fur die
Jahre 2020 und 2021 vergleichbar. Allerdings kann auch dieser Vergleich nur anndhernd erfolgen, da
das Tiefbauamt im ersten Quartal 2021 die Prifungsvereinbarung fir Vergaben mit dem RPA aufge-
[6st hat.

Nachstehendes Diagramm zeigt die Anzahl und das Gesamtvolumen der vom RPA im Zeitraum 2017
- 2021 gepruften Vergaben:

Gepriifte Vergaben
200 700
180
w 160
g 140 ~
- \ 500 2
= 120 [
2 <
S 100
(o]
> 80
60 300
2017 2018 2019 2020 2021
Volumen | 118.835.648 111.418.070 106.324.411 162.436.479 198.742.300
—— Anzahl 557 499 376 435 320
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Nachstehendes Diagramm zeigt die Anzahl der vom RPA erfassten und gepriften Auftrage im

Zeitraum 2017 - 2021:

Auftrage
40
.0
b
£ 20
c
o
£
3 10 —
>
0
2017 2018 2019 2020 2021
Volumen 22.936.879 19.941.706 24.231.123 32.075.796 34.638.838
= Anzahl 656 664 583 523 566

Zusammenfassung fiir beide Diagramme:

In 2021 entfielen auf den Baubereich 349 Vergaben und Auftrage mit einem Auftragswert von ins-
gesamt 81,95 Mio. €. 410 Vergaben und Auftrdage mit einem Auftragsvolumen von 141,85 Mio. € sind

700

600

500

dem Bereich der Liefer- und Dienstleistungen zuzuordnen. 127 Vergaben und Auftrage mit einem

Gesamtauftragswert von 9,59 Mio. € entfielen auf Leistungen freiberuflich Tatiger.

Der Anstieg des Gesamtauftragsvolumens bei den Liefer- und Dienstleistungen bei den Vergaben

resultiert aus dem hohen Auftragsvolumen fur die Vergabe der Entsorgung von Restabfallen aus

der LHK.

4.2.2 Erste Hilfe im Vergaberecht

Die vergaberechtliche Beratung der Mitarbeitenden in den Fachamtern fihrt das RPA seit langem
durch. Ziel des RPA ist hierbei, die Beschaftigten in den Fachdamtern dahingehend zu unterstitzen,

Anzahl

moglichst rechtssichere Vergabeverfahren durchzufiihren. Die Beratungstiefe variiert hierbei stark.

Besonderen Beratungsbedarf erkannte das RPA bei den Kolleg*innen, die entweder neu zur Stadt-
verwaltung gekommen sind oder aber auch erstmalig Vergabeverfahren durchfiihren sollten.

Aus diesem Grund entschloss das RPA sich, fir diesen Kreis der Beschaftigten die ,,Erste Hilfe im

Vergaberecht”“ anzubieten. In diesen Prasenzterminen erhielten (und erhalten) Kolleg*innen eine

erste praktische Hilfe, wie Vergaberecht bei der Stadt funktioniert. Generelle Fragen werden darin
ebenso beantwortet wie individuelle Beratungen zu konkret anstehenden Vergabeverfahren. Diese

Beratungen werden sowohl fir den Bereich der Liefer- und Dienstleistungsauftrage als auch fur

Vergaben aus dem Baubereich angeboten.

Vielfach ergeben diese Erstberatungen weiteren vertieften Beratungsbedarf. Aufgrund der bei

diesen Terminen vielfach gestellten Nachfragen zum Themenbereich , Leistungsbeschreibungen®

erweiterte das RPA im September 2021 die Beratungsleistung um die Vorab-Durchsicht von Leis-

tungsbeschreibungen oder Vertragsentwirfen, wenn aus Sicht der Verfassenden ein entsprechen-

der Bedarf besteht. Leistungsbeschreibungen und Vertragsinhalte sind das Herzstlick jeder Vergabe,

da die Erfullung der Beschaffungsziele eben von diesen Beschreibungen malRRgeblich abhangig ist.
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Durch die im RPA vorhandenen Erfahrungen konnten durch entsprechende Hinweise und Anregun-
gen mogliche Fallstricke, Unklarheiten, Widerspriiche oder fiur die Landeshauptstadt Kiel nachteili-
ge Regelungen in den Leistungsbeschreibungen und Vertragen im Vorwege vermieden werden.

Bislang haben 60 Beschaftigte diese ,,Erste Hilfe“ in Anspruch genommen.

Das RPA mochte an dieser Stelle klarstellen, dass diese Art der Unterstiitzung der Beschaftigten
nicht erforderlich ware, wenn die LHK sich in diesem Bereich endlich professionell aufstellen wirde.

4.2.3 Zentralisierung des Vergabewesens

Sowohlim SB 2019 (4.2.3 Vergabemanagementsystem, Seiten 87/88) als auch im SB 2020 (4.2.2 Ver-
gabemanagementsystem, Seiten 94/95) hat das RPA ausfihrlich tUber das Erfordernis einer Zentrali-
sierung des Vergabewesens bei der LHK berichtet.

Nachvollziehbar wird diese Forderung des RPA u. a. dadurch, dass die seit Jahren jahrlich wiederkeh-
renden Feststellungen Uber Fehler bei der Durchfiihrung von Vergabeverfahren (z. B. SB 2020, 4.2.3,
Wiederkehrende Feststellungen bei Vergaben, Seiten 95 - 96) nach wie vor Bestand haben.

So konnte das RPA im Jahr 2021 beispielsweise bei 20 zu priifenden Vergaben keine vergaberechtli-
che Zustimmung erteilen, weil sie schwere Fehler beinhalteten.

Das Ergebnis einer Sonderprifung des RPA bei Vergaben mit Auftragssummen oberhalb der Wert-
grenzen fur Direktauftrage ist unter Teil 4.2.5 nachzulesen.

Entgegen aller Anklindigungen seitens der Verwaltung ist auch im Jahr 2021 wieder nichts gesche-
hen, um diese Unzulanglichkeiten abzustellen. Die vom Oberbiirgermeister im Jahr 2020 angekin-
digte externe Organisationsuntersuchung des Vergabewesens bei der LHK wurde bis heute nicht in
Auftrag gegeben.

Die mangelhafte Organisation des Vergabewesens fiihrt auch dazu, dass einzelne Amter beginnen,
selbststandig Losungen zu entwickeln. So plant die Immobilienwirtschaft, eine eigene amtsinterne
Bauvergabestelle einzurichten. Die Immobilienwirtschaft hat die organisatorischen Voriberlegun-
gen abgeschlossen und bereits konkrete Arbeitsplatzbeschreibungen abgeleitet, mit denen entspre-
chende Planstellen zum Haushalt 2023 angemeldet werden sollen.

Das RPA begrifit die Bemiihungen der Immobilienwirtschaft, das amtsinterne Vergabewesen
professionell aufzustellen, da eine stadtweite Lésung immer noch nicht in Sicht ist. Im gesamtstad-
tischen Interesse ware es jedoch wesentlich zielfiihrender, eine insgesamt wirklich zentrale Vergabe-
stelle fuir alle Amter der LHK einzurichten, damit alle Beschaftigten von dieser Einrichtung profitie-
ren kénnen.

Wahrend seitens der LHK die Digitalisierung (u. a. mit der Durchfiihrung der digitalen Woche) propa-
giert wird, ist davon im Vergabebereich nichts zu merken. Hier wird nach wie vor der Gberwiegende
Anteil der Vergaben in Papierform abgewickelt. Fur die LHK wird es generell immer schwieriger,
geeignete Bieter*innen zu finden, die bereit sind, fur die LHK zu arbeiten. Das liegt auch daran, dass
Bieter*innen vielfach weder Zeit noch Lust haben, die Flut an Dokumenten in Papierform zu bear-
beiten, die die LHK noch immer verschickt.

Auch der Zentralverband des Deutschen Handwerks fordert die konsequente Durchfiihrung aller
Vergabeverfahren durch und mit der E-Vergabe, da dadurch viele Vorteile entstehen. Lt. Zentral-
verband werden im Idealfall Kosten gespart, Verfahren schneller durchgefiihrt und Fehlerquellen
sowohl auf Seiten der Bieter*innen als auch auf Auftraggeber*innen Seite vermieden. Nicht zuletzt
hat die Corona-Pandemie lt. Zentralverband die digitalen Versdaumnisse in den Verwaltungen aufge-
zeigt und den immensen Nachhol- und Handlungsbedarf an dieser Stelle offengelegt.

KIEL
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Es bleibt daher nur die Erneuerung der Forderung des RPA, schnellstmdglich eine zentrale Vergabe-
und Beschaffungseinheit einzurichten, um alle Vergabeverfahren aller Amter rechtssicher und vor
allem digital und medienbruchfrei abzuwickeln.

Oberbilirgermeister:

Das Thema ,,Organisation des Vergabewesens* hat weiterhin eine hohe Bedeutung und es
bleibt Zielsetzung, eine externe Organisationsuntersuchung des Vergabewesens bei der LHK in
Auftrag zu geben. Aufgrund anderer Prioritdaten und Dringlichkeiten im Personal- und Organisa-
tionsamt sowie der erforderlichen Kapazitaten fur die Bewaltigung der Corona-Pandemie sowie
der Ukraine-Krise haben der Oberbirgermeister und der Dezernent fir Finanzen, Personal,
Ordnung und Feuerwehr aber entschieden, die Beauftragung zurtickzustellen und wieder
aufzugreifen, wenn andere Prioritaten abgearbeitet sind.

4.2.4 Feststellungen bei Vergaben

Im Vergabeverfahren zum Druck und Versand von Wahlbenachrichtigungen und der Briefwahlun-
terlagen fur die Bundestagswahl wurde unter anderem weder die ZVS bei der Entscheidung der
Vergabeart beteiligt noch lag der Vergabe eine belastbare oder im Mindestmal} nachvollziehbare
Kostenschatzung bei. Vielmehr finden sich im Vergabevorgang stets unterschiedlich hoch geschatz-
te Auftragswerte. In diesem Zusammenhang weist das RPA nochmals auf die wichtige Bedeutung
der Dokumentation im Vergabeverfahren hin, da bei derartigen Unklarheiten schnell eine Umge-
hung des eigentlichen Vergabeverfahrens angenommen werden kann. Zudem wurde das Schrift-
formerfordernis nicht beachtet, da die Angebote per E-Mail abgegeben wurden. Aufgrund der dann
vorliegenden und gedffneten Angebote wurden im vorliegenden Fall direkt nach Erhalt der Angebo-
te in entsprechende Verhandlungen eingestiegen. Der Ablauf einer von der auftraggebenden Stelle
in jedem Vergabeverfahren zwingend vorzugebenen Angebotsfrist wurde hierfur nicht abgewartet.
Vielmehr wurden in den Vergabeunterlagen weder eine Angebots- noch eine Bindefrist festgelegt.
Der gesamte Vergabevorgang wies aus Sicht des RPA enorme rechtliche Mangel auf.

Bei der Vergabe der Erstellung einer Biomassestrategie fur die KielRegion, die aus dem Regionalbud-
get der KielRegion mit 70 Te gefordert wird (Férderquote 70 %, férderfahige Summe 100 T€) wurden
differenzierte Zuschlagskriterien zur Bewertung der Angebote festgelegt und in den Vergabeunterla-
gen bekannt gegeben. Allerdings wurde vom Fachamt erst nach der Veroffentlichung der Vergabeun-
terlagen bemerkt, dass das Zuschlagskriterium Preis mit hier lediglich 10 % zu niedrig angesetzt war.
Zudem erfolgte eine unzuldssige Vermischung von Eignungs- und Zuschlagskriterien, weil Referen-
zen mit 30 % in die Angebotswertung eingeflossen sind. Dieser Beschaffungsgegenstand wird durch
Fordermittel finanziert. Regelmalliig machen Fordermittelgeber*innen im Fordermittelbescheid
Vorgaben und geben Rahmenbedingungen fir die Durchfihrung von Vergabeverfahren vor. Werden
diese Vorgaben nicht oder nicht vollstandig eingehalten, kann in letzter Konsequenz die Férdermit-
telauszahlung versagt werden. Um diesen ,,Schaden® im vorliegenden Fall von der LHK abzuwenden,
wurde dem Fachamt vom RPA empfohlen, ein weiteres Vorgehen in diesem Vergabeverfahren mit
der*dem Fordermittelgeber*in abzustimmen. Das Fachamt nahm daraufhin Kontakt mit der*dem
Fordermittelgeber*in des Regionalbudgets auf und konnte den Sachverhalt aufklaren.

Das RPA weist an dieser Stelle nochmals darauf hin, dass bei Vergabeverfahren, die im Rahmen
von Férderprogrammen durchgefihrt werden, neben den Vorschriften des Vergaberechts auch
zwingend die Bestimmungen zur Durchfliihrung von Vergabeverfahren im Férdermittelbescheid zu
beachten sind.
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4.2.5 Vergabepriifung oberhalb der Wertgrenzen fiir Direktauftriage

GemaR § 12 Abs. 1 der DA Vergabe vom 08.07.2019 libersenden die Amter dem RPA ab einer Auf-
tragssumme von 10 T€ nach Erteilung des Zuschlages bzw. nach dem Abschluss von Vertragen den
Vergabevermerk, den Vertrag bzw. den Auftrag und die Entscheidung Uber die Vergabeart innerhalb
von 14 Tagen in Kopie bzw. in digitaler Form. Uber die Erkenntnisse der Vergabeverfahren mit einer
Auftragssumme von mehr als 10 T€ berichtet das RPA regelmalig im SB unter ,Wiederkehrende
Feststellungen bei Vergaben“ (siehe u. a. SB 2020, S. 88).

Eine Prifung der Vergaben oberhalb der Direktauftragsgrenzen (bei Liefer- und Dienstleistungen
1 T€ und bei Bauleistungen 3 T€) aber unterhalb der Beteiligungsprifung erfolgte bisher nicht und
wurde erstmalig in 2021 durchgefihrt.

Ziel der Vergabepriifung 2021 war es, festzustellen, ob das Vergaberecht oberhalb der Direktauf-
tragsgrenzen eingehalten wird. Hierzu wurden zunichst alle Dezernate, Referate und Amter um
vollstandige Auflistungen Uber die im Jahr 2020 durchgefiihrten Vergaben zwischen 1 Te bzw. 3 Te
und 10 Te gebeten.

Daneben wurden Uber newsystem Geschaftsvorfalle identifiziert, die aus Sicht des RPA vergabe-
rechtsrelevant sein kdnnten und in jedem Fall dem Vergaberecht hatten unterstellt werden mussen.
Anhand der Ubersichten und der Buchungen in newsystem wurden insgesamt 11 Amter um Uber-
sendung der Vergabeakten zu vorab ausgewahlten Vergabesachverhalten an das RPA gebeten. Zu-
dem wurden unabhdngig vom Auftragswert alle Vergaben des RBZ Technik und des RBZ Wirtschaft,
die im Jahr 2020 durchgefiihrt wurden, einer vergaberechtlichen Prifung unterzogen.

Nachfolgende Ubersicht zeigt den Umfang der Vergabepriifung:

) Anzahl der gepriiften Finanzielles Volumen
Gepriiftes Amt VereEnee der angefordsrten
Vergabevorgange
OB.K 32 MTE
OB.P 22 76 T€
OB.W 15 65 T€
10 42 168 T€
18 35 154 T€
30 33 133 T€
52 36 155 T€
53 8 12T€
54 8 23 T€
55 31 100 T€
56 30 157 T€
Gesamt: 292 Vergaben 1,15 Mio. €
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Bei einer Vielzahl der gepriften Vorgange stellte das RPA fest, dass kein Vergabeverfahren durch-
gefiihrt wurde. Drei Amter meldeten dem RPA, dass im Jahr 2020 keine Vergabeverfahren durchge-
fihrt wurden. Die Griinde hierfir reichen von Unkenntnis Giber Nichtbeachtung der Direktauftrags-
grenzen bis hin zu einer sog. ,,Risikoabschatzung®, die zu einer selbst vorgenommenen ,,Befreiung“
von der Anwendung des Vergaberechts flhrte.

Keiner der vorgenannten Grinde rechtfertigt jedoch den Verzicht auf die Anwendung des Verga-
berechts. Hieran andert auch ein Grundsatzvermerk bzw. Rahmenvermerk, der das gemeinsame
Vorgehen von LHK, KiWi und Kiel Marketing wahrend der Corona-Krise erlautert und von der Ver-
waltungsleitung mitgetragen wurde, nichts. Eigenmachtig veranlasste ,,Befreiungen” von der An-
wendung des Vergaberechts stellen grundsatzlich einen Verstol} gegen das Rechtstaatlichkeitsprin-
zip dar, da bestehendes Recht bewusst nicht zur Anwendung gebracht wurde. Die Verwaltung ist an
Recht und Gesetz gebunden und darf nur im Rahmen geltender Gesetze handeln. Dies gilt auch in
Zeiten eines pandemiebedingten Ausnahmezustandes. Auch kann die bewusste Nichtanwendung
verpflichtend anzuwendender Rechtsvorschriften eine zu ahndende Dienstpflichtverletzung der
einzelnen Beschaftigten darstellen.

Zudem stellte sich im Rahmen der Prifung heraus, dass auch sogenannte ,,Dringlichkeitsvergaben®
durchgefihrt wurden. Die vom Land Schleswig-Holstein im Zuge der Corona-Pandemie postulierte
Dringlichkeit wurde in vielen Fallen allerdings fehlerhaft ausgelegt und auf Beschaffungssachverhal-
te angewendet, die nicht ,,...der Eindammung und kurzfristigen Bewaltigung der Corona-Epidemie

dienen...“

Uber alle Amter hinweg ergab die Vergabepriifung dariiber hinaus folgende allgemeine und wieder-

kehrende Prifungsfeststellungen:
- Die Vordrucke der ZVS wurden nicht verwendet.

- Das Schriftformerfordernis wurde nicht eingehalten. Die Auftragserteilung erfolgte mindlich

oder per E-Mail.

- Die Dokumentation war Giberwiegend unzureichend. Nachtragliche Vermerke (z. T. mehr als ein
Jahr spater erstellt) sind keine Vermerke im Sinne des Vergaberechts.

- Die Entscheidung Uber die Vergabeart wird nicht vor der Aufforderung zur Abgabe eines Ange-
bots getroffen.

- Dringlichkeit bei der Beschaffung entbindet nicht von der Dokumentationspflicht gem. DA Ver-
gabe.

- Die Vorgange waren teilweise unvollstandig.
- Vergabevorgdnge enthielten teilweise keine Vergabenummern.
- Das Vier-Augen-Prinzip wurde nicht eingehalten.

- Die VOL/B wurden nicht als Vertragsgrundlage vereinbart. Es wurden die AGB der*des Bieten-
den unreflektiert angenommen.

- Inden Fallen, in denen keine Standard-Vertrage abgeschlossen wurden, erfolgte keine Beteili-
gung des Rechtsamtes.

- Abschlagszahlungen wurden gezahlt, obwohl diese nicht vereinbart waren.
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Bei den vom RBZ Technik durchgefiihrten Vergaben im Jahr 2020 wurden insgesamt 25 Vorgange
beanstandet. Beim RBZ Wirtschaft erfillten insgesamt 23 Vergaben, die im Jahr 2020 durchgefiihrt
wurden, nicht die vergaberechtlichen Anforderungen. Die Feststellungen des RPA zu den einzelnen
Vorgangen decken sich auch hier im Wesentlichen mit denen, die vorstehend fur die Fachamter

getroffen wurden.

Diese Uibergreifenden Feststellungen werden auch durch die Anfragen von den Fachdmtern im Rah-
men der vom RPA in diesem Jahr initiierten , Erste-Hilfe im Vergaberecht“, bestatigt.

Aufgrund der Vielzahl von Feststellungen, die mit dieser Priifung ermittelt und an die Fachamter
weitergeleitet wurden, erwartet neben dem Gesetzgeber auch das RPA, dass das Vergaberecht
innerhalb der LHK auch bei vermeintlichen , Kleinauftragen“ oberhalb der Wertgrenzen fiur Direkt-
auftrage uneingeschrankt zur Anwendung kommt.

Nach Erhalt der Prifungsfeststellungen teilten einige Fachamter dem RPA unverzliglich mit, die mit
der Durchfiihrung von Vergabeverfahren betrauten Mitarbeiter*innen besser auf ihre Aufgabe vor-
bereiten zu wollen. AuRerdem wurden Mitzeichnungs- und Entscheidungsprozesse neu Uberdacht
und strukturiert. Wiederum andere Verwaltungseinheiten nahmen auch die Erste-Hilfe Beratung
des RPA an, um u. a. einen Uberblick tiber den Umfang eines Vergabeverfahrens, Fristen, erforderli-
che Beteiligungen und LHK-interne Regelungen zu erhalten.

Das RPA begriflt die Bemihungen der Fachamter zur Verbesserung der Qualitat der Vergabever-
fahren bei der LHK. Allerdings handelt es sich bei diesen zum Teil sehr guten Optimierungsansatzen
um amterbezogene Insellésungen, die lediglich dazu beitragen kénnen, dass das unzureichend
organisierte Beschaffungswesen bei der LHK auf Amterebene weniger fehlerbehaftet ist. Um die
Qualitat und die Rechtsanwendung auf gesamtstadtischer Ebene zu verbessern und den Beschaftig-
ten in den Fachamtern wieder die Konzentration auf ihre Kernaufgaben zu ermdéglichen, empfiehlt
das RPA weiterhin die Zentralisierung des Vergabewesens bei der LHK in einem maoglichen Vergabe-
und Beschaffungsamt (siehe hierzu Kap. 4.2.3) und Statusbericht HJ 2014/2015, S.10).

Eine erneute Prifung zu einem spdteren Zeitpunkt behalt sich das RPA vor.

4.2.6 Schleppende Umsetzung von EuGH-Urteilen durch das Rechtsamt

Im Jahr 2018 und, konkretisiert im Juni 2021, hat der EuGH entschieden, dass bei Rahmenvertragen
die Hochstmenge der Leistungen bestimmt werden muss, die Gegenstand der Einzelauftrage sein
kdnnen. Zusatzlich missen Einzelauftrdage bei einer Rahmenvereinbarung mit einer*einem einzigen
Auftragnehmer*in entsprechend der Bedingungen der Rahmenvereinbarung vergeben werden. Da-
raus folge, dass die*der Auftragnehmer*in nur bis zu einer bestimmten Menge verpflichtet werden
kdnne, diese Leistungen zu erbringen und, dass diese Rahmenvereinbarung ihre Wirkung verliere,
wenn diese Menge erreicht ist. Dies gelte sowohl fir die*den 6ffentlichen Auftraggeber*in selbst
als auch fir die sekundaren Auftraggeber*innen, die eindeutig in der Rahmenvereinbarung genannt

werden.

Bereits im Juli 2021 hat sich das RPA mit der Bitte an das Rechtsamt gewandt zu prifen, wie weit das
Urteil Bedeutung fir die LHK und ihre Rahmenvereinbarungen besitzt. Am 01.12.2021 wurde durch
das Rechtsamt bestatigt, dass diese Regelungen auch bei der LHK anzuwenden sind.

Im Dezember 2021 wurden durch die Zentrale Vergabestelle unter anderem die Rahmenvereinba-
rungen fir den Neubau und die Sanierung der 6ffentlichen Entwasserungsanlagen, Schwarzde-
ckenarbeiten sowie Pflasterarbeiten 6ffentlich ausgeschrieben und dem RPA Anfang Februar 2022
zur vergaberechtlichen Prifung vorgelegt. Bei dieser Priifung hat das RPA festgestellt, dass keine
Vorgaben aus dem EuGH-Urteil beriicksichtigt worden sind. Die vergaberechtliche Zustimmung
erfolgte jeweils mit dem Hinweis, dass zuklinftig die Vorgaben aus dem EuGH-Urteil anzuwenden
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sind und im vorliegendem Fall zumindest auf die Einhaltung der maximalen Auftragssumme zu
achten ist. FUr weitere Informationen sollte sich das Fachamt an das Rechtsamt wenden, was dieses
im Anschluss auch getan hat.

Nach Aussage des Rechtsamtes handelt es sich bei den vorliegenden Vergaben um bereits geschlos-
sene ,Altvertrage”, wo das EuGH-Urteil nicht anzuwenden ist. Somit kann das Fachamt die Rahmen-
vertrage wie bisher handhaben.

Aus Sicht des RPA ist das nicht zutreffend. Zum Zeitpunkt der vergaberechtlichen Prifung erfolgte
weder ein Vertragsschluss noch der endgliltige Zuschlag, da allein aufgrund der Auftragssummen
die Entscheidung Uber die Auftragsvergabe dem anschlielfend tagenden Finanzausschuss vorbehal-
ten war. Dass in der Veroffentlichung der Ausschreibung die Héchstmenge der Einzelleistung nicht
genannt wurde, fallt dabei weniger ins Gewicht, als der bewusste Verzicht auf die Einhaltung der
Auftragshochstgrenze, gerade auch im Hinblick auf die Moglichkeit der Optionen zur Verlangerung
der Rahmenvertrage fiur die ndchsten Jahre. Die LHK wusste spatestens seit Juli von dem Urteil und
hatte Uber die Zentrale Vergabestelle entsprechend reagieren kénnen. Sich im vorliegenden Fall auf
bereits geschlossene Vertrage zu berufen, entspricht aus Sicht des RPA nicht den Tatsachen. Auch
der miUndliche Hinweis, dass keine*r der Bieter*innen den VergaberechtsverstoR gerligt und die alte
Handhabung fur die LHK einfacher ist, rechtfertigt das Vorgehen nicht. Vielmehr wird hierdurch
bestatigt, dass ein Vergaberechtsverstol? vorliegt und bewusst begangen wird.

4.2.7 Leistung externer Projektbeauftragter -
Aufkldarung von Angebotspreisen

Die bauenden Amter beauftragen hdufig externe freiberuflich Tétige zur Abwicklung eines Baupro-
jektes. In deren Leistungsbereich fallen dann ebenfalls Teilleistungen zur Vorbereitung und Mitwir-
kung bei der Vergabe.

Das RPA stellt fest, dass die beauftragten freiberuflich Tatigen die geschuldete Leistung in diesem
Zusammenhang oftmals unzureichend erbringen und im Zuge der Vergabeprifung unvollstandige
Vergabevermerke anfertigen, die lediglich den Bereich der formalen und rechnerischen Prifung
abdecken. Die Uberpriifung der Fachkunde, Zuverl&dssigkeit sowie die technische und wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit wird haufig vernachlassigt. Es ist die Aufgabe der Bauherrenvertretung, diese
Leistungen vollstandig und fachgerecht einzufordern, zumal die LHK diese Leistung bezahlt.

Besonders glinstige oder teure Ausschreibungsergebnisse mit einer Abweichung von tber 20 %
untereinander sind aufzuklaren. Dafir sollte die aus den vorhandenen Unterlagen interpretierbare
Begriindung fir die Angebotsdifferenzen fur eine Bewertung herangezogen werden. Die kalkula-
torischen Unterschiede der Bieter*innen sind einer Bewertung auch vor dem fachlich inhaltlichen
Hintergrund zu unterziehen und im Vergabevermerk zu dokumentieren.

Auch diese Leistung ist bei einer*einem extern beauftragten freiberuflich Tatigen durch die Bauher-
renvertretung einzufordern. Es genugt in diesem Zusammenhang nicht, die Einheitlichen-Formblat-
ter-Preis (EFB-Preisblatter) zur Angebotsaufklarung abzufordern. Die Inhalte dieser Aufklarung sind
auch angemessen zu interpretieren und zu dokumentieren.

4.2.8 Beauftragung von Stundenlohnarbeiten

Die Immobilienwirtschaft legte dem RPA im Juni 2021 die Nachbeauftragung von Planungsleistun-
gen nach HOAI fir die Anlagengruppen 4 + 5 (Starkstromanlagen und Fernmelde- und Informati-
onstechnische Anlagen) fir das Rathaus HopfenstraRRe zur Prifung vor. Der Hauptauftrag fur die
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Planungsleistung der Anlagengruppe 4 wurde im Jahr 2019 mit vergaberechtlicher Zustimmung des

RPA erteilt. Der Hauptauftrag fir die Anlagengruppe 5 erfolgte in unzulassiger Weise im September

2020 ohne die Herstellung eines Wettbewerbes und ohne die Beteiligung des RPA.

Die Auftragssumme beider Hauptauftrage liegt oberhalb der méglichen Direktauftragsgrenze von

25 Te. Beide Auftrage hatten somit im Wettbewerb vergeben werden muissen.

Das RPA forderte eine Aufklarung der vorgelegten Nachbeauftragung. Wesentliche Unterlagen zur

Beurteilung des Vorgangs lagen diesem nicht bei. Die Unterlagen wurden im Dezember 2021 vorgelegt.

Die endguiltige Aufklarung und Zustimmung des RPA erfolgte aufgrund weiterer nachzufordernder

Unterlangen zur Berechnung des Auftragswertes im Februar 2022.

Folgende vergaberechtlichen Beanstandungen stellte das RPA in diesem Zusammenhang fest:

Planungsleistungen oberhalb der Direktkaufgrenze von 25 T€ wurden nicht im Wettbewerb ver-
geben. Die Abweichung vom Wettbewerbsgrundsatz wurde nicht begriindet.

Nachtragsvereinbarungen mit freiberuflich Tatigen auf Grundlage der HOAI sind immer unter
Berlcksichtigung der vorhandenen Vertragsmodaltdten zu prifen. Auch wenn die HOAI als
Preisrecht keine Gultigkeit mehr hat, ist es gangige Praxis und im Interesse der LHK, dass zur
Berechnung der Auftragssumme die Honorartafeln und die in der HOAI genannten Regelungen
zur Honorarberechnung angewendet werden. Das dient der Bestimmung einer angemessenen
VerglUtung und der Herstellung einer Kostensicherheit flir beide Vertragsparteien.

Die Nachfragen und Hinweise des RPA haben dazu gefiihrt, dass insgesamt 76 T€ eingespart wer-
den konnten. Das urspriingliche Nachtragsangebot der*des Auftragnehmer*in vom 15.06.2021
lag 25 T€ oberhalb der nach HOAI korrekt abzurechnenden Summe. Aufgrund des neuen Nach-
tragsangebotes der*des Auftragnehmer*in vom 15.12.2021 wurden im Vergleich zum Ursprungs-
angebot Leistungen in Hohe von 76 T€ weniger in Rechnung gestellt. Das RPA stellt fest, dass im
Fachamt die notwendigen Kenntnisse zur korrekten Berechnung von Beauftragungen nach HOAI

fehlen.

Im Zuge der Auftragsabwicklung kam es zur miindlichen Beauftragung von Stundenlohnarbeiten
in Hohe von 27 Te. Auftrage sind schriftlich und nach dem 4 Augen Prinzip vor ihrer Ausfiihrung
zu erteilen. Notwendige Stundenlohnarbeiten sind durch die*den Auftragnehmer*in unter Anga-
be des voraussichtlichen Umfangs schriftlich anzuzeigen und durch eine Nachtragsvereinbarung
von der auftraggebenden Stelle nach Moéglichkeit pauschal zu beauftragen.

Dezernat fiir Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt:

Die Immobilienwirtschaft widerspricht den Priifungsbemerkungen des RPA und nimmt wie folgt
Stellung:

Die Anlagengruppe 5 war zu Beginn der BaumaRnahme nicht vorgesehen. Auf Grund neuerer
Erkenntnisse im Laufe der MaRnahme mussten Fachingenieurleistungen kurzfristig vergeben
werden. Wegen des fachlichen Zusammenhangs war es sinnvoll, das gleiche Ingenieurbiiro mit
den zusatzlichen Leistungen zu beauftragen. Ein Wettbewerb war daher hier nicht sinnvoll und
auch nicht zwingend erforderlich. Es wurde ein Vergabevermerk verfasst mit der inhaltlichen
Begriindung, das gleiche Ingenieurbiro auf Grund der inhaltlichen Zusammenhéange zu beauf-
tragen. Eine Beteiligung des Rechnungsprifungsamtes erfolgte nicht, da dies bei einer Auftrags-
summe unterhalb von 100.000 € nach Ansicht der Immobilienwirtschaft nicht erforderlich ist.
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Dass durch Hinweise des RPA Einsparungen von 76.000 € brutto gemacht worden sind, trifft
aus Sicht der Immobilienwirtschaft nicht zu. Ein Mitarbeiter der Immobilienwirtschaft hat nach
Vorlage des Angebotes durch das Fachingenieurbiro, das ihm deutlich zu hoch erschien, das
RPA zu Rate gezogen und verschiedene Mdglichkeiten der Reduzierung gepriift. Dabei ist eine
Einsparung von 31.000 € brutto erzielt worden.

Eine weitere Einsparung in Hohe von 45.000 € brutto konnte in Verhandlungen der Immobili-
enwirtschaft mit dem Fachingenieur durch Reduzierung des Umbaukostenzuschlages erzielt
werden. Hier ist das RPA nicht eingebunden gewesen.

Die Immobilienwirtschaft hilt die Uberschrift des Absatzes mit Unkenntnis der HOAI in einem
Prifbericht zu betiteln flir Uberzogen. Es ist ungliicklich, wenn Nachfragen beim RPA als Un-
kenntnis ausgelegt werden.

RPA: Das RPA betont, dass der Sachverhalt im Zuge einer vergaberechtlichen Priifung und nicht
aufgrund einer Nachfrage gepriuft wurde. Die Verpflichtung zur vergaberechtlichen Prifung
begriindet sich in der freiwilligen Prifungsvereinbarung, die das RPA mit der Amtsleitung der
Immobilienwirtschaft vereinbart hat. Im Zuge der Priifung erfolgten seitens des RPA Hinweise
zu Einsparmoglichkeiten.

4.3 Anlaufstelle Korruptionsverdacht

Im Rahmen der Aufgabe , Korruptionsbekampfung bei der LHK*“ ist dem RPA die ,Anlaufstelle Kor-
ruptionsverdacht” Ubertragen worden. Diese Aufgabe beinhaltet unter anderem die weitere Verfol-
gung eigener Feststellungen sowie anonyme wie offizielle Hinweise auf Korruption und Begleitdelik-
te (Untreue, Unterschlagung, Betrug etc.) entgegenzunehmen und ihnen nachzugehen.

Im Berichtszeitraum gingen bei der Anlaufstelle flr Korruptionsverdacht drei Meldungen zu
Verdachtsfdllen ein. Dabei handelte es sich um eine Biirger*innenbeschwerde und zwei Meldun-
gen direkt aus Fachamtern. Die Priufungen durch das RPA haben ergeben, dass es sich in allen drei
Verdachtsfalle nicht um Korruption gehandelt hat. In zwei Fallen mussten jedoch arbeitsrechtliche

Konsequenzen gezogen werden.

Die Tatsache, dass die Stadtverwaltung Kiel seit mehreren Jahren keine gréRReren Korruptionsfalle
mehr hatte, belegt nicht, dass es bei der LHK keine Korruption gibt. Auch mangelnde Sensibilitat fur
dieses Thema kdnnte ein Grund dafir sein, dass augenscheinlich keine Korruptionsfalle bei der LHK
zutage treten. Aus Sicht des RPA ist es weiterhin geboten, dem Thema Korruptionspravention grof3e
Beachtung einzuraumen.

Seit dem 11.03.2021 ist das Handbuch Korruptionspravention (vom 22.08.2013) durch die Dienst-
vereinbarung Korruptionspravention ersetzt worden. Damit ist eine hohere Verbindlichkeit in den
Regelungen erreicht worden. Inzwischen hat der neue Geschéaftsfuhrer der Arbeitsgruppe Korrupti-
onspravention seine Arbeit aufgenommen, womit auch mehr Zeitanteile fur diese Tatigkeit zur
Verfligung gestellt wurden. GemafR Dienstanweisung Korruptionspravention obliegen dem neuen
Geschaftsfuhrer beispielsweise die jahrliche Berichterstattung gegeniber der Verwaltung und
Selbstverwaltung, die Ermittlung von Fort- und Weiterbildungsbedarfen und die Weiterentwicklung
der Dienstanweisung Korruptionspravention.

In der Arbeitsgruppe Korruptionspravention sind jeweils ein/eine Vertreter*in des RPA, des Recht-
samts, der Referate der Dezernate, des Personal- und Organisationsamtes und des Gesamtperso-
nalrats und des Referats fur Gleichstellung sowie die Vertrauensperson der schwerbehinderten
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Mitarbeiter*innen vertreten. Am 29.10.2021 und 20.04.2022 haben Sitzungen der Arbeitsgruppe statt-
gefunden. Themen wie z. B. e-Learning-Tools zum Thema Korruptionspravention und eine mégliche
Mitgliedschaft bei Transparency wurden besprochen.

Aus Sicht des RPA sollten auch Themen wie z. B. die Aufstellung eines Gefahrdungsatlas, intensive
Information und vermehrte Schulungen der Belegschaft Gber Korruptionspravention sowie die Um-
setzung von MalRnahmen zum Schutz von Hinweisgeber*innen (,Whistleblower-Richtlinie“) weiter

vorangetrieben werden.

Die Whistleblower-Richtlinie soll verschiedene Personengruppen schitzen, so unter anderem auch
Tarifbeschaftigte des 6ffentlichen Dienstes sowie Beamt*innen und Anwarter*innen. Die Inhalte der
Richtlinie hatten bis Ende 2021 in nationales Recht umgesetzt werden missen. Diese Umsetzung
steht noch aus. Damit waren dann Behérden und Kommunen mit mehr als 10.000 Einwohnern zur

Umsetzung der Vorgaben verpflichtet.

Zur Vorbereitung der Umsetzung miissen also interne Kanile und Verfahren fiir die Ubermittlung
und Weiterverfolgung von Meldungen Uber Missstande eingerichtet werden. Auch eine Whistleb-
lowing-Meldestelle zur Entgegennahme von externen Meldungen ist zu installieren. Die zwingend
einzurichtenden Meldekandle missen eine Meldung in schriftlicher, miindlicher oder persoénlicher
Form ermdglichen. Dabei ist Vertraulichkeit der Identitat der meldenden Person stets zu gewahr-
leisten. Auflerdem muss eine Eingangsbestatigung des Hinweises nach spatestens sieben Tagen

erteilt werden.
Auch das OB-Buro sowie das Rechtsamt verfolgen die weitere Entwicklung.

Das RPA wird weiter beobachten, wann und wie die Inhalte dieser neuen Richtlinie bei der LHK zur
Anwendung gebracht werden. Ebenso wird das RPA weiter die konsequente Umsetzung aller Mal3-

nahmen zur Korruptionspravention verfolgen.

Das Thema Korruptionspravention wird in allen unterjahrigen Prifungen des RPA immer entspre-
chende Berlicksichtigung finden. In korruptionsanfalligen Bereichen muss ein besonderes Augen-
merk darauf liegen, dass ausreichend MalRnahmen zur Korruptionspravention ergriffen werden.
Das RPA steht allen Amtern und Einrichtungen hierfiir gerne beratend zur Seite.

AuRerdem wird das RPA im Rahmen seiner gesetzlich vorgegebenen Rechtmafigkeitsprifung des
Verwaltungshandelns weiterhin auch immer wieder die seitens der LHK ergriffenen MaRnahmen zur

Korruptionspravention auf den Prifstand stellen.
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5 Schlussbemerkungen

Das RPA hat die Priifung des Jahresabschlusses zum 31.12.2021 sowie des Lageberichts der LHK
gemal § 92 GO SH durchgefihrt. Die Prifung war so zu planen und durchzufiihren, dass mit hinrei-
chender Sicherheit Unrichtigkeiten und VerstoRe erkannt werden, die sich auf die Darstellung der
Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken.

Das RPA kommt zu dem Ergebnis, dass der JA ordnungsgemaf aus der dem JA zugrundeliegenden
Buchflihrung und den weiteren gepriften Unterlagen abgeleitet worden ist. Mit Ausnahme der im
Bericht genannten Einschréankungen vermitteln der JA und der Lagebericht insgesamt unter Beach-
tung der Vorgaben der GemHVO-Doppik SH sowie der Grundsdtze ordnungsmafiger Buchfiihrung
ein den tatsachlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und
Finanzlage der LHK.

Der endgliltige Jahresabschluss wird der RV mit diesem Prifbericht von dem OB zur Beratung und
Beschlussfassung vorgelegt.

Kiel, August 2022

 Lojeis(,

Kerstin Rogowski
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Anlage 1, Nr. 1
JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

1. Lagebericht
1.1 Uberblick - Kurzfassung fiir eilige Leser*innen

Es folgen einige markante Daten zum Jahresabschluss, ohne auf die Darstellung der Vermogen-, Fi-
nanz- und Ertragslage im Einzelnen einzugehen. Der Erlduterungen folgen im weiteren Lagebericht und
im Anhang zum Jahresabschluss.

¢ Das Haushaltsjahr 2021 schlie3t ab mit einem Jahresfehlbetrag von 12,9 Mio. €.

e Der Fehlbetrag kann durch die Ergebnisriicklage, die aus dem Uberschuss des letzten Jahres auf-
gebaut werden konnte, gedeckt werden. Nach fiinf Jahren, in denen Uberschiissen erwirtschaftet
werden konnten, wird 2021 wieder ein Fehlbetrag ausgewiesen.

¢ Die Abschreibungen belaufen sich 2021 auf 64,9 Mio. €. Dem stehen Auszahlungen fir Investitionen
in Héhe von 111,1 Mio. € gegenuber.

o Das Eigenkapital ist aufgrund des Jahresfehlbetrages 2021 von 368,0 Mio. € auf 355,1 Mio. € ge-
sunken.

1.2 Einleitung

Gemal § 91 GO hat die Gemeinde ,....zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss
aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Er
muss unter Beachtung der Grundséatze ordnungsmaRiger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhalt-
nissen entsprechendes Bild der Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde vermitteln und ist
zu erlautern. Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teil-
rechnungen, der Bilanz und dem Anhang. Ihm ist ein Lagebericht beizufiigen®.

Der in diesem Zusammenhang zu erstellende Lagebericht soll gemal § 52 GemHVO-Doppik ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage
der Gemeinde vermitteln, einen Uberblick tiber die wichtigen Ergebnisse des Jahresabschlusses und
Rechenschaft Uber die Haushaltswirtschaft im abgelaufenen Jahr geben und Uber Vorgénge von be-
sonderer Bedeutung berichten. Er soll auBerdem eine ausgewogene und umfassende, dem Umfang
der gemeindlichen Aufgabenerfiillung entsprechende Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermo-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde enthalten und auf die Chancen und Risiken fiir die kiinf-
tige Entwicklung der Gemeinde eingehen. Damit sind die Inhalte des Lageberichts grob umrissen. Form,
Gliederung und Detaillierungsgrad sind hingegen nicht explizit vorgegeben. Der hier vorgelegte Lage-
bericht nimmt die aus Sicht der Verwaltung wesentlichen Sachverhalte in den Blick.

Soweit im Folgenden auf Planwerte Bezug genommen wird, handelt es sich um fortgeschriebene An-
satze, also um die Haushaltsplanansatze zuzuglich der aus dem Vorjahr Gbertragenen Ermachtigungen
(Reste).

1.3 Jahresergebnis
Die Ergebnisrechnung zum 31.12.2021 schlief3t mit einem Jahresfehlbetrag in H6he von 12,9 Mio. € ab.
Gegenuber der Planung 2021 mit einem Fehlbetrag von -89,2 Mio. € bedeutet dies eine Verbesserung

von 76,2 Mio. €, gegeniiber dem Vorjahr eine Verschlechterung von 102,5 Mio. €.

Die folgende Tabelle zeigt auf, wie sich die Ertrage und Aufwendungen im Vergleich zum Vorjahr und
Plan entwickelt haben.

Mio. € Ist2020  Plan2021  Ist2021 | Diff. Plan Difz;,/op)'a”
Ertrage 1.207,4 1.084,6 1.159,8 75,2 6,9
Aufwendungen 1.099,6 1.154,5 1.154,7 0,2 0,0
Erg. Ifd. Verwaltungstatigkeit 107,8 -70,0 51 75,0 -107,3
Finanzergebnis -18,2 -19,2 -18,0 1,2 -6,3
Jahresergebnis 89,6 -89,2 -12,9 76,2 -85,5
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Ergebnis der laufenden Verwaltungstatigkeit

Der Saldo aus Aufwendungen und Ertragen fiihrt in 2021 zu einem positiven Ergebnis aus laufender
Verwaltungstatigkeit in Hohe von 5,1 Mio. €. Damit wird das Planergebnis um 75,0 Mio. € Ubertroffen.
Im Wesentlichen wird diese positive Planabweichung durch hdhere Ertrage in Hohe von 75,2 Mio. €
verursacht.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich das Ergebnis um 102,7 Mio. € verschlechtert. Auf der einen Seite
mussten Mehraufwendungen in Héhe von 55,1 Mio. € verzeichnet werden. Ebenso sind die Ertrdge um

47,6 Mio. € gesunken, groBtenteils durch niedrigere Gewerbesteuereinnahmen sowie Zuwendungen
vom Land.

Finanzergebnis

Das negative Finanzergebnis in Hohe von -18,0 Mio. € ergibt sich aus Finanzertrdgen von 1,1 Mio. €,
denen Zins- und sonstige Finanzaufwendungen von -19,1 Mio. € gegenlberstehen.

Darstellung der Entwicklung des Jahresergebnisses gegentiber Vorjahr und Ansatz

Nach Ergebnispositionen:

Jahresergebnis Vj 2020 - Ist 2021 (nach Ergebnispositionen) in Mio. €
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Start- bzw. Zielwert Die Wasserfallgrafiken zeigen jeweils einen Start- und einen Zielwert in Form
-PositiverEffekt eines graugefarbten Balkens. Die Effekte, die einen positiven Einfluss auf die
[ Negativer Effekt Entstehung des Zielwertes haben, werden griin dargestellt, die negativen Effekte in rot.

Die Entwicklung des Jahresergebnisses im Vergleich 2021 zu 2020 ist deutlich gepragt durch gesun-
kene Steuereinnahmen (-25,3 Mio. €) und niedrigere Zuwendungen von Bund und Land (-34,0 Mio. €).
Zu den Vorjahresabweichungen der einzelnen Ergebnispositionen wird auf die jeweiligen Ausfiihrungen
in Kapitel 5.10 verwiesen.
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Jahresergebnis Plan 2021 - Ist 2021 (nach Ergebnispositionen) in Mio. €
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Das gegeniiber dem Planansatz positivere Jahresergebnis von -12,9 Mio. € resultiert im Wesentlichen
aus hoheren Steuereinnahmen (+19,6 Mio. €) sowie hdheren Zuwendungen und allgemeinen Umlagen
(+30,3 Mio. €). Zu den Planabweichungen der einzelnen Ergebnispositionen wird auf die jeweiligen
Ausflihrungen in Kapitel 5.10 verwiesen.

Nach Budgets:
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Die Abweichungsanalyse des Jahresergebnisses gegeniber dem Vorjahr zeigt auf Budget- / Teilplan-
ebene fiir 2021 folgende Punkte auf: Der Grofdteil der Budgets weist einen Zuschussbedarf auf, wie
bspw. Kinder-, Jugend- und Familienhilfe (-8,7 Mio. €) und Innere Verwaltung (-8,6 Mio. €). Auffallig ist
hierbei der Bereich der allgemeinen Finanzwirtschaft mit einem Defizit von -65,4 Mio. €. Ursachlich sind
hierfur die gesunkenen Steuereinnahmen und die niedrigeren Zuwendungen vom Land, die diesem
Budget zugeordnet sind.
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Abdeckung des Jahresfehlbetrages

Nach finf Jahren in Folge mit Jahresiberschissen wurde in 2021 erstmalig wieder ein Jahresfehlbetrag
in Hohe von -12,9 Mio. € ausgewiesen. Dieser wird durch die Ergebnisriicklage ausgeglichen.

Ist Ist Plan Plan Plan Plan

Mo 2020 | 2021 | 2022 | 2023 | 2024 | 2025

Anfangsbestand Allgemeine Ruck-
lage 317,0 280,6 280,6 280,6 280,6 280,6

Korrektur der Eréffnungsbilanz und
Veranderungen des Eigenkapitals -18,6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Inanspruchnahme der allg. Rick-
lage nach 5 Jahren fiir vorgetra-

gene Fehlbetrage -17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Endbestand Allgemeine Ricklage 280,6 280,6 280,6 280,6 280,6 280,6
Anfangsbestand Ergebnisriicklage 0,0 0,0 86,0 73,1 0,0 0,0
Zugang Ergebnisriicklage 0,0 86,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Inanspruchnahme fir Jahresfehlbe-

trag des VJ 0,0 0,0 -12,9 -73,1 0,0 0,0
Endbestand Ergebnisriicklage 0,0 86,0 73,1 0,0 0,0 0,0
Jahresergebnis 89,6 -12,9 -85,3 -79,5 -69,0 -70,6
Vorgetragener Jahresfehlbetrag -3,6 0,0 0,0 -12,2 -91,7 160,7

1.4 Ertrags-, Vermogens-, Schulden-, und Finanzlage

1.4.1 Ertragslage

Sho ER | Am e

(%)
Ertrage 1.207,4 1.084,6 1.159,8| 75,2 6,9
Aufwendungen 1.099,6 1.154,5 1.154,7 0,2 0,0
Ergebnis der Ifd. Verwaltungstatigkeit 107,8 -70,0 5,1 75,0 -107,3

Die Ertrage sind 2021 im Vergleich zum Plan gestiegen (+75,2 Mio. €), wahrend die Aufwendungen
(+0,2 Mio. €) konstant geblieben sind. Das eingeplante Defizit aus der laufenden Verwaltungstéatigkeit von
-70,0 Mio. € konnte in 2021 somit in einen Uberschuss von 5,1 Mio. € umgewandelt werden.

Im Vergleich zum Vorjahr sind die Ertrdge um -47,6 Mio. € gesunken. Zudem stiegen die Aufwendungen
um 55,1 Mio. €. In Summe verschlechtert sich das Ergebnis aus laufender Verwaltungstatigkeit gegeniiber
dem Vorjahr um -102,7 Mio. €.

In den folgenden Ubersichten sind die Ertrdge und Aufwendungen nach Ergebnispositionen aufgeschliis-
selt.
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Ertrage:
o e | B e
(%)
Steuern und ahnliche Abgaben 365,4 320,5 340,1 19,6 6,1
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 421,0 356,7 387,0 30,3 8,5
Sonstige Transferertrage 15,0 12,8 15,6 2,8 21,5
Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 90,1 88,3 91,0 2,7 3,0
Privatrechtliche Leistungsentgelte 42,2 41,5 43,7 2,2 5,3
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 215,0 225,0 234,6 9,6 4,3
Sonstige Ertrage 56,1 37,6 43,3 5,8 15,4
Aktivierte Eigenleistungen 2,4 2,2 4,6 2,5 113,6
Bestandsveranderungen 0,2 0,0 -0,1 -0,1 --
Ertrage 1.207,4 1.084,6 1.159,8 75,2 6,9
Ist 2021

Kostenerstattungen )
und Kostenumlagen Offentl.-rechtl.
20% Leistungs-

entgelte

0,
Zuwendungen und 8%

allgemeine Umlagen
g g Andere Privatrechtliche
33%

0,
a0 Leistungsentgelte
4%

Steuern und Sonstige Ertrage

dhnliche Abgaben 6%
29%

Planvergleich:
Im Vergleich zum Plan fielen die Ertrage um 75,2 Mio. € hdher aus. Diese Steigerung resultierte im

Wesentlichen aus hdéheren Zuwendungen und allgemeinen Umlagen (+30,3 Mio. €) sowie hdheren
Steuern und ahnliche Abgaben (+19,6 Mio. €). Hinsichtlich der steuerlichen Mehrertrage gibt es detail-
liertere Informationen in dem Kapitel 5.10.1 und zu den Zuwendungen in Kapitel 5.10.2.

Vorjahresvergleich:

Im Vergleich zum Vorjahr sind die Ertrage gefallenen. Die Verschlechterung in H6he von -47,6 Mio. €
kommt im Wesentlichen durch niedrigere Zuwendungen und allgemeine Umlagen (-34,0 Mio. €) sowie
gesunkene Steuern und ahnliche Abgaben (-25,3 Mio. €) zustande. Weitere Infos hierzu finden sich im
Kapitel 5.10.1 und 5.10.2.
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Aufwendungen:
. Diff.
. Ist Plan Ist Diff.

s < 2020 2021 2021 Plan  rlan

(%)
Personalaufwendungen 277,9 296,5 295,6 -0,9 -0,3
Versorgungsaufwendungen 32,1 31,3 31,6 0,3 0,8
Aufwendungen fur Sach- und Dienstleistungen 145,4 170,0 158,5 -11,4 -6,7
Bilanzielle Abschreibungen 55,3 57,4 64,9 7,5 13,1
Transferaufwendungen 4279 4411 438,4 -2,6 -0,6
Sonstige Aufwendungen 161,0 158,2 165,7 7,4 4,7
Aufwendungen 1.099,6 1.154,5 1.154,7 0,2 0,0

Ist 2021
sonst. /
Aufwendungen
Personal- 14%
aufwendungen Sach- und
25% Dienstleistungen
14%
Andere
23%

Abschreibungen
Transfer- 6%

aufwendungen
Versorgung
T 3%

38%

Planvergleich:
Auf der Aufwandsseite sind im Vergleich zum Plan kaum Mehraufwendungen (+0,2 Mio. €) zu verzeich-

nen. Mehraufwendungen resultieren zwar durch hdhere bilanzielle Abschreibungen (+7,5 Mio. €) sowie
hdhere sonstige Aufwendungen (+7,4 Mio. €). Im Bereich der Sach- und Dienstleistungen sind die Auf-
wendungen allerdings um -11,4 Mio. €, bei den Transferaufwendungen um -2,6 Mio. € geringer ausge-
fallen als erwartet.

Vorjahresvergleich:

Im Vergleich zum Vorjahr ergeben sich bei fast allen Positionen Aufwandssteigerungen (+55,6 Mio. €),
mit Ausnahme der Versorgungsaufwendungen, die leicht um -0,5 Mio. € gesunken sind. Die Personal-
aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr um +17,7 Mio. € (+6,4%) angestiegen. Des Weiteren ist
ein signifikanter Anstieg der Aufwendungen fur Sach- und Dienstleistungen um +13,1 Mio. € (+9,0%) zu
verzeichnen.

Die Aufwandspositionen sind ab Kapitel 5.10.11 des Anhangs detaillierter erldutert.
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Fazit:

Die Ertragslage hat sich 2021 gegenuber der Planung verbessert. Dies resultiert zu einem erheblichen
Teil aus Steuern, Zuwendungen und allgemeinen Umlagen sowie sonstigen Ertragen. Im Vergleich zum
Vorjahr sind die Ertrage allerdings gefallen, verursacht im Wesentlichen durch Steuermindereinnahmen
und Mindereinnahmen bei Zuwendungen und allgemeinen Umlagen. Die gegentber dem Vorjahr ge-
stiegenen Aufwendungen wurden in der Planung bereits entsprechend antizipiert.

1.4.2 Vermdgens- und Schuldenlage

Das Vermdgen der LH Kiel ist im Haushaltsjahr 2021 um 39,9 Mio. € angewachsen. Ein Anteil von 30,7
Mio. € entfallt auf das Sachanlagevermdgen. Der Anschaffungswert hat sich hier insbesondere durch
Investitionen in bebaute Grundstiucke mit 20,2 Mio. € und StralRen um 8,3 Mio. € erhoht. Die Forderun-
gen steigen durch den erhéhten Liquiditatsbedarf des EBK. Die Kassenkredite konnten zum Bilanzstich-
tag komplett zurtickgezahlt werden. Der Bestand an liquiden Mittel sank zum 31.12.2021 um 20,8
Mio. €. Im Bereich der Rechnungsabgrenzung sind Zuwéachse von 26,1 Mio. € enthalten. Diese sind
insbesondere im Bereich der geleisteten Zuweisungen und Zuschusse entstanden. 21,3 Mi. € entfallen
allein auf die Anbindung des Miihlendamms an das bestehende Verkehrsnetz.

Die Vermogensstruktur ist in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.

Mio. € 31.12.2020 31.12.2021 +/-
Vermoégen 1.922,3 Anteil 1.962,2 Anteil 39,9
Anlagevermégen 1.649,4 85,8 % 1.676,2 85,4 % 26,8
Immaterielle Vermogens- 1,8 0,1 % 1,9 0,1 % 0,1
gegenstande
Sachanlagen 1.532,4 79,7 % 1.563,1 79,7 % 30,7
Finanzanlagen 115,3 6,0 % 111,2 5,7 % -4.1
Umlaufvermdgen 121,9 6,3 % 109,0 5,6 % -12,9
Vorrate 0,8 0,0 % 0,8 0,0 % 0,0
Forderungen 67,5 3,5% 75,4 3,8 % 7.9
liquide Mittel 53,6 2,8 % 32,8 1,7 % -20,8
Rechnungsabgrenzung 151,0 7,9 % 1771 9,0 % 26,1
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Die Kapitalstruktur ist in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.
Mio. € 31.12.2020 31.12.2021 +/-

Kapital 1.922,3 Anteil 1.962,2 Anteil 39,9
Eigenkapital 368,0 19,1 % 355,1 18,1 % -12,9
Allgemeine Rucklage 280,6 14,6 % 280,6 14,3 % 0,0
Sonderricklage 1,5 0,1 % 1,5 0,1 % 0,0
Ergebnisricklage 0,0 0,0 % 86,0 4,4 % 86,0
vorgetragener Jahresfehl- -3.6 -0,2 % 0,0 0,0 % 3,6
betrag

Jahresliberschuss/ Jah- 89,6 4.7 % -12,9 -0,7 % -102,5
resfehlbetrag

Sonderposten 334,8 17,4 % 333,0 17,0 % -1,8
Fremdkapital 1.145,1 59,6 % 1.196,1 61,0 % 51,0
Rickstellungen 526,3 27,4 % 543,1 27,7 % 16,8
Verbindlichkeiten 618,7 32,2 % 653,0 33,3 % 34,3
Rechnungsabgrenzung 74,5 3,9 % 78,1 4,0 % 3,6
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Kapital 2021
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Das Eigenkapital setzt sich zusammen aus der allgemeinen Ricklage, der Sonderriicklage, der Ergeb-
nisricklage, dem vorgetragenen Jahresfehlbetrag sowie dem Jahresergebnis und betragt zum Bilanz-
stichtag 355,1 Mio. €. Im Verhaltnis zur Bilanzsumme ergibt sich eine Eigenkapitalquote von 18,1 %. Im
Vergleich zum Vorjahr (19,1 %) ist sie aufgrund des in 2021 ausgewiesenen Defizits gesunken. Eine
Eigenkapitalquote zwischen 10 % und 20 % ist als befriedigend, ab 20 % als gut zu bezeichnen. Unter
10% ist sie nur noch ausreichend. Wird sie negativ, bedeutet dies die Uberschuldung.

Das Fremdkapital betragt zum Bilanzstichtag 1.196,1 Mio. €. Daraus resultiert im Verhaltnis zur Bilanz-
summe eine Fremdkapitalquote von 61,0 %. Dies bedeutet gegentber dem Vorjahr mit 59,6 % ein Zu-
wachs. In der Privatwirtschaft ist ein Wert unter 67 % unproblematisch. Ein steigender Fremdkapitalan-
teil bedeutet in der Privatwirtschaft meist schwierigere Kreditaufnahmen mit steigenden Zinssatzen.
Schwellenwerte fur den o6ffentlichen Bereich sind nicht bekannt. Das Ziel sollte zumindest sein, die
Fremdkapitalquote nicht steigen zu lassen. Dies konnte 2021 nicht erreicht werden.

Die Rickstellungen steigen um 16,8 Mio. €, insbesondere im Bereich der Pensions- und Beihilferiick-
stellungen.

Die Verbindlichkeiten aus Krediten fiir Investitionen erhéhen sich um 54,8 Mio. €. Dies entspricht einem
Zuwachs von 11,0 % im Vergleich zum Vorjahr. Die Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten konnten kom-
plett abgebaut werden. Unter Berlicksichtigung der tbrigen Verbindlichkeiten sind 34,3 Mio. € mehr
Verbindlichkeiten im Bestand als im Vorjahr.

Nach der Haushaltsplanung 2022 werden die Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten infolge der zu-
nehmenden Investitionstatigkeiten auch nach 2021 weiter stark ansteigen.
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Verbindlichkeiten aus Investitionskrediten
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Die Kassenkredite werden sich in den Folgejahren voraussichtlich wie folgt entwickeln:

Jahr Anderung des Bestandes Kassenkredite am Jahresende
an Finanzmitteln in Mio. €
(Finanzmittelsaldo)
in Mio. €
2021 0,0
2022 -82,8 82,8
2023 -75,1 157,9
2024 -60,0 217,9
2025 -58,2 276,1

Die Anderung des Bestandes an Finanzmitteln ergibt sich aus der Finanzplanung des Haushaltsplanes
2022.

Kassenkredite
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Fazit:

Das Vermogen hat zugenommen. Es wird mit Investitionskrediten finanziert. Diese sind im Vergleich
zum Vorjahr um 11 % gestiegen. Die Kassenkredite konnten komplett abgebaut werden. In den nachs-
ten Jahren sind in der Haushaltsplanung Jahresfehlbetrdge im zweistelligen Millionenbereich und In-
vestitionen im dreistelligen Millionenbereich ausgewiesen. Das Vermdgen wird in den Folgejahren zwar
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weiter anwachsen, jedoch wird der Bedarf an Investitionskrediten Gberproportional steigen. Die Vermo-
genslage wird sich leicht verbessern, die Schuldenlage hingegen in den kommenden Jahren wesentlich
verschlechtern. Insgesamt betrachtet hat sich die Vermdgens- und Schuldenlage verschlechtert, was
sich in den nachsten Jahren verstarkt fortsetzen wird.

1.4.3 Finanzlage

Die Finanzrechnung weist fur 2021 einen Finanzmittelfehlbetrag in Hohe von -55,6 Mio. € aus. Dieser
Fehlbetrag resultiert aus einem positiven Saldo aus laufender Verwaltungstatigkeit in Hohe von
40,2 Mio. €, einem negativen Saldo aus Investitionstatigkeit von -82,8 Mio. € sowie einem negativen
Saldo aus fremden Finanzmitteln von -13,0 Mio. €. Ein positiver Saldo aus Finanzierungstatigkeit in
Hoéhe von 34,8 Mio. € reduziert den Finanzmittelfehlbetrag, verringert aber letztendlich auch den Finanz-
mittelbestand um 20,8 Mio. €. Die Liquiditat verringert sich dadurch von 53,6 Mio. € im Vorjahr auf
nunmehr 32,8 Mio. € in 2021. Ergédnzende Hinweise hierzu finden sich in Kapitel 2.4 - Aktiva - Liquide
Mittel.

Entwicklung der Finanzrechnung:

B B OA|E

(%)
Einzahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit 1.173,0 1.053,2 1.107,7 54,5 5,2
Auszahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit -1.044,1 -1.090,7 -1.067,5 23,2 -2,1
Saldo aus Ifd. Verwaltungstatigkeit 128,9 -37,5 40,2 77,7 -207,2
Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 47,3 48,2 28,3 -19,9 -41,3
Auszahlungen aus Investitionstatigkeit -134,7 -209,0 -111,1 97,9 -46,9
Saldo aus Investitionstatigkeit -87.4 -160,8 -82,8 78,1 -48,5
Saldo aus fremden Finanzmitteln 0,5 0,0 -13,0 -13,0 --
Finanzmitteliiberschuss/ -fehlbetrag 42,0 -198,3 -55,6 142,8 -72,0
Saldo aus Finanzierungstatigkeit -18,8 126,0 34,8 -91,2 -72,4
Anderung des Finanzmittelbestandes 23,2 -72,4 -20,8 51,6 -71,3
Anfangsbestand an Finanzmitteln 30,4 0,0 53,6 53,6 --
Liquide Mittel 53,6 -72,4 32,8 105,2 -145,3

Die folgende Tabelle zeigt die Zusammensetzung der Einzahlungen aus Investitionstatigkeit:
!Einz:e\hlungen aus... Ist Plan Ist Diff. FD‘Igfn
in Mio. € 2020 2021 2021 Plan (%)
Zuweisungen und Zuschussen fiur Investitio-

nen und Investitionsférderungsmaflinahmen 40,5 44 1 221 -22,0 -49,8
Veraulerung v. Grundsticken u. Gebauden 3,3 1,8 3,0 1,2 62,9
Veraulierung v. bewegl. Anlagevermogen 0,1 0,0 0,3 0,2 534,5
Veraulerung von Finanzanlagen 0,1 0,0 0,0 0,0 401,6
Ruckflissen von Ausleihungen 1,4 1,1 1,5 0,4 39,0
Beitrdgen und dhnlichen Entgelten 1,9 1,0 1,3 0,3 25,7
Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 47,3 48,2 28,3 -19,9 -41,3
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Die Abweichungen gegeniiber dem Planansatz resultieren — wie schon in 2020 - hauptsachlich aus nicht
umgesetzten Investitionsmalnahmen, fir die die entsprechenden Zuwendungen nicht abgefordert wer-
den konnten. Sie korrespondieren insoweit mit den entsprechenden Resten bei den Auszahlungen fir
Investitionstatigkeit.

Die Auszahlungen fir Investitionstatigkeit setzen sich folgendermafien zusammen:

Ausgahlungen fur... Ist Plan Ist Diff. FE)Igfn

in Mio. € 2020 2021 2021 Plan (%)
Zuweisungen u. Zuschussen fir Investitionen
und Investitionsférderungsmaflnahmen 28,8 26,8 36,9 10,0 37,4
Erwerb von Grundstiicken und Gebauden 5,3 15,6 4,2 -11,4 -73,0
Erwerb von beweglichem Anlagevermogen 11,9 38,8 11,0 -27,8 -71,6
Erwerb von Finanzanlagen 5,5 21,8 5,0 -16,7 -77,0
Baumalnahmen 82,5 105,8 53,9 -51,9 -49,0
Gewahrung von Ausleihungen 0,7 0,2 0,0 -0,2 -100,0
Auszahlungen aus Investitionstatigkeit 134,7 209,0 111,1 -97,9 -46,9

Die Auszahlungen flr Investitionstatigkeit lagen 2021 mit 111,1 Mio. € um insgesamt 23,6 Mio. € unter
dem Vorjahreswert von 134,7 Mio. €, insbesondere im Bereich der Baumalinahmen. Die hohe Abwei-
chung gegenuliber dem fortgeschriebenen Planansatz ist darauf zurlickzufihren, dass der Planansatz
2021 mit einem erheblichen Anteil von 105,6 Mio. € aus Ubertragenen Auszahlungsermachtigungen
besteht, die in 2020 nicht vollstdndig in Anspruch genommen werden konnten. Am Ende des Jahres
2021 ist der Betrag mit 85,2 Mio. € an Auszahlungsermachtigungen, die in das Haushaltsjahr 2022
Ubertragen werden, um 20,4 Mio. € geringer als im Vorjahr und bleibt aber dennoch auf einem hohen
Niveau. Die wesentlichen von 2021 nach 2022 Ubertragenen Ermachtigungen betreffen das Gas-Heiz-
kraftwerk mit 16,8 Mio. €, den Grundstuicks- und Gebaudeerwerb mit 6,1 Mio. € sowie den kommunalen
Wohnungsbau mit 2,4 Mio. €.

1.5 Analyse der Lage am Bilanzstichtag

Kennzahlen dienen der Zusammenfassung von quantitativen Informationen fiir den inneren und inter-
kommunalen Vergleich und bilden die Grundlage fir die Entscheidungsunterstitzung, Steuerung und
Kontrolle von kommunalen MaRnahmen.

Der Gesetzgeber plant mit den neuen Erlauterungen zur GemHVO-Doppik Empfehlungen fir die Nut-
zung von Kennzahlen fir die Vermittlung des den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes
der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage fiir Schleswig-Holstein herauszugeben. Die Aus-
wahl der bisher von der LH Kiel verwendeten Kennzahlen wurde mit dem Entwurf des Landes abge-
stimmt und die Darstellung im Lagebericht entsprechend angepasst. Die Vergleichbarkeit mit anderen
Kommunen in Schleswig-Holstein soll damit erleichtert werden.

1.5.1 Kennzahlen zur Ertragslage

1.5.1.1 Aufwanddeckungsgrad

Der Aufwanddeckungsgrad gibt an, inwieweit die Aufwendungen durch Ertrage gedeckt werden. Anzu-
streben ist ein hoher Aufwanddeckungsgrad. Eine Unterdeckung erfordert bei langerem Anhalten Spar-

maflnahmen bzw. Ertragserh6hungen.

(Ertrage - Ertrége aus internen Leistungsbeziehungen) x 100
Aufwendungen - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen

Formel:
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Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
102,9 % 108,3 % 100,4 % 108,0 % 98,9 %
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Im Vergleich zum Vorjahr sind die Ertrédge um 47,9 Mio. € gesunken und die Aufwendungen um 54,6
Mio. € gestiegen. Dadurch sinkt der Aufwanddeckungsgrad.

Folgende Ertrage sind auffallend gesunken:

e -28,1 Mio. € Gewerbesteuer:
e -32,6 Mio. € Kostenausgleich flir die Umsetzung der Funktionalreform vom Land

Die héchsten Zuwachse bei den Aufwendungen gab es in folgenden Bereichen:

e  +17,2 Mio. € Personal- und Versorgungsaufwendungen

. +13,1 Mio. € Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleitungen

e  +10,5 Mio. € Transferaufwendungen

. +9,6 Mio. € Abschreibungen, insbesondere auf die Finanzanlage am EBK mit 9,1 Mio. €.

Der Aufwanddeckungsgrad sinkt insgesamt betrachtet damit von 108,0 % auf 98,9 %. Die Aufwendun-
gen Ubersteigen die Ertrage. Das daraus entstehende Defizit kann Uber die Ergebnisriicklage ausgegli-
chen werden. Das Ergebnis der Ifd. Verwaltungstatigkeit schlieBt ab mit einem Uberschuss von 5,1 Mio.
€. Das negative Finanzergebnis von 18,0 Mio. €, das wesentlich durch Zinsaufwendungen und die Ver-
zinsung von Steuererstattungen gepragt wird, fihrt im Ergebnis dazu, dass ein Defizit von 12,9 Mio. €
ausgewiesen wird.
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1.5.1.2 Steuerdeckungsgrad

Der Steuerdeckungsgrad gibt an, zu welchem Teil die Kommune ihre Aufwendungen selbst decken
kann und unabhangig von staatlichen Zuwendungen ist. Ein hoher Steuerdeckungsgrad gibt einen Hin-
weis auf die Steuerertragskraft der Kommune.

Steuern und dhnliche Abgaben x 100

Formel: Aufwendungen - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
30,2 % 34,2 % 29,9 % 32,6 % 29,0 %
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Steuern B Aufwendungen ohne ILB

Die Steuerertrage sinken, insbesondere im Bereich der Gewerbesteuer. Die Aufwendungen steigen.
Dadurch sinkt der Steuerdeckungsgrad von 32,6 % auf 29,0 %.
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1.5.1.3 Allgemeiner Umlagendeckungsgrad

Die Kennzahl offenbart, in welchem Umfang die Kommune von Leistungen Dritter abhangig ist, um
ihre Aufwendungen zu decken.

Zuwendungen und allg. Umlagen x 100

Formel: Aufwendungen - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
31,9% 34,7 % 30,7 % 37,6 % 33,0 %
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Der Allgemeine Umlagendeckungsgrad sinkt von 37,6 % auf 33,0 %. Ursache dafur ist insbesondere
der Wegfall des Kostenausgleichs fiir die Umsetzung der Funktionalreform vom Land von 32,6 Mio. €
und der Anstieg der Aufwendungen.
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1.5.1.4 Transferaufwandsquote

Die Transferaufwandsquote stellt das Verhaltnis zwischen den Transferaufwendungen und den gesam-
ten Aufwendungen dar. Unter dem Begriff Transferaufwendungen werden alle Aufwendungen zusam-
mengefasst, die ohne Gegenleistung an Dritte geleistet werden. Zu den Transferaufwendungen zahlen
hauptsachlich Aufwendungen fir Sozialleistungen, aber auch alle Zuweisungen und Zuschisse und die
Gewerbesteuerumlage.

Transferaufwendungen x 100

Formel: Aufwendungen - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
38,1 % 37,7 % 37,7 % 38,2 % 37,4 %
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Transferaufwendungen Aufwendungen ohne Transfer

Die Quote sinkt gegenuber dem Vorjahr leicht von 38,2 % auf 37,4 %. Die Transferaufwendungen sind
zwar gestiegen aber der Anstieg der Gibrigen Aufwendungen, insbesondere im Bereich der Personal-
aufwendungen und die Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen, ist starker als der Anstieg der
Transferaufwendungen.
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1.5.1.5 Personalintensitat

Die Personalintensitat zeigt den Anteil der Personalaufwendungen an den Aufwendungen. Fir die Er-
mittlung dieser Kennzahl werden samtliche personalbezogenen Aufwendungen einschliel3lich Riickstel-
lungszuflihrungen abzuglich der Ertrage aus der Auflésung dieser Riickstellungen angesetzt.

(Personal- und Versorgungsaufwendungen - Ertrage
aus der Auflésung von Pensions-, Beihilfe- oder Altersteilzeitriickstellungen) x 100

Formel: Aufwendungen - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
26,8 % 26,7 % 27,5% 272 % 27,5%
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Die um die Auflésung der Pensions- und Beihilferlickstellungen bereinigten Personal- und Versorgungs-
aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr durch Lohnsteigerungen und neue Planstellen um 18,7
Mio. € gestiegen. Die Uibrigen Aufwendungen sind ebenfalls gestiegen. Die Personalintensitat bleibt mit
27,5 % nahezu auf Vorjahresniveau.
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Fazit:

Das Jahresergebnis hat sich gegeniiber dem Vorjahr infolge von Gewerbesteuerausfallen und den
Wegfall von Ausgleichszahlungen vom Land merklich verschlechtert. Nach einem ungewdhnlich hohen
Jahresiiberschuss im Vorjahr wird 2021 ein moderates Defizit in Hohe von 12,9 Mio. € ausgewiesen.
Die Aufwands- und Ertragslage hat sich - insgesamt betrachtet - im Vergleich zum Vorjahr deutlich
verschlechtert. Das Ergebnis ist dennoch besser ausgefallen als geplant. In den nachsten Jahren wer-
den hohe Defizite erwartet. Die prognostizierte Entwicklung stellt sich wie folgt dar:

Ergebnisrechnung bzw.- planung
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-20 Mio. 12,9

-40 Mio.
-60 Mio.
-80 Mio. € - -69,0 -70,6
] -853 -79,5

th h h dh h h dh dh dh

-100 Mio.

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

Ist © Plan

1.5.2 Kennzahlen zur Vermégens- und Schuldenlage
1.5.2.1 Eigenkapitalquote |

Die Eigenkapitalquote | misst den Anteil des Eigenkapitals an der Bilanzsumme. Die Kennzahl gibt den
Anteil am Vermoégen wieder, der bilanziell ohne Fremdmittel, Verpflichtungen oder Zuwendungen Dritter
finanziert wurde. Eine hohe Eigenkapitalquote kann ein Indikator fir die ,Gesundheit* der Kommunalfi-
nanzen darstellen. Sie wird stark durch die Erstbewertung des Vermdgens in der Eréffnungsbilanz be-
einflusst. Eine Mindest-Eigenkapitalquote ist nicht definiert. Jedoch sollte die Quote bei Veranderung
der Bilanzsumme stabil bleiben, damit das Verhaltnis der Finanzierung des Vermogens der Kommune
durch Eigenkapital und Fremdkapital auch aus Griinden der Generationsgerechtigkeit gewahrt bleibt.

Eigenkapital x 100

Formel: -
Bilanzsumme
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
12,1 % 16,8 % 16,5 % 19,1 % 18,1 %
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Eigenkapitalquote | in %
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Die Eigenkapitalquote sinkt durch den ausgewiesenen Jahresfehlbetrag im Vergleich zum Vorjahr von
19,1 % auf 18,1 %.

1.5.2.2 Eigenkapitalveranderungsquote

Die Eigenkapitalveranderungsquote zeigt auf, wie sich das Eigenkapital seit der Eréffnungsbilanz ver-
andert hat. Im Hinblick auf die intergenerative Gerechtigkeit sollte das Eigenkapital der Eréffnungsbilanz

zumindest erhalten werden.

Eigenkapital (aktuelles Jahr) x 100

Formel: Eigenkapital (Er6ffnungsbilanz)
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
45,6 % 64,1 % 65,0 % 80,6 % 77,7 %

Nachdem sich das Eigenkapital von 2009 bis 2015 infolge der Jahresfehlbetrage kontinuierlich abge-
baut hatte, stieg es seit 2016 infolge der erzielten Jahresiiberschiisse wieder an. Mit dem Defizit im
Jahr 2021 nimmt die Eigenkapitalveranderungsquote wieder ab. Erreicht wurde bis zum 31.12.2021
ein Stand in Héhe von 77,7 % des Eigenkapitals der Eréffnungsbilanz vom 01.01.2009.
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Eigenkapitalveranderungsquote
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1.5.2.3 Jahresiiberschuss/-fehlbetragsquote

Die Quote zeigt auf, wie sich das Jahresergebnis im Verhaltnis zur allgemeinen Ricklage, der Ergeb-
nisriicklage und evtl. vorgetragener Jahresfehlbetrage der Kommune entwickelt. Bei einer Jahresuber-
schussquote hat die Kommune Uberlegungen hinsichtlich der Ergebnisverwendung anzustellen. Bei
einer Jahresfehlbetragsquote miissen Uberlegungen angestellt werden, wie eine Verbesserung der Er-
gebnisse erreicht werden kann.

Jahresiiberschuss/-fehlbetrag x 100

Formel: Allgemeine Ricklage + Ergebnisriicklage - vorgetragene Jahresfehlbetrage
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
15,7 % 40,8 % 1,4 % 32,3 % -3,5 %

Jahresiiberschuss/-fehlbetragsquote
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Das Jahresergebnis 2021 ist deutlich schlechter ausgefallen als in den Vorjahren. Nachdem seit 2016
Uberschisse erwirtschaftet wurden, wird 2021 wieder ein Defizit ausgewiesen. Die Uberschisse dien-
ten dazu, das seit der Eréffnungsbilanz verzehrte Eigenkapital wiederaufzubauen. Zunachst wurden die
vorgetragenen Jahresfehlbetrage abgetragen. 2020 konnte ein Uberschussanteil in die Ergebnisriick-
lage umgebucht werden. 2021 wird die Ergebnisriicklage durch das Defizit wieder reduziert. Dieser
negativen Entwicklung gilt es mit geeigneten Maflnahmen zu begegnen.
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1.5.2.4 Pro-Kopf-Verschuldung |

Die Pro-Kopf-Verschuldung | gibt an, wie hoch jeder Einwohner mit den kommunalen Schulden aus
Krediten fur Investitionen belastet ist.

Verbindlichkeiten aus Krediten fur Investitionen
Einwohnerzahl

Formel:

Einwohnerzahl zum 31.3.2020: 247.118

Datenreihe: Angaben in € pro Einwohner

2017 2018 2019 2020 2021
1.689 € 1.644 € 1.832 € 2.017 € 2.238 €

Die Kredite fir Investitionen steigen seit 2019 um mehr als 10 % jahrlich an. Im Jahr 2021 sind 54,8
Mio. € mehr Kredite aufgenommen worden als Im Vorjahr. Im Vorjahr betrug der Anstieg noch 46,2 Mio.
€. Die Pro-Kopf-Verschuldung | steigt damit seit 2019 deutlich an.

1.5.2.5 Pro-Kopf-Verschuldung Il

Die Pro-Kopf-Verschuldung Il setzt das gesamte Fremdkapital ins Verhaltnis zur Einwohnerzahl. Es
umfasst die gesamten Verbindlichkeiten, Rickstellungen und die Sonderposten fir den Gebuhrenaus-
gleich. Enthalten sind insbesondere auch die Verbindlichkeiten, die sich aus der Errichtung der RBZs
ergeben.

Fremdkapital
Einwohnerzahl

Formel:

Datenreihe: Angaben in € pro Einwohner

2017 2018 2019 2020 2021
4.626 € 4.385 € 4.633 € 4.686 € 4910 €
>-500 € 1 Pro-Kopf-
5.000 € - Verschuldung
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4.500 € - .v.———./.
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Die Kassenkredite konnten zum Bilanzstichtag komplett zurlickgezahlt werden. Im Vorjahr waren noch
20,0 Mio. € im Bestand. Die Verbindlichkeiten aus Krediten fiir Investitionen sind hingegen um
54,8 Mio. € angewachsen. Dadurch ist die Verschuldung deutlich angestiegen.
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1.5.2.6 Investitionsintensitat

Die Kennzahl gibt an, in welchem Umfang dem Substanzverlust des Anlagevermoégens durch Abschrei-
bungen neue Investitionen gegentiberstehen und somit ob durch die Investitionstatigkeit ein Wachstum
oder Riickgang des Anlagevermdgens zu verzeichnen ist. Zur Ermittlung der Abschreibungen des An-
lagevermdgens werden von den Gesamtabschreibungen die Abschreibungen auf Umlaufvermdgen ab-
gezogen. Um das Anlagevermdgen zu erhalten und einen Substanzverlust zu vermeiden, ist eine In-
vestitionsquote von 100% notwendig. RegelmaRig ist ein Wert von mehr als 100 % zu erwarten, da
sowohl die Anforderungen an das Anlagevermdgen und auch die Preise fiir Investitionsgtter oft einer
Steigerung unterliegen. Ein Kennzahlenwert unter 100 % kdnnte unproblematisch sein, wenn die Kom-
mune zukunftig fir die Aufgabenerfillung weniger Anlagevermogen bendtigt, z. B. aufgrund des demo-
grafischen Wandels bei Kitas, Schulen etc. Anzumerken ist, dass Anlagen im Bau keiner Abschreibung
unterliegen. Somit steigt das Vermdgen in investitionsstarken Jahren grundsatzlich an.

Auszahlungen aus Investitionstatigkeit x 100

Formel: AfA auf immaterielle Vermogensgegenstande, Sachanlagen, geleistete Zuwendungen
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
171,5 % 185,7 % 233,8 % 260,3 % 177,4 %

Investitionsintensitat
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Die Quote sinkt im Jahr 2021 infolge der gesunkenen Auszahlungen aus Investitionstatigkeit auf
177,4 %. Uber den Zeitraum von 2016 bis 2021 betrachtet, wurde der Substanzverlust durch Abschrei-
bungen infolge der Neuinvestitionen mehr als ausgeglichen.

Fazit:

Das Vermdgen ist durch die Investitionsintensitat angewachsen. Die Schulden sind parallel dazu auffal-
lend gestiegen. In den folgenden Jahren wird mit Investitionsauszahlungen im dreistelligen Millionenbe-
reich gerechnet. Die Schuldenlage wird damit dramatisch schlechter. Dazu kommen die geplanten De-
fizite im Ergebnishaushalt im zweistelligen Millionenbereich. Dies wird die Schuldenlage zusatzlich
durch Kassenkredite belasten.
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1.5.3 Kennzahlen zur Finanzlage
1.5.3.1 Zinslastquote

Die Zinslastquote gibt den Anteil der Zinsaufwendungen an den Aufwendungen wieder. Die Kennzahl
zeigt kurzfristig und langfristig die Folgen und Auswirkungen von Kreditfinanzierungen auf. Je hdher die
Zinslast ist, desto weniger Gestaltungsspielrdume bestehen flir die Erbringung weiterer Leistungen
durch die Stadt. 0 % stellt keine Belastung dar, 0-2% eine geringe Belastung, 2-5 % eine mittlere Be-
lastung, 5-8 % eine hohe Belastung und iiber 8 % eine sehr hohe Belastung, die einer Uberschuldung
gleichkommt.

Zinsaufwendungen x 100

Formel: Aufwendungen - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen
Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
1,3 % 1,2 % 1,0 % 0,9 % 1,0 %

Mit 1,0 % liegt zum 31.12.2021 eine geringe Belastung vor. Die Quote ist gegeniiber dem Vorjahr um
0,1 % gestiegen. Ursachlich dafir sind die steigenden Kreditaufnahmen fir Investitionen. Das Zinsni-
veau ist weiterhin niedrig. Ein vom Landesrechnungshof bescheinigtes gutes aktives Schuldenmanage-
ment tragt dazu, die Zinsaufwendungen so gering wie moglich zu halten.

1.5.3.2 Durchschnittlicher Fremdkapitalzinssatz
Der durchschnittliche Fremdkapitalzinssatz wird Uber das Schulden-Portfolio-Management aus dem

Schuldenverwaltungsprogramm Komminform ermittelt. Es handelt sich um den Durchschnittszinssatz
aller Kommunaldarlehen der LH Kiel fur Investitionen.

Datenreihe:
2017 2018 2019 2020 2021
25% 2,3% 20% 1,6 % 1,2%
3,0% -
2,5% -
2,0% -
1,5% -
() ‘ ‘
1,0% - . . *
0,5% -
0,0% T T T T 1
2017 2018 2019 2020 2021
==@== Durchschnittlicher Fremdkapitalzinssatz 4= Zinslastquote

Der Zinssatz ist von 2020 auf 2021 weiter gesunken. Die Zinslastquote steigt obwohl der Zinssatz fallt.
Hier macht sich die hohe Investitionstatigkeit, die Uber Kredite finanziert wird, bemerkbar.

Fazit:
Die Zinsaufwendungen steigen trotz sinkender Zinsen an. Dies begriindet sich durch die anhaltenden

Investitionstatigkeiten. Die kreditfinanzierten Investitionen und die geplanten hohen Defizite im Ergeb-
nisplan werden sich negativ auf die Finanzlage auswirken.
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1.6 Vorgange von besonderer Bedeutung

Ein Vorgang hat besondere Bedeutung, wenn er geeignet ist, das Bild der Vermdgens-, Schulden-,
Finanz- und Ertragslage, welches der Abschluss zeichnet, zu beeinflussen.

Internes Kontrollsystem (IKS)

Das Amt fur Finanzwirtschaft ist fir die Aufstellung des Jahresabschlusses verantwortlich. Diese Ver-
antwortung umfasst auch die Ausgestaltung, Implementierung, Aufrechterhaltung und Uberwachung ei-
nes rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS). Ein rechnungslegungsbezogenes
IKS soll sicherstellen, dass der Jahresabschluss frei von wesentlichen falschen Angaben als Folge von
VerstoRen oder Irrtimern ist. Neben der Erstellung des Jahresabschlusses haben sich aufgrund neuer
gesetzlicher Vorgaben und erheblich gestiegener Haftungsrisiken zusatzliche Handlungsfelder fir die
Implementierung eines IKS ergeben. Das betrifft die Risikofelder ,Einfihrung der E-Rechnung”, ,Um-
setzung der Datenschutz-Grundverordnung“ und , Aufbau eines Tax Compliance Management Systems
(TCMS)~“.

Aufstellung des Jahresabschlusses

Das Amt fiir Finanzwirtschaft hat die Aufgabe, ein rechnungslegungsbezogenes, prozessbasiertes IKS
aufzubauen. Im Zuge dieses Aufbaus ist flr jeden identifizierten wesentlichen Prozess eine Prozessab-
laufbeschreibung zu erstellen. Die Visualisierung der Prozesse erfolgt mithilfe der Prozessmanagement-
software PICTURE, die bereits seit 2019 im Amt fir Finanzwirtschaft eingesetzt wird. Seit dem Jahr
2020 wird PICTURE auch stadtweit durch das Personal- und Organisationsamt implementiert. Das Amt
fur Finanzwirtschaft ist eines der Pilotamter.

Im Berichtsjahr 2021 wurde die systematische Erfassung, Beschreibung und Dokumentation der Ar-
beitsprozesse, die fur die Aufstellung des Jahresabschlusses notwendig sind, fortgefiihrt. Hierbei wur-
den zum einen neue Prozesse identifiziert und mit Hilfe eines Steckbriefs beschrieben und zum anderen
bereits visualisierte Prozesse den vorliegenden Modellierungsstandards des Personal- und Organisati-
onsamts angepasst. Bisher wurden Uber 200 Prozesse identifiziert, die direkt oder indirekt den Jahres-
abschluss betreffen. Bei dieser Anzahl ist es mit den vorhandenen Ressourcen nicht moglich, sofort
samtliche Risiken in den modellierten Prozessen zu analysieren, sodass eine Priorisierung der Prozesse
erfolgte, die nun sukzessive abgearbeitet wird. Die bei der Abarbeitung unter den Kontrollfragen - Was
muss in jedem Fall gewahrleitet sein? Was darf in keinem Fall passieren? - erkannten Risiken sollen im
weiteren Verlauf mit der Risikomanagementsoftware ,Naris“ strukturiert, kategorisiert, bewertet und ge-
managt werden. Die amtsinterne Abstimmung dieser visualisierten Prozesse erfolgt unter Einbeziehung
der Risikofelder ,Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung” und ,Aufbau eines Tax Compliance
Management Systems (TCMS)“.

Daruber hinaus ist das Amt fur Finanzwirtschaft im Rahmen des stadtweiten Freigabeworkflows bei
rechnungslegungsbezogenen Prozessen der anderen Amter der LH Kiel ebenfalls unter IKS-Aspekten
und Tax-Compliance-Gesichtspunkten zu beteiligen. Durch diese Beteiligung und insbesondere durch
die anschliellende stadtweite Verdffentlichung (Freigabe) von modellierten Prozessen werden risikobe-
haftete Schnittstellen sichtbar, redundante Tatigkeiten in unterschiedlichen Fachbereichen deutlich oder
Optimierungsmadglichkeiten von amteriibergreifenden Prozessen offensichtlich.

Des Weiteren wurde fir ad hoc eintretende Risiken im Amt flr Finanzwirtschaft im Berichtsjahr 2021
ein neues Verfahren entwickelt. Diese akuten Risiken werden abweichend von der oben beschriebenen
Priorisierung unverziglich analysiert. Dafiir wurde ein Risikomeldeformular entwickelt, das ab dem Jahr
2022 Anwendung findet. Dadurch besteht die Mdglichkeit, Risikovorfalle jederzeit standardisiert zu er-
fassen an die Amtsleitung, zu melden und wenn nétig, einen sofortigen Handlungsbedarf aufzuzeigen.
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Einfihrung der E-Rechnung

In 2021 wurde die bisherige Projektstruktur Gberarbeitet und somit das Projekt neu aufgesetzt. Die Pro-
jektleitung nimmt das Personal- und Organisationsamt wahr. Das Amt fiir Finanzwirtschaft konzentriert
sich auf die Administration der Software und rechnungslegungsbezogene Aufgaben fiir den Roll Out.

Die Digitalisierung von Papierrechnungen und deren Bearbeitung im Rechnungsworkflow der Finanz-
software findet seit November 2019 im Echtbetrieb des Amtes fur Finanzwirtschaft statt.

Bevor der eRWF jedoch in weiteren Organisationseinheiten eingefiihrt werden kann, missen der Um-
gang mit XRechnungen, mit PDF-Rechnungen, die per E-Mail eingehen, sowie die Anbindung an das
Dokumenten-Management-System VIS geklart werden. Kinftig sollen in VIS die Rechnungen revisions-
sicher und in einem einheitlichen Ablagesystem, dem sogenannten Rechnungseingangsbuch des Fach-
amtes, abgelegt werden. Hierfir bzw. fir das Zusammenspiel von VIS und eRWF soll eine sogenannte
Datendrehscheibe eingesetzt werden. Die Datendrehscheibe erfordert keine direkte Schnittstelle zwi-
schen VIS und eRWF mehr, sondern ermdglicht das Schnittstellenmanagement fir zahlreiche Fachpro-
gramme und Ubernimmt hierbei die Rolle als Vermittler. Per Datendrehscheibe werden Daten abgerufen
und Uberflhrt; die Datendrehscheibe sorgt also flir Datenaustausch und Kompatibilitat zwischen den
Programmen. Die Auswahl und Beschaffung der Datendrehscheibe ist zwischenzeitlich erfolgt. Erfor-
derliche Anpassungen werden im ersten Quartal 2022 durchgefiihrt. Unmittelbar im Anschluss soll ein
Funktionstest der Datendrehscheibe inkl. Bearbeitung und Ablage aller Rechnungsformen im Amt fir
Finanzwirtschaft erfolgen.

In der Finanz-IT des Amtes fiir Finanzwirtschaft konnten zwei Planstellen erfolgreich ausgeschrieben
werden. Die Besetzung findet in 2022 statt. Ob diese personellen Kapazitaten zur Unterstiitzung aus-
reichen, kann gegenwartig nicht beurteilt werden, weil neben dem Roll Out des eRWF auch die Umstel-
lung der Finanzsoftware auf eine webbasierte Oberflache als Aufgabe ansteht.

Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung

Das Bestandsverzeichnis aller im Amt fur Finanzwirtschaft verarbeiteten Informationen in dem stadtwei-
ten zentralen Kataster, dem sog. Verzeichnis der Verarbeitungstatigkeiten wird durch den internen
DSGVO-Beauftragten des Amtes fir Finanzwirtschaft turnusgeman auf Aktualitdt gepruft, bei Bedarf
angepasst und durch neue noch nicht erfasste Leistungen, Aufgaben oder Informationen erganzt. Im
Berichtsjahr hat das Amt fir Finanzwirtschaft drei neue Katastereintrdge vorgenommen, sodass die
Gesamtzahl der Katastereintrdge des Amtes fur Finanzwirtschaft auf insgesamt 64 anstieg.

Im Zusammenhang mit der Einfiihrung des elektronischen Rechnungsworkflows wurde die Bearbeitung
der Belege im Amt fir Finanzwirtschaft DSGVO konform dahingehend geandert, dass besonders schit-
zenswerte personenbezogene Daten durch Steuerung von Zugriffsrechten nur von einem bestimmten
Personenkreis bearbeitet werden kénnen.

Ebenso wurden die Auftragsverarbeitungsvertrage tUberpruft und angepasst. Diese Vertrage regeln die
auftragsmafige Verarbeitung personenbezogener Daten zwischen der LH Kiel und Unternehmen bzw.
Institutionen.

Aufgrund der Einfiihrung weiterer Module und laufender Updates wurde eine Datenschutzfolgenab-
schatzung flr die Software ,newsystem” der Firma Axians Infoma GmbH erstellt. Hierbei handelt es sich
um eine gesetzlich vorgeschriebene strukturierte Risikoanalyse in Bezug auf die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten mit voraussichtlich hohem Risiko fur die Rechte und Freiheiten natirlicher Perso-
nen. Die aus dieser Datenschutzfolgenabschatzung gewonnenen Ergebnisse werden in 2022 aktuali-
siert und erneut weiterverarbeitet.

Bei der Mitarbeit im Zuge des Aufbaus des IKS wurden die visualisierten Prozesse schwerpunktmafig
unter den DSGVO Kriterien personenbezogene Daten, Datenschutzkonformitat, Auftragsverarbeitungs-
vertrag und Datenspeicherung nach Art. 6, Art. 4 Nr. 2 DSGVO gepriift.

Daruber hinaus wurden alle Mitarbeiter*innen im Amt fir Finanzwirtschaft im Berichtsjahr zur Einhaltung
der Datenschutzregeln sensibilisiert.
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Tax Compliance Management Systems (TCMS)

Ein Tax Compliance Management System dient der Sicherstellung gesetzeskonformen Verhaltens im
Steuerbereich. Es dient auch der Minimierung bzw. Vermeidung finanzieller, strafrechtlicher und repu-
tativer Risiken, die sich aus VerstdRen ergeben kdnnen.

Wesentliche Elemente zur Implementierung sind Dienst- und Geschaftsanweisungen fiir den Bereich
.Passivbesteuerung®, die auch die dezentrale Organisation- und Verantwortungsstruktur in der LH Kiel
berlicksichtigen. Das Amt fiir Finanzwirtschaft hat daher eine ,Dienst- und Geschéaftsanweisung zur
Erflllung der stadtischen Steuerverpflichtungen® und eine ,Geschéaftsanweisung zur Besteuerung nach
§ 50a EStG* erarbeitet, die voraussichtlich im I. Quartal 2022 in Kraft treten werden. Zudem befindet
sich ein TCMS Handbuch aktuell noch in einem verwaltungsinternen Abstimmungsprozess.

Als weiteren Baustein zum TCMS wurden steuerfachliche Schulungen 2021 in den Fortbildungskatalog
der LH Kiel mit aufgenommen. Diese konnten aufgrund von Corona Mafinahmen nicht stattfinden und
werden daher im 2. Halbjahr 2022 nachgeholt.

Im Jahr 2021 wurden zudem weitere steuerliche Prozesse wie z.B. die ,Abgabe von Ertragsteuererkla-
rungen®“ im Rahmen einer Prozessaufnahme mit der Software ,PICTURE" abgebildet und mit dem Ziel
einer Risikominimierung optimiert. Die Erfassung von Risiken zu steuerlichen Prozessen soll in der Ri-
sikosoftware ,Naris® erfolgen.

1.7 Risiko-/Chancen- und Prognoseberichterstattung
1.7.1 Risiken

Nach dem Rekordergebnis des Vorjahres weist der Jahresabschluss 2021 mit -12,9 Mio. € erstmals
nach funf positiven Jahresabschllissen wieder ein negatives Ergebnis aus. Wenngleich der Fehlbetrag
gegeniber der Ursprungsplanung deutlich geringer ausfallt, darf dieses Ergebnis nicht Gber die weiter-
hin angespannte finanzielle Lage der LH Kiel hinwegtauschen. Die Verbesserung gegentber dem Plan-
ansatz liegt zu groRen Teilen in der nicht veranschlagten Konsolidierungshilfe sowie hdheren Gewer-
besteuerertrdgen begriindet. Von einer nachhaltigen Stabilisierung der finanzwirtschaftlichen Lage ist
die LH Kiel trotz der positiven Abschllsse in den Jahren 2016 bis 2020, insbesondere vor dem Hinter-
grund der aktuellen mittelfristigen Planung noch weit entfernt. Die finanzielle Situation ist weiterhin deut-
lich durch eine strukturelle Unterfinanzierung der kommunalen Aufgaben und Leistungen gekennzeich-
net. Diese Unterfinanzierung wurde durch die Reform des kommunalen Finanzausgleichs zum Jahr
2021 leider nicht behoben oder zumindest gemildert. Die strukturelle Unterfinanzierung stellt somit nach
wie vor eines der grundlegenden Risiken fiir den stadtischen Haushalt dar.

Die aktuelle Krisensituation in der Ukraine sowie die weiter anhaltende Corona-Pandemie stellen den
stadtischen Haushalt sowohl vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Folgen als auch im Hinblick auf
humanitare Themen, wie krisenbedingter Zuwanderungen vor erhebliche Herausforderungen. Hier-
durch wird die finanzielle Lage der LH Kiel als Kommune und damit auch die Wirkung der strukturellen
Unterfinanzierung kurzfristig verscharft. Viel schwerwiegender werden jedoch die mittel- und langfristi-
gen Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt sein, die derzeit in ihrem Umfang noch nicht vollstédndig
abgeschatzt werden kénnen. Diese werden sich sowohl bei zentralen Einnahmequellen und Ertragspo-
sitionen als auch bei den Aufwandspositionen und dem Investitionsbedarf der Kommunen und damit
auch der LH Kiel — zumeist zeitverzégert und Uber einen langeren Zeitraum — niederschlagen.

Wahrend sich die deutsche Wirtschaftsleistung erholt und im Jahr 2021 ein Wachstum von 2,9 % ge-
genlber dem Vorjahr prognostiziert, das auf diesem Niveau auch auf die Prognose fir die Jahre 2022
und 2023 durchtragt (vgl. Statistisches Bundesamt, Februar 2022), wirkt der pandemiebedingte Riick-
gang des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) in 2020 von 4,6 % gegeniber dem Vorjahr weiter
nach. Entsprechend der Steuerschatzung reduzieren sich zwar die bislang beflirchteten kurzfristigen
Mindereinnahmen, dennoch liegen die prognostizierten Steuereinnahmen der Stadte und Gemeinden
weiterhin deutlich unter den Erwartungen vor Corona (-3,6 Mrd. € fur 2022).
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Diese gesamtdeutsche konjunkturelle Entwicklung wird sich auf der stadtischen Ertragsseite entspre-
chend insbesondere in den folgenden Bereichen zeigen bzw. auswirken:

e in den Zahlungen aus dem kommunalen Finanzausgleich durch eine konjunkturbedingt
geringere, zu verteilende Verbundmasse,
e in einem geringeren Aufkommen in den Gemeindeanteilen der Einkommens- und Umsatzsteuer.

Aus fiskalischer Sicht kdnnten sich jedoch die erheblich gestiegenen und weiter steigenden Preise, ins-
besondere im Bau- und Energiesektor deutlich problematischer erweisen. Diese sowie die weiteren
wirtschaftlichen Auswirkungen der aktuellen Krisensituation, die in ihrem konkreten Ausmaf zum aktu-
ellen Zeitpunkt kaum abzuschatzen sind, werden den stadtischen Haushalt unmittelbar beeinflussen.
Aber auch im Bereich der stadtischen Beteiligungen und Unternehmen ist vor dem Hintergrund des
Ukraine-Konflikts sowie des weiter anhaltenden Infektionsgeschehens mit Auswirkungen auf die wirt-
schaftliche Lage zu rechnen, wie etwa bei den Verkehrsbetrieben oder Krankenhausern. Das Thema
der steigenden sektorenspezifischen Anforderungen an die Kommunen wie bspw. die Verkehrswende,
der Klimaschutz, die Ganztagsbetreuung, die Krankenhauser und die Digitalisierung bleibt zudem wei-
terhin ungeldst und wird durch die Effekte des Ukraine-Konflikts sowie der Corona-Pandemie verscharft.
Entscheidend wird auch nach der Pandemie die Ausstattung mit ausreichenden Finanzmitteln zur Er-
fullung sowohl der Pflichtaufgaben als auch notwendiger freiwilliger Leistungen fir die finanzielle Situa-
tion der LH Kiel sein. Die Leistungsfahigkeit der LH Kiel mit ihren eigenen Einnahmen und Ertragen,
aber auch die flir den kommunalen Finanzausgleich zur Verfligung stehende Hohe der Verbundmasse
und damit auch der daraus auf Kiel entfallende Anteil sowie weitere Mdglichkeiten von Bund und Land
zur finanziellen Mehrausstattung der Kommunen sind stark abh&ngig von der konjunkturellen Lage.
Unabhangig von den gravierenden wirtschaftlichen Auswirkungen des Ukraine-Konflikts und der
Corona-Pandemie bleiben weitere grofle Herausforderungen fiir die LH Kiel bestehen, die zum Teil
durch die Situation in der Ukraine wieder starker in den Fokus geraten, wie bspw.

o die Betreuung und vor allem die Integration von Gefliichteten, anerkannten Asylbewerbern und
geduldeter Menschen in den Lebensalltag,

e wirksame MalRnahmen zum Schutz des Klimas und zur Vermeidung eines weiteren Klimaan-
stiegs,

o die enge Verknlpfung der wirtschaftlichen Lage und Risiken der Stadt mit den Risiken des Eigen-
betriebs Beteiligungen,

e ein hoher aufgelaufener Sanierungsstau: Alleine im Bereich der Schulen wird mit einem Sanie-
rungsstau von 600 Mio. € gerechnet, gesamtstadtisch kann der Sanierungsstau die
1-Milliarden-Euro-Grenze damit bereits Uberschritten haben.

o die Konjunkturabhangigkeit des gré3ten Teils der stadtischen Einnahmen,

e die Abhangigkeit vor allem von wenigen gréferen Gewerbesteuerzahlern, die den Hauptanteil der
Gewerbesteuerertrage generieren,

o stark ansteigende Belastungen infolge der bisherigen und ggf. weiteren Flichtlingszustrome, die
von Land und Bund nicht ausreichend ausgeglichen werden, sowie die ungewisse Lage, wie sich
die Fllchtlingssituation in den Folgejahren weiterentwickeln wird,

e die Ubernahme bzw. Erweiterung sogenannter freiwilliger Aufgaben durch die politische Ebene
ohne eine gleichzeitige Beschlussfassung tiber kompensatorische Maflnahmen,

e zunehmende Aufgabenverlagerung von Bund und Land und/oder Ubertragung neuer Aufgaben
durch Bund und Land ohne entsprechende finanzielle Kompensation und Ausstattung (fehlende
Konnexitéat),

e  Tarif- und Besoldungserhéhungen, die nicht durch entsprechende Zuwachse bei den Ertrdgen aus-
geglichen werden kénnen,

o eine weitere Verscharfung der Gehaltsunterschiede zwischen 6ffentlicher Verwaltung und privater

Wirtschaft (ggf. ein Fortsetzen dieser Verscharfung nach der Corona-Pandemie), die um einen

Attraktivitatsverlust zu vermeiden, auszugleichen ware,

sprunghafte Veranderungen der Riickstellungen infolge von Besoldungsanpassungen,

zu niedrig bewertete Pensionsruckstellungen,

die hohe Schuldenlast in Verbindung mit einem Zinserhéhungsrisiko,

die Flachenarmut und damit der Konflikt zwischen Wohnbebauung, Gewerbe- und Erholungs- und

Freizeitflachen und

o die steuerrechtlich korrekte Handhabung der komplexen Sachverhalte einer kreisfreien Stadt im
Sinne einer steuerpflichtigen Kérperschaft.
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Zur Identifizierung und zum Management bzw. zum Steuern von kommunalen Risiken wurde im Amt fur
Finanzwirtschaft begonnen ein internes Kontrollsystem (IKS, siehe hierzu auch 1.6.) mit dem Schwer-
punkt Jahresabschluss zu implementieren. Hier ergeben sich aber zunehmend auch neue Risikofelder,
die durch ein Risikomanagement abzudecken sind wie bspw. die Einfuhrung der E-Rechnung, die Um-
setzung EU-DSGVO oder die Neuordnung der Umsatzbesteuerung der 6ffentlichen Hand. Zum IKS wird
seit dem Jahre 2019 bei der LH Kiel ein Tax Compliance Management System (TCMS) eingefiihrt, um
speziell steuerrechtliche Risiken zu vermeiden. Im Bereich des IKS gibt es jedoch noch Optimierungs-
bedarfe, was bspw. die stadtweit durchgéngige Organisation sowie die technische und personelle Um-
setzung angeht.

1.7.2 Chancen

Die LH Kiel ist eine dynamische Stadt. Neben dem stéandigen Zuzug junger Menschen, die hier studieren
oder eine Ausbildung absolvieren, werden auch neu entstehende Wohngebiete sowie Quartierentwick-
lungen wie bspw. der Kieler Stiden oder das ehemalige MFG5-Gelande aber auch die ErschlieBung von
weiteren Wohnbebauungsmadglichkeiten auf der Grundlage des Wohnbauatlasses zu einem weiteren
Bevdlkerungswachstum beitragen. Stadtentwickelnde MalRnahmen wie etwa der im Jahr 2020 einge-
weihte Holstenfleet oder die Horn werden mit ihnrem hohen Freizeitwert die Attraktivitat Kiels noch weiter
steigern. Im Mai 2021 konnte der Sieger fir den Stadtebaulichen Wettbewerb fir die Holstenstralle
gekurt werden. Viele Baume, einen einheitlichen neuen Bodenbelag und Wasserspiele werden der In-
nenstadt auf diese Art und Weise ein modernes Flair geben. Im Juni 2021 wurde ein sehr gut angenom-
menen neuen Badesteg ,Bellevue an der Forde eréffnet. Die Stadt fordert auRerdem die Anschaffung
von Fahrradern fir den Weg zu Arbeit und bietet seit neuestem auch ein OPNV-Jobticket zu sehr giins-
tigen Preisen an.

Zudem besteht die Chance neue, zukunftstrachtige Gewerbeunternehmen in Kiel - etwa in Friedrichsort,
auf der maritimen Potentialflache im Kieler Norden (MFG5-Glande) oder auf der gewerblichen potenti-
alflache im Kieler Siiden (Moorsee/Meimerdorf) - anzusiedeln. Im April gab es zudem den ersten Spa-
tenstich fir eine groRe Glasfaser-Initiative in Kiel. Ein Verbund aus mehreren Firmen hat sich das Ziel
gesetzt, Kiel flachendeckend mit Glasfaseranschliissen zu versorgen. Dieses Grofl3projekt erfahrt auch
von Seiten der LH Kiel tatkraftige Unterstitzung. Als wachsende und fiir junge Menschen attraktive
Stadt kann Kiel mittel- und langfristig mit tendenziell steigenden Schlisselzuweisungen aus dem Kom-
munalen Finanzausgleich rechnen. Die andere Seite des Bevdlkerungszuwachses und Kiel als wach-
sender Stadt ist, ausreichend und bezahlbaren Wohnraum fir die Menschen zur Verfligung zu stellen
und die entsprechenden Rahmenbedingungen hierfiir zu schaffen. Hier geht die LH Kiel unterschiedli-
che Wege wie bspw. die Schaffung von sozial geférdertem Wohnraum und die Griindung einer stadti-
schen Wohnungsbaugesellschaft, der Quartierentwicklung sowie der Verdichtung.

Kiel nutzt die Chancen und verandert sich gerade - und auch in absehbarer Zeit - wie kaum eine andere
deutsche Stadt. Mehr als eine halbe Milliarde Euro fliel3t in das neue Kieler Zentrum. Es entstehen neue
Hotels und Geschaftshauser, neue Einzelhandels- und Gastronomieflachen sowie dazu noch 700 neue
Wohnungen. Die Einwohnerzahl in der Innenstadt ist von 2000 bis 2018 um 31 % gestiegen. Im August
2021 wurde das Richtfest auf Marthas Insel gefeiert — dort entstehen Wohnungen in Innenstadtlage,
darunter 100 o6ffentlich geférderte Wohnungen. Sie werden die ersten neugebauten Wohnungen unse-
rer neuen Kieler Wohnungsgesellschaft (KiWog) sein.

Positive Entwicklungen auf die regionale Wirtschaft, die Stadtentwicklung und die Stadtgesellschaft wer-
den von den in den vergangenen Jahren neu griindeten Stadtepartnerschaften wie bspw. mit San Fran-
cisco oder Aarhus erwartet.

Im Bereich der Kinderbetreuung und der Bildung werden weiterhin Impulse gesetzt werden. Im Rahmen
der Neuordnung der Finanzierung der Kinderbetreuung muss nicht nur die Finanzierung des KiTa-Aus-
baus und die Sicherung bzw. Steigerung der Betreuungsqualitdt umgesetzt werden, sondern gleichzei-
tig muss sichergestellt werden, dass auch die finanzielle Belastung der Kommunen weiterhin auf ein
Drittel der Aufwendungen reduziert und die Entlastung der Kommunen strukturell garantiert wird.
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Die LH Kiel setzt auf Zukunftsthemen sowie die proaktive Verfolgung und Umsetzung von (Mega-)
Trends wie:

e Digitalisierung,

e Mobilitdt und Verkehrswende,

e Umwelt- und Klimaschutz sowie Nachhaltigkeit (Kiel erhielt 2020 den deutschen Nachhaltigkeits-
preis),

e  Wissenschaft und Forschung mit 4 Hochschulen und international fiihrenden Forschungseinrich-
tungen,

e  Kreativwirtschaft und Start-Up-Szene.

Auch die Herausforderungen der Corona-Pandemie werden als Chance wahrgenommen, wie etwa im
Bereich der Digitalisierung der Stadtverwaltung, an Schulen etc. oder der aktiven Nutzung der vielfalti-
gen Fordermittel und Konjunkturprogramme im Sinne eines stadtweiten Férdermittelcontrolling / For-
dermittelmanagement.

1.7.3 Prognosebericht

Die LH Kiel hat mit dem Haushaltsplan 2022 das zweite Mal in Folge einen defizitaren und damit auch
genehmigungspflichtigen Haushalt beschliefien missen. Das fur 2022 geplante Ergebnis liegt im vor-
liegenden Haushaltsentwurf bei einem Fehlbetrag von 85,3 Mio. €. Mittelfristig sind leicht ricklaufige
Defizite geplant, der geplante Jahresfehlbetrag liegt jedoch stetig bei tiber 68,9 Mio. €. Diese anhalten-
den Effekte kénnen nicht alleine durch EinzelmalRnahmen kompensiert werden. Hier sind fortgesetzte
finanzielle Hilfen durch Bund und Land sowie eine nachhaltige und auskdmmliche Kommunalfinanzie-
rung genauso unabdingbar, wie auch angemessene Eigenanstrengungen der LH Kiel.

Der Haushalt 2022 und die Mittelfristplanung 2023 bis 2025 verstetigen damit in der Planung eine Ent-
wicklung, die auch bereits im Haushalt 2019 — vor der Corona-Pandemie — erkennbar war. Trotz einer
mittelfristig zu erwartenden Erholung der wirtschaftlichen Entwicklung, die auch Uber die Anhebung der
Konjunkturprognose fiir 2022 dokumentiert wird, belasten die negativen Effekte der Corona-Pandemie
den stadtischen Haushalt weiterhin auch tUber das Jahr 2022 hinaus. Die wieder ansteigenden Ertrage,
insbesondere bei den Gemeindeanteilen der Einkommens- oder Umsatzsteuer fallen weiterhin deutlich
geringer aus, als sie ohne die nachhaltigen Riickschlage der Pandemie zu erwarten gewesen waren.
Dies Ubertragt sich auch auf die Mittel aus dem kommunalen Finanzausgleich. Zusatzlich kommt es zu
deutlichen, durch die Corona-Pandemie bedingten Mehraufwendungen bspw. im Bereich der Schulen
und Kindertageseinrichtungen. Bund und Land kommen durch das Auflegen verschiedener Kompensa-
tions- und Férdermaflinahmen fir die Kommunen u.a. durch den pauschalen Ausgleich der pandemie-
bedingten Mindereinnahmen bei dem Gemeindeanteil an der Lohn- und Einkommensteuer in 2021 und
2022 diesen Forderungen in einem noch nicht ausreichenden Umfang nach. Zudem entfaltet der Ukra-
ine-Konflikt bereits erste Wirkungen auf den stadtischen Haushalt. Diese sind, wie auch die Auswirkun-
gen auf die gesamtwirtschaftliche Lage noch nicht in die vorliegende Planung eingeflossen, werden die
LH Kiel absehbar vor weitere Herausforderungen stellen.

Ungeachtet dessen steht die LH Kiel — wie auch andere Kommunen — ohnehin vor weiter zunehmenden
Anforderungen in allen Aufgabenfeldern, die zu hoheren Aufwendungen flihren. Diese stellen sich ins-
besondere im Bereich der Personal- sowie Sozialtransferaufwendungen, bei der Kinderbetreuung, im
Bereich der sozialen Hilfen und nach wie vor auch in der Betreuung und Integration von Gefllichteten
und anerkannten Asylbewerbern dar. Dariiber hinaus wirken auch einige der jingsten Landesreformen
negativ auf den stadtischen Haushalt. Wenngleich sich im kommunalen Finanzausgleich in Folge der
letzten Prognosen ein positiver Trend abzeichnet, fihren sowohl die Reform des Finanzausgleichs als
auch die Nachwirkungen der Pandemie zu reduzierten Zuweisungen im Vergleich zur Situation vor dem
Reformprozess. In der Kindertagesbetreuung zeichnet sich eine dhnliche Situation ab.
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Nur auf Grundlage einer den Aufgaben angemessenen Finanzausstattung, wie sie von der LH Kiel und
den anderen kreisfreien Stadten gefordert wird, kann ein dauerhafter und nachhaltiger Abbau der Defi-
zite im Haushalt gelingen. In Corona-Zeiten wird die Anfalligkeit der Kieler Finanzausstattung fir solche
exogenen Faktoren und ,Schocks” ohne diese selbst, liber einen langeren Zeitraum kompensieren zu
kénnen, besonders deutlich. Neben den eigenen Initiativen sind daher substanzielle Hilfen von Bund
und Land wahrend aber auch nach der Pandemie erforderlich. Nur so kann in Verbindung mit eigenen
Bemiihungen der Stadt fiir eine wirtschaftliche Aufgabenerfillung der erforderliche finanzielle Rahmen
zur Wiedergewinnung eigener Gestaltungsspielraume geschaffen werden.

Ebenso wenig ist es in der aktuellen Situation angebracht, notwendige Investitionen, Sanierungen und
baulichen UnterhaltungsmaRnahmen ,einzusparen®. Vielmehr muss sich das Investitionsniveau der
Landeshauptstadt auf einem angemessen, nachhaltigen und langfristig planbaren Niveau von rd.
10 % der Aufwendungen einspielen. Nur mit einem nachhaltig angemessenen Investitionsniveau kann
der Werterhalt des stadtischen Vermdgens gesichert und dem umfangreichen Investitions- und Sanie-
rungsstau erfolgreich begegnet werden. Nach dieser Maflgabe plant die Landeshauptstadt Kiel fiir das
Haushaltsjahr 2022 mit einem investiven Kreditvolumen von rd. 120 Mio. € und liegt damit auf dem
Durchschnittsniveau des tatsachlichen Mittelabflusses aus den Jahren 2019 bis 2021. Die mittelfristige
Planung bildet ebenfalls dieses zwingend erforderliche Investitionsvolumen ab. Die Landeshauptstadt
entwickelt sich kontinuierlich weiter und investiert entsprechend der besonderen Erfordernisse unserer
heutigen Zeit beispielsweise in den Bau von Kitas, den Ausbau der Fahrrad-Infrastruktur, auch als Bei-
trag zum Klimaschutz, die Sanierungen von Schulen einschliel3lich Neustrukturierung der RBZ und
Feuer-/Rettungswachen und den Bau von Mensen und Sporthallen. Die endgultige durch die Kommu-
nalaufsicht genehmigte Kredithohe bleibt noch abzuwarten.

2. Bilanz

Die Bilanz zum 31.12.2021 ist auf den nachfolgenden Seiten dargestellt.
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Jahresabschluss — Bilanz
Landeshauptstadt Kiel
NI Bezeichnung Bilanzwerte zum Bilanzwerte zum
31.12.2020 in € 31.12.2021 in €
AKTIVA 1.922.290.728,09 1.962.261.678,06
1. Anlagevermogen 1.649.411.649,18 1.676.221.648,85
01 1.1 Immaterielle Vermdgensgegenstande 1.776.889,65 1.861.359,65
02 - 09 1.2 Sachanlagen 1.532.375.766,21 1.563.124.115,44
02 1.21 g?:igﬁga;;irﬁéundsﬁ]cke und grundstuicks- 235.708.272,26 237.131.031,80
021 1.2.1.1 Griunflachen 128.308.036,92 129.817.157,88
022 1.2.1.2 Ackerland 7.229.563,21 7.228.371,23
023 1.2.1.3 Wald, Forsten 55.955.992,16 55.965.539,34
029 1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstiicke 44.214.679,97 44.119.963,35
03 12.2 gﬁ;"‘zj‘g&i;“g';ggﬁgkgeﬁ?e 421.304.479,53 441.562.993,19
032 1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 38.452.942,08 42.129.973,28
033 1.2.2.2 Schulen 254.653.328,29 258.725.362,98
031 1.2.2.3 Wohnbauten 15.787.609,81 19.836.051,93
034 12.24 'é°ergg;1‘;’;f‘s'”Sazuggefﬁgsgéﬁgt:ug'ee”“ 74.318.969,86 73.380.291,11
035 1225 gg{‘nse“g;gzgﬂe Geschafts- u. 38.091.629,49 47.491.313,89
04 1.2.3 Infrastrukturvermégen 566.130.286,03 572.437.124,28
041 1.2.31 ﬁ;ﬁ‘:ﬁ;ﬂfﬁ‘;‘:ﬁ%g:ﬁs 86.001.049,43 88.068.653,75
042 1.2.3.2 Bricken und Tunnel 67.762.681,00 68.300.913,00
043 1.2.3.3 gilgzri‘sezmﬁtgszmE;tesntreckenausrﬂstung und 52.979,00 34.282,00
044 12.34 E‘E%izz‘i{)“e“sfn'i;dngsanlagen 220.656.490,00 214.531.873,90
045 1235 S\};?E:Rgf;iu':gs‘;\’nﬁggghP'étze” und 150.373.775,43 158.654.929,00
046 1.2.3.6 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermégens 41.283.311,17 42.846.472,63
05 1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Boden 203.508,00 206.411,00
06 1.2.5 Kunstgegenstande, Kulturdenkmaler 3.618.843,98 3.697.817,71
07 126 ';"::;23;2 und technische Anlagen, 19.036.991,00 20.349.351,00
08 1.2.7 Betriebs- und Geschaftsausstattung 59.422.340,89 61.540.273,02
09 1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 226.951.044,52 226.199.113,44
1.3 Finanzanlagen 115.258.993,32 111.236.173,76
10 1.3.1  Anteile an verbundenen Unternehmen 2.433.567,54 2.433.567,54
11 1.3.2 Beteiligungen 0,00 0,00
12 1.3.3 Sondervermdgen 80.918.474,94 76.830.704,47
13 1.3.4 Ausleihungen 16.421.059,38 14.880.346,74
13- 1.3.4.2 Sonstige Ausleihungen 12.189.016,72 10.947.379,88
14 1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermogens 15.485.891,46 17.091.555,01
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Jahresabschluss — Bilanz
Landeshauptstadt Kiel

Bilanzwerte zum

Bilanzwerte zum

Nr. Bezeichnun . .
9 31.12.2020 in € 31.12.2021 in €

2. Umlaufvermégen 121.907.994,06 108.968.698,91
15 21. Vorrate 784.088,50 724.272,42
151-153|2.1.1 Roh-, Hilf- und Betriebsstoffe 693.698,51 653.229,89
1551, 21.2 unfertige Erzeugnisse, unfertige 0,00 0.00
156 Leistungen
1222 2.1.3 fertige Erzeugnisse und Waren 90.389,99 71.042,53

2.1.4  Geleistete Anzahlungen und sonstige
157 - 159 Vorrate 0,00 0,00

22 Forderungen und sonstige 67.546.386,04 75.443.987,83

Vermoégensgegenstande

2.2.1  Offentlich-rechtliche Forderungen aus
161 Dienstleistungen 31.357.544,13 31.392.801,66
169 2.2.2 Sonstige offentlich-rechtliche 23.490.086,17 34.351.171,66

Forderungen

2.2.3 Privatrechtliche Forderungen aus
171 Dienstleistungen 4.883.043,50 4.342.522,91
179 2.2.4 Sonstige privatrechtliche Forderungen 1.427.661,30 1.138.239,67
178 2.2.5 Sonstige Vermdgensgegenstande 6.388.050,94 4.219.251,93
14- 2.3 Wertpapiere des Umlaufvermogens 0,00 0,00
18 24 Liquide Mittel 53.577.519,52 32.800.438,66
19 3. Aktive Rechnungsabgrenzung 150.971.084,85 177.071.330,30

SUMME AKTIVA 1.922.290.728,09 1.962.261.678,06

PASSIVA 1.922.290.728,09 1.962.261.678,06
20 1. Eigenkapital 367.987.576,04 355.086.600,02
201 1.1 Aligemeine Riicklage 280.558.218,42 280.558.218,42
202 1.2 Sonderriicklage 1.465.837,01 1.504.183,91
203 1.3.  Ergebnisricklage 0,00 85.963.520,61
204 1.4 Vorgetragener Jahresfehlbetrag -3.606.027,95 0,00
205 1.5  Jahresiberschuss / Jahresfehlbetrag 89.569.548,56 -12.939.322,92
23 2. Sonderposten 334.770.431,27 332.985.666,87
231 2.1 fur aufzulésende Zuschisse 27.379.436,65 27.505.818,17
232 2.2 fir aufzulésende Zuweisungen 221.608.911,94 217.682.655,97
233 2.3  fir Beitrage 64.234.965,00 62.141.585,00
2331 2.3.1 aufzulésende Beitrage 64.234.965,00 62.141.585,00
2332 2.3.2 nicht aufzulésende Beitrage 0,00 0,00
234 2.4  fir Gebihrenausgleich 12.893.690,08 17.330.609,74
235 2.5 fur Treuhandvermdgen 3.483.544,80 3.449.659,33
236 2.6 fur Dauergrabpflege 974.857,10 920.736,05
239 2.7  Sonstige Sonderposten 4.195.025,70 3.954.602,61
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Jahresabschluss - Bilanz
Landeshauptstadt Kiel
NF. Bezeichnung Bilanzwerte zum Bilanzwerte zum
31.12.2020 in € 31.12.2021 in €
25-28 3. Riickstellungen 526.339.181,66 543.085.112,38
2511 3.1.1 Pensionsriickstellungen 441.903.979,00 454.557.116,00
251 3.1.2 Versorgungsricklage 13.340.273,86 14.875.306,96
2512 3.2  Beihilferiickstellungen 60.452.464,33 63.592.540,53
281 3.3 Altersteilzeitriickstellungen 928.958,00 1.416.367,48
261 3.4  Rickstellung fur spater entstehende Kosten 0,00 0,00
262 3.5 Altlastenriickstellungen 0,00 0,00
282- 3.6  Steuerriickstellungen 85.100,00 62.621,39
283 3.7  Verfahrensrickstellungen 7.455.189,37 7.298.821,06
284 3.8  Finanzausgleichsriickstellungen 0,00 0,00
27 3.9 Instandhaltungsriickstellungen 0,00 0,00
285 3.10 Eggﬁtljerl]lgngen fur Verbindlichkeiten ohne 2.173.217.10 1.282.338,96
289 3.11 Sonstige andere Rickstellungen 0,00 0,00
3 4. Verbindlichkeiten 618.728.344,37 653.044.137,82
30- 4.1 Anleihen 0,00 0,00
32 4.2 :ilg:]bindlichkeiten aus Krediten flr Investi- 498.313.765,62 553.102.183.83
30. 4.2.1 \éz:’vggat:jr;drsgfmnélér;tsrnehmen, Beteiligun- 0,00 0,00
32- 4.2.2 vom o&ffentlichen Bereich 0,00 0,00
32- 4.2.3 vom privaten Kreditmarkt 498.313.765,62 553.102.183,83
33- 4.3 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten 20.000.000,00 0,00
3 |* Gauinabmen wirischaftich gieichkommen 35.670.278,85 34.238.144,71
35 4.5 \éeer:bindlichkeiten a. Lieferungen u. Leistun- 8.545.474.59 9.261.519.71
36 4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 2.908.582,35 3.321.408,28
37 4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 53.281.242,96 53.120.881,29
39 5. Passive Rechnungsabgrenzung 74.465.194,75 78.060.160,97
SUMME PASSIVA 1.922.290.728,09 1.962.261.678,06

Nachrichtlich:

1. Summe der ubertragenen Erméachtigungen fir Aufwendungen nach § 23 Abs. 1 GemHVO-Doppik:
2. Summe der Ubertragenen Ermé&chtigungen fir Auszahlungen nach § 23 Abs. 2 GemHVO-Doppik:
3. Summe der von der LH Kiel Gbernommenen Birgschaften (Wert zum Bilanzstichtag):

3. Ergebnisrechnung,
4. Finanzrechnung

4.156 T€
85.213 T€

102.842.799,91 €

In den Ergebnis- und Teilergebnisrechnungen wird seit 2018 nachrichtlich der Nettoabschreibungsauf-
wand dargestellt. Aufzufihren sind die Kontenarten 571 und 574 sowie 416 und 437. Die Kontenart 574
umfasst Abschreibungen auf geleistete Zuwendungen (ARAP). Da das Konto 45700010 die Ertrage aus
der Auflésung von PRAP fir geleistete Zuwendungen ausweist, wurde dieses Konto mit in die Summie-
rung von 416 und 437 aufgenommen.

Die Ergebnisrechnung und die Finanzrechnung folgen auf den nachsten Seiten.




Anlage I, Nr. 3

JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

Ergebnisrechnung

Landeshauptstadt Kiel

Nr. | Ertrags- und Aufwandsarten KGr Ist-Ergebnis VJ € Fortg. Ansatz HH- | Ist-Ergebnis HH-Jahr | Vergleich Ansatz/Ist|  Ubertragene
Jahr € € € Ermachtig. €
01 [Steuern und ahnliche Abgaben 40 365.401.931,87 320.496.300,00 340.055.123,28 19.558.823,28 -
02 |+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 41 420.989.918,54 356.709.100,00 386.963.206,17 30.254.106,17 ---
03 |+ Sonstige Transferertrage 42 15.031.931,74 12.835.300,00 15.592.558,28 2.757.258,28 ---
04 |+ Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 43 90.095.528,54 88.318.700,00 90.977.221,71 2.658.521,71 ---
05 |+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 441, 42.249.965,24 41.495.800,00 43.698.946,70 2.203.146,70 ---
448

06 |+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 448 214.952.315,36 225.001.400,00 234.631.678,23 9.630.278,23 ---
07 |+ Sonstige Ertrage 45 56.108.845,63 37.552.800,00 43.339.569,87 5.786.769,87 ---
08 |+ Aktivierte Eigenleistungen 471 2.432.623,42 2.160.100,00 4.614.348,22 2.454.248,22 ---
09 |+/- Bestandsveranderungen 472 158.533,68 0,00 -59.816,08 -59.816,08 ---
10 |= Ertrége 1.207.421.594,02 1.084.569.500,00 1.159.812.836,38 75.243.336,38 -
11 |Personalaufwendungen 50 -277.900.329,69 -296.522.900,00 -295.586.666,28 936.233,72 0,00
12 |+ Versorgungsaufwendungen 51 -32.112.387,26 -31.320.500,00 -31.585.233,20 -264.733,20 0,00
13 |+ Aufwendungen firr Sach- und Dienstleistungen |52 -145.422.853,23 -169.969.100,00 -158.526.849,21 11.442.250,79 -2.200.600,00
14 |+ Bilanzielle Abschreibungen 57 -55.281.185,85 -57.398.400,00 -64.894.153,43 -7.495.753,43 0,00
15 |+ Transferaufwendungen 53 -427.946.654,84 -441.068.800,00 -438.449.715,03 2.619.084,97 -602.800,00
16 |+ Sonstige Aufwendungen 54 -160.966.459,63 -158.247.900,00 -165.692.634,43 -7.444.734,43 -1.352.300,00
17 | = Aufwendungen -1.099.629.870,50 -1.154.527.600,00 -1.154.735.251,58 -207.651,58 -4.155.700,00
18 ]=_(§£g;ﬁbnis der Ifd. Verwaltungstétigkeit (Zeilen 107.791.723,52 -69.958.100,00 5.077.584,80 75.035.684,80 --
19 |+ Finanzertrage 46 1.358.515,11 803.200,00 1.059.997,62 256.797,62 ---
20 |- Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 55 -19.580.690,07 -20.022.000,00 -19.076.905,34 945.094,66 0,00
21 | = Finanzergebnis (Zeilen 19 und 20) -18.222.174,96 -19.218.800,00 -18.016.907,72 1.201.892,28 -
22 | = Jahresergebnis (Zeilen 18 und 21) 89.569.548,56 -89.176.900,00 -12.939.322,92 76.237.577,08 -4.155.700,00
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JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

Nachrichtlich: Interne Leistungsbeziehungen und Nettoabschreibungsaufwand

Landeshauptstadt Kiel

Ergebnis des | Fortg.Ansatz | Ist-Ergebnis Vergleich

Nr. Bezeichnung

Vorjahres in € | HH-Jahrin € | HH-Jahrin € | Ansatz/Ist in €
48 + Ertrége aus internen Leistungsbeziehungen 71.175.700,00, 73.151.900,00| 73.139.200,00 12.700,00
58 - Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen -71.175.700,00| -73.151.900,00| -73.139.200,00 -12.700,00

Ergebnis aus internen Leistungsbeziehungen

571 + 574 AFA auf immaterielle Vermdgensgegenstande, Sachanlagen u. geleistete Zuwendungen -51.452.373,58| -47.107.200,00| -53.529.728,62| 6.422.528,62
416 + 437 - Ertrége aus der Auflésung von Sonderposten 18.692.051,90| 19.867.800,00/ 19.189.740,34 678.059,66
Nettoabschreibungsaufwand -32.760.321,68| -27.239.400,00| -34.339.988,28| 7.100.588,28
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Anlage |, Nr. 4

JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

Finanzrechnung

Landeshauptstadt Kiel

Nr. | Ein- und Auszahlungsarten KGr Ist-Ergebnis V) € | Fortg. Ansatz HH- | Ist-Ergebnis HH- |Vergleich Ansatz/Ist Ubertragene
Jahr € Jahr € € Erméachtig. €

01 |Steuern und ahnliche Abgaben 60 370.859.047,71 320.496.300,00 334.863.018,34 14.366.718,34 ---

02 |+ Zuwendungen u. allgem. Umlagen 61 409.308.598,52 343.541.700,00 375.110.736,16 31.569.036,16 ---

03 |+ Sonstige Transfereinzahlungen 62 15.042.081,32 12.835.300,00 15.596.016,33 2.760.716,33 -

04 |+ Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 63 83.341.410,21 84.232.600,00 84.285.932,47 53.332,47 ---

05 |+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 641, 42.341.503,76 41.495.800,00 44.018.153,54 2.522.353,54 ---

46

06 |+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 648 216.822.448,93 225.001.400,00 233.798.578,98 8.797.178,98 -

07 |+ Sonstige Einzahlungen 65 21.319.582,47 23.222.000,00 17.110.999,21 -6.111.000,79 -

08 |+ Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 66 13.929.856,84 2.353.200,00 2.923.364,78 570.164,78 ---

09 |= Einzahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit 1.172.964.529,76|  1.053.178.300,00| 1.107.706.799,81 54.528.499,81 -

10 |Personalauszahlungen 70 -263.282.388,79 -277.928.800,00 -275.243.253,20 2.685.546,80 0,00

11 |+ Versorgungsauszahlungen 71 -30.657.855,30 -30.087.900,00 -30.332.717,57 -244.817,57 0,00

12 |+ Auszahlungen fur Sach- und Dienstleistungen 72 -148.013.991,29 -169.969.100,00 -161.713.674,19 8.255.425,81 -2.200.600,00

13 |+ Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 75 -19.755.590,17 -20.022.000,00 -19.192.896,51 829.103,49 0,00

14 |+ Transferauszahlungen 73 -431.913.233,52 -441.068.800,00 -436.590.664,43 4.478.135,57 -602.800,00

15 |+ Sonstige Auszahlungen 74 -150.458.966,04 -151.615.800,00 -144.419.834,39 7.195.965,61 -1.352.300,00

16 ]=_0Al;1i:zla?)|ungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit (=Zeilen -1.044.082.025,11| -1.090.692.400,00| -1.067.493.040,29 23.199.359,71 -4.155.700,00

17 ]=_6§aldo aus Ifd. Verwaltungstatigkeit (=Zeilen 9 und 128.882.504,65 -37.514.100,00 40.213.759,52 77.727.859,52 -

18 |Einz. aus Zuweisungen und Zuschussen fur 681 40.481.672,55 44.135.510,00 22.146.763,76 -21.988.746,24 ---
Investitionen und -forderungsmaBnahmen

185| + Einz. a. d. VerauBerung von immateriellen 0,00 0,00 0,00 0,00 ---
Vermoégensgegenstanden

19 |+ Einzahlungen aus der VerduBerung von 682 3.293.984,08 1.847.800,00 3.010.922,40 1.163.122,40 -
Grundstlicken und Gebduden

20 |+ Einzahlungen aus der VeraduBerung von 683 55.953,79 46.700,00 296.304,93 249.604,93 ---
beweglichem Anlagevermégen

21 |+ Einzahlungen aus der VerduBerung von 684 121.960,00 1.100,00 5.517,62 4417,62 ---
Finanzanlagen

22 |+ Einzahlungen aus der Abwicklung von 685 0,00 0,00 0,00 0,00 ---
BaumaBnahmen

23 |+ Einzahlungen aus Ruckflussen (fur Invest. und - 686 1.391.199,71 1.108.600,00 1.541.020,47 432.420,47 ---
férderungsmaBnahmen Dritter)

24 |+ Einzahlungen aus Beitragen und &hnlichen 688 1.945.324,82 1.018.000,00 1.279.798,07 261.798,07 -—-
Entgelten

25 |+ Sonstige Investitionseinzahlungen 689 0,00 0,00 0,00 0,00 ---

26 | = Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 47.290.094,95 48.157.710,00 28.280.327,25 -19.877.382,75 -—

27 |Ausz. von Zuweisungen und Zuschussen fiir 781 -28.796.391,39 -26.831.600,00 -36.875.066,11 -10.043.466,11 -11.734.900,00
Investitionen und -forderungsmaBnahmen

28 |+ Auszahlungen fiir den Erwerb von Grundsttcken 782 -5.313.834,28 -15.590.200,00 -4.202.417,38 11.387.782,62 -7.188.800,00
und Gebauden

29 |+ Auszahlungen fiir den Erwerb von beweglichem 783 -11.909.025,86 -38.799.410,00 -11.037.033,05 27.762.376,95 -17.161.300,00
Anlagevermdgen

30 |+ Auszahlungen fir den Erwerb von Finanzanlagen 784 -5.506.343,72 -21.752.200,00 -5.005.030,30 16.747.169,70 -16.751.100,00

31 |+ Auszahlungen flir BaumaBnahmen 785 -82.471.400,33 -105.801.100,00 -53.934.408,62 51.866.691,38 -32.159.700,00

32 |+ Ausz. fir Gewahrung von Ausleih.(fur Invest. und - |786 -705.976,00 -216.800,00 0,00 216.800,00 -216.700,00
forderungsmaBnahmen Dritter)

33 | + Sonstige Investitionsauszahlungen 787 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

34 ;i SA;;)zahlungen aus Investitionstatigkeit (=Zeilen 27 -134.702.971,58 -208.991.310,00 -111.053.955,46 97.937.354,54 -85.212.500,00

35 |= Saldo aus Investitionstatigkeit (=Zeilen 26 und 34) -87.412.876,63 -160.833.600,00 -82.773.628,21 78.059.971,79 -

25 Einzahlungen aus fremden Finanzmitteln 672 234.047.465,97 0,00 212.658.928,51 212.658.928,51 ---

35B| Auszahlungen aus fremden Finanzmitteln 772 -233.523.684,07 0,00 -225.664.558,89 -225.664.558,89 ---

gS Saldo aus fremden Finanzmitteln 523.781,90 0,00 -13.005.630,38 -13.005.630,38 -

36 | = Finanzmittellberschuss/-fehlbetrag (=Zeilen 17, 35 41.993.409,92 -198.347.700,00 -55.565.499,07 142.782.200,93 -

und 35¢)
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JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

Finanzrechnung

Landeshauptstadt Kiel

Nr. | Ein- und Auszahlungsarten KGr Ist-Ergebnis VJ € | Fortg. Ansatz HH- | Ist-Ergebnis HH- |Vergleich Ansatz/Ist Ubertragene
Jahr € Jahr € € Erméchtig. €

37 |+ Aufnahme von Krediten fir Investitionen und - 692 199.260.671,00 167.472.800,00 177.694.020,00 10.221.220,00 58.418.100,00
férderungsmaBnahmen

38 |+ Einzahlungen aus Ruckfliissen von Darlehen aus der | 695 0,00 0,00 0,00 0,00 ---
Anlage liquider Mittel

39 |+ Aufnahme von Kassenkrediten (ohne Kontokorrent) | 693 470.000.000,00 0,00 265.000.000,00 265.000.000,00 ---

40 |- Tilgung von Krediten fiir Investitionen und - 792 -153.038.145,68 -41.500.000,00 -122.905.601,79 -81.405.601,79 -
férderungsmaBnahmen

41 |- Auszahlungen aus der Gewahrung von Darlehen zur {795 0,00 0,00 0,00 0,00 -—-
Anlage liquider Mittel

42 |- Tilgung von Kassenkrediten (ohne Kontokorrent) 793 -535.000.000,00 0,00 -285.000.000,00 -285.000.000,00 ---

43 | = Saldo aus Finanzierungstatigkeit -18.777.474,68 125.972.800,00 34.788.418,21 -91.184.381,79 -—

44 | =Finanzmittelsaldo (=Zeilen 36 und 43) 23.215.935,24 -72.374.900,00 -20.777.080,86 51.597.819,14 -

45 |+ Anfangsbestand Liquide Mittel 30.361.584,28 0,00 53.577.519,52 53.577.519,52 ---

46 | -Anfangsbestand Kassenkredite aus Kontokorrent 332 0,00 0,00 0,00 0,00 ---

47 | +Endbestand Kassenkredite aus Kontokorrent 332 0,00 0,00 0,00 0,00 ---

48 | = Endbestand Liquide Mittel (= Zeilen 44 bis 47) 53.577.519,52 -72.374.900,00 32.800.438,66 105.175.338,66 -—-
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JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

Nachrichtlich davon; Fremde Finanzmittel nach § 14 GemHVO

Landeshauptstadt Kiel

Nr. Bezeichnung in€

1 Bestand Vorjahr 17.415.962,64
2 + Einzahlungen (Konten 672) 212.658.928,51
3 - Auszahlungen (Konten 772) -225.664.558,89
4 Bestand Haushaltsjahr 4.410.332,26
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JAHRESABSCHLUSS DER LANDESHAUPTSTADT KIEL ZUM 31.12.2021

Nachrichtlich: An das Land abzufiihrender Beitrag nach § 21 AG-KHG etc.

Landeshauptstadt Kiel

Nr. Bezeichnung Ist-Ergebnis VJ in € Fortg. Ansatz HH-Jahr in €| Ist-Ergebnis HH-Jahr in €

7311.. abzufiihrender Beitrag nach § 21 Abs. 2 AG-KHG -3.941.300,18 -4.149.600,00 -4.346.805,62
684 Einzahlungen aus VerauBerung von Finanzanlagen 121.960,00 1.100,00 5.517,62
6842 Borsennotierte Aktien 0,00 0,00 0,00
6843 Nicht borsennotierte Aktien 0,00 0,00 0,00
6844 Sonstige Anteilsrechte 0,00 0,00 0,00
6845 Investmentzertifikate 0,00 0,00 0,00
6846 Kapitalmarktpapiere 121.960,00 1.100,00 5.517,62
6847 Geldmarktpapiere 0,00 0,00 0,00
6848 Finanzderivate 0,00 0,00 0,00
784 Auszahlungen aus dem Erwerb von Finanzanlagen -5.506.343,72 -21.752.200,00 -5.005.030,30
7842 Borsennotierte Aktien 0,00 0,00 0,00
7843 Nicht bérsennotierte Aktien 0,00 0,00 0,00
7844 Sonstige Anteilsrechte -5.400.000,00 -21.751.100,00 -5.000.000,00
7845 Investmentzertifikate 0,00 0,00 0,00
7846 Kapitalmarktpapiere -106.343,72 -1.100,00 -5.030,30
7847 Geldmarktpapiere 0,00 0,00 0,00
7848 Finanzderivate 0,00 0,00 0,00
792.4 Umschuldung -115.628.040,00 0,00 -81.711.520,00
792.5 Ordentliche Tilgung -37.410.105,68 -41.500.000,00 -41.194.081,79
792.6 AuBerordentliche Tilgung 0,00 0,00 0,00
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Anlage 2

Vollstandigkeitserklarung

der Landeshauptstadt Kiel zum Jahresabschluss und Lagebericht fiir die Zeit vom

01.01.2021 bis zum 31.12.2021

Aufklirungen und Nachweise

1.

Dem Rechnungsprifungsamt sind die verlangten und dar(iber hinaus fir eine sorg-
féltige Prufung notwendigen Nachweise und Informationen vollstdndig und nach
bestem Wissen und Gewissen zur Verfiigung gestellt worden.

Folgende von mir benannte Auskunftspersonen sind angewiesen worden, dem Prii-
fungsteam alle Auskunfte, Nachweise und Informationen richtig und volistédndig zu
geben:

Sascha Bludau, Leitung Amt fiir Finanzwirtschaft

Buchfiihrung, Inventar, Zahlungsabwicklung

1.

Die zum Verstédndnis der Buchfiihrung erforderlichen Blcher, Belege und sonstigen
Unterlagen sind zur Verfligung gestellt worden. Zu den Unterlagen gehéren neben
den Blchern der Finanzbuchhaltung insbesondere Vertrage und Schriften von be-
sonderer Bedeutung, Arbeits- und Dienstanweisungen sowie Organisationsplédne.
Rja
O nein Begrondung:
In den Unterlagen der Finanzbuchhaltung sind alle, mit Ausnahme der im Anhang
zur Bilanz benannten Einschrénkungen, buchungspflichtigen Geschéftsvorfille voll-
sténdig, zeitgerecht und geordnet erfasst und belegt. Zu den Belegen gehdren alle
fur die richtige und volistédndige Ermittlung der Anspriiche und Verpflichtungen zu-
grunde zu legenden Nachweise (begriindende Unterlagen).

X ja
O nein Begrondung:

Die nach § 33 Abs. 7 GemHVO-Doppik SH erforderliche Beachtung der Grundsétze
ordnungsmé&Riger Buchfiihrung bei der Nutzung automatisierter Datenverarbeitung
wurde sichergestellt. Fr die Software ,newsystem” der Firma Axians Infoma GmbH
liegen die erforderlichen Zertifikate vor. Die Fachémter sind gehalten, fir die von
ihnen eingesetzten Fachverfahren den o. g. Paragraphen zu beachten.

X ja
O nein Begrindung:




VOLLSTANDIGKEITSERKLARUNG ZUM JAHREABSCHLUSS UND LAGEBERICHT 2021

4. Die Grundsétze ordnungsmafiger Inventur wurden beachtet und alle im wirtschaft-
lichen Eigentum stehenden Vermégensgegenstande und die Schulden sind erfasst
worden.

[dja

nein Begrindung: Einschrankungen, insbesondere wegen der Corona-Pandemie

sind im Anhang unter AKTIVA Punkt 1.2 Sachanlagen aufgeftihrt.

5. Die nach § 36 GemHVO-Doppik SH erforderlichen Regelungen zu Sicherheitsstan-
dards und interner Aufsicht wurden erlassen und sind in aktueller Fassung vorgelegt
worden. Die Aufsicht liber die Finanzbuchhaltung wurde im Berichtsjahr von Sascha
Bludau wahrgenommen.

ja
[ nein  Begrondung:
Jahresabschluss und Lagebericht .

1. Der Jahresabschluss beinhaltet alle bilanzierungspflichtigen Vermégenswerte,
Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten und Sonderposten, sdmtliche Aufwen-
dungen und Ertrége, Einzahlungen und Auszahlungen. Der Anhang enthélt alle er-
forderlichen Angaben.

Cja Begriindung: Einige Amter legen eingeschrankte Vollstandigkeitserkia-
nein  rungen zu den Forderungen vor. Diese werden dem RPA gesondert zur
Verfugung gestellt.

2. Fir die Rechnungslegung relevante Ereignisse nach dem Abschlussstichtag

J  haben sich nicht ergeben.

0  wurden im Jahresabschluss bzw. im Lagebericht bereits berticksichtigt.

0 sind Ihnen volistandig schriftlich mitgeteilt worden oder unter Kapitel bzw.
in der Anlage ____ aufgefiihrt.

3. Besondere Umsténde, die der Vermittiung eines den tatséchlichen Verhéltnissen
entsprechenden Bildes der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage entgegenstehen
kénnten,

X bestehen nicht.

[0 sind im Anhang bzw. Lagebericht gesondert aufgefthrt.

[ sind lhnen volisténdig schriftlich mitgeteilt worden oder unter Kapitel bzw.
in der Anlage ___ aufgefthrt. '
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VOLLSTANDIGKEITSERKLARUNG ZUM JAHREABSCHLUSS UND LAGEBERICHT 2021

4, Ausleihungen. Forderungen oder Verbindlichkeiten (einschl. Eventualverbindlich-
keiten) gegentber verbundenen Unternehmen bzw. gegentiber Unternehmen, mit
denen ein Beteiligungsverhéitnis besteht,

[0 bestanden am Abschlussstichtag nicht.

sind in den Bilanzpositionen 1.3.4.1 - Austeihungen an verbundene Unterneh-
men, Beteiligungen und Sondervermdgen - und unter 2.2 - Forderungen - und 4.
- Verbindlichkeiten - enthalten. Ein gesonderter Ausweis ist bei den Forderun-
gen und Verbindlichkeiten nach der GemHVO-Doppik nicht vorgesehen.

X

5. Rickgabeverpflichtungen fur in der Bilanz ausgewiesene Vermdgensgegenstande
sowie Rlcknahmeverpflichtungen flr nicht in der Bilanz ausgewiesene Vermdgens-
gegenstande

Bd bestanden am Abschlussstichtag nicht.

0 sind lhnen vollstandig schriftlich mitgeteilt worden oder unter Kapitel bzw.
in der Anlage ____ aufgefthrt.

6. Derivative Finanzinstrumente (z. B. fremdwé&hrungs-, zins-, wertpapier- und index-
bezogende Optionsgeschifte und Terminkontrakte, Warentermingeschéfte, Fu-
tures, Swaps, Forward Rate Agreements und Forward Deposits) auch im Rahmen
strukturierter Finanzinstrumente

0 bestanden am Abschlussstichtag nicht.

= sind bei der Bilanzposition 1.3.5 - Wertpapiere des Anlagevermégens - darge-
stellt.

7. Nichtin der Bilanz enthaltene Geschifte, die fur die Beurteilung der Finanzlage not-
wendig sind oder werden kénnen (z. B. Factoring, unechte Pensionsgeschéfte, Kon-
signationslagervereinbarungen, Forderungsverbriefungen Uber gesonderte Gesell-
schaften oder nicht rechtsféhige Einrichtungen, die Verpfandung von Aktiva, Ope-
rating-Leasing-Vertrége sowie die Auslagerung von betrieblichen Funktionen)

X]  bestanden am Abschlussstichtag nicht.

0O sind Ihnen vollstandig schriftlich mitgeteilt worden oder unter Kapitel bzw.
in der Anlage ____ aufgefahrt.

8. Die finanziellen Verpflichtungen aus den unter Ziffer 7 genannten Vertrégen sowie
sonstige, wesentliche finanzielle Verpflichtungen - soweit sie nicht in der Bilanz ent-
halten sind - sind volisténdig schriftlich mitgeteiit worden.

Clja

X nein  Begrindung: Sind nicht vorhanden.
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VOLLSTANDIGKEITSERKLARUNG ZUM JAHREABSCHLUSS UND LAGEBERICHT 2021

9. Rechtsstreitigkeiten und sonstige Auseinandersetzungen, die fur die Beurteilung der
Vermégens-, Ertrags- und Finanzlage von Bedeutung sind,

O 1agen am Abschlussstichtag und liegen auch zurzeit nicht vor.

X sind unter der Bilanzposition 3.7 - VerfahrensrOckstellungen - dargestellt.

10. Vorgénge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schiuss des Geschéftsjahres
eingetreten und weder in der Ergebnisrechnung noch in der Bilanz beriicksichtigt
sind,

] haben sich nicht ereignet.

0 sind Ihnen volistandig schriftlich mitgeteilt worden oder unter Kapitel bzw.
in der Anlage ____ aufgefahrt.

11. VerstéRe gegen gesetzliche Vorschriften, die Bedeutung fir den Inhalt des Jahres-
abschlusses oder des Lageberichts haben kénnten,

0  bestanden nicht.

< Verstole gegen die Grundsatze ordnungsmafiger Buchfihrung sind unter den
Bilanzpositionen 1.2.8 - Anlagen im Bau und 2.2, Forderungen - dargestelit.

12. Der Lagebericht enthélt auch hinsichtlich erwarteter Entwicklungen alle fir die Be-
urteilung der Lage der Landeshauptstadt Kiel wesentlichen Gesichtspunkte sowie
die nach § 52 GemHVO Doppik SH erforderlichen Angaben.

ja
[ nein Begrondung:

13. Fir die zukiinftige Entwicklung der Landeshauptstadt Kiel wesentliche Chancen und

Risiken, auf die im Lagebericht einzugehen ist,

[0 bestehen, wie im Lagebericht angegeben, nicht.

X]  sind im Lagebericht volist4ndig dargestellt.

0 sind Ihnen volistandig schriftlich mitgeteiit worden oder unter Kapitel bzw.
in der Anlage ____ aufgefthrt.

14. Das rechnungslegungsbezogene Interne Kontrollsystem (IKS) ist im Amt fir Finanz-
wirtschaft eingerichtet. Dieses rechnungslegungsbezogene IKS soll sicherstellen,
dass der Jahresabschluss frei von wesentlichen falschen Angaben als Folge von
VerstéRen oder Irrtirmern ist.

(ja Begrundung: Das IKS befindet sich noch im Aufbau. Verwiesen wird auf die
X nein  Darstellung im Lagebericht im Kapitel 1.6 — Vorgange von besonderer Be-
deutung.

Seite 4 von &



VOLLSTANDIGKEITSERKLARUNG ZUM JAHREABSCHLUSS UND LAGEBERICHT 2021

ol en 84,21 /&07 &C—_\<

Dér Oberbifrgermeister
Dr. UIf Kampfer

Seite 5 von 5







	Inhalt
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Vorbemerkung
	1 Kurzfassung der Prüfungsergebnisse
	1.1 Wesentliches zum Jahresabschluss 2021
	2 Grundlagen der Prüfung
	2.1 Gesetzliche Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes
	2.2 Von der Ratsversammlung übertragene Aufgaben  an das Rechnungsprüfungsamt
	2.3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung
	3 Prüfung des Jahresabschlusses     der Landeshauptstadt Kiel
	3.1 Feststellungen zur Einhaltung des  Haushaltsplanes
	3.1.1 Planvergleich Ergebnisrechnung
	3.1.2 Konsumtive Ermächtigungsübertragungen
	3.1.3 Investive Ermächtigungsübertragungen
	3.2 Besondere Themen
	3.2.1 Einführung der e-Akte
	3.2.2 e-Rechnungsworkflow
	3.2.3 Gesamtabschluss 2020
	3.2.4 Regionale Bildungszentren AöR
	3.3 Jahresabschluss und Lagebericht
	3.3.1 Aufstellung und Anhang
	3.3.2 Lagebericht mit Stellungnahme
	3.3.3 Allgemeine Feststellungen zur städtischen Buchführung
	3.3.3.1 Konten- und Belegprüfung 
	3.3.3.2 Prüfung des Vorratsvermögens der LHK
	3.3.3.3 Prüfung der Verwahr- und Vorschusskonten
	3.3.3.4 Forderungen gegenüber der BImA
	3.4 Erläuterungen zu ausgewählten Bilanzpositionen
	3.4.1 Aktiva
	3.4.2 Passiva
	3.5 Ergebnisrechnung
	3.6 Finanzrechnung
	4 Prüfung der Verwaltung im  Berichtszeitraum
	4.1 Produktbereiche
	4.1.1 Produktbereich 11 – Innere Verwaltung
	4.1.2 Produktbereich 12 – Sicherheit und Ordnung
	4.1.3 Produktbereich 21 – 24 – Schulträgeraufgaben
	4.1.4 Produktbereich 25 – 28 – Kultur und Wissenschaft
	4.1.5 Produktbereich 31 – 35 – Soziale Hilfen
	4.1.6 Produktbereich 36 – Kinder-, Jugend- und Familienhilfe
	4.1.7 Produktbereich 41 – 42 – Gesundheit und Sport
	4.1.8 Produktbereich 51 – 52 – Räumliche Planung, Entwicklung, Bauen  und Wohnen
	4.1.9 Produktbereich 53 – Ver- und Entsorgung
	4.1.10 Produktbereich 54 – Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV
	4.1.11 Produktbereich 55 – 56 – Natur- und Umweltschutz
	4.1.12 Produktbereich 57 – Wirtschaft und Tourismus
	4.1.13 Produktbereich 61 – Allgemeine Finanzwirtschaft
	4.2 Prüfbereich Vergabe, Bauwesen und Beschaffung
	4.2.1 Vergabewesen allgemein
	4.2.2 Erste Hilfe im Vergaberecht
	4.2.3 Zentralisierung des Vergabewesens
	4.2.4 Feststellungen bei Vergaben
	4.2.5 Vergabeprüfung oberhalb der Wertgrenzen für Direktaufträge
	4.2.6 Schleppende Umsetzung von EuGH-Urteilen durch das Rechtsamt
	4.2.7 Leistung externer Projektbeauftragter –  Aufklärung von Angebotspreisen
	4.2.8 Beauftragung von Stundenlohnarbeiten
	4.3 Anlaufstelle Korruptionsverdacht
	5 Schlussbemerkungen
	Anlagenverzeichnis
	Anlage 1, Nr. 1
	Anlage 1, Nr. 2
	Anlage 1, Nr. 3
	Anlage 1, Nr. 4
	Anlage 2




Barrierefreiheitsbericht



		Dateiname: 

		LHS Kiel_RPA_mit Anhang_2021_v06_BF.pdf






		Bericht erstellt von: 

		SuW_Grafik


		Firma: 

		





 [Persönliche und Firmenangaben aus Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“.]


Zusammenfassung


Es wurden keine Probleme in diesem Dokument gefunden.



		Manuelle Prüfung erforderlich: 0


		Manuell bestanden: 2


		Manuell nicht bestanden: 0


		Übersprungen: 0


		Bestanden: 30


		Fehlgeschlagen: 0





Detaillierter Bericht



		Dokument




		Regelname		Status		Beschreibung


		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.


		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei


		PDF (mit Tags)		Bestanden		Dokument ist PDF (mit Tags)


		Logische Lesereihenfolge 		Manuell bestanden		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet


		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt


		Titel		Bestanden		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar


		Lesezeichen		Bestanden		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden


		Farbkontrast		Manuell bestanden		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast


		Seiteninhalt




		Regelname		Status		Beschreibung


		Inhalt mit Tags		Bestanden		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags


		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags


		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent


		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden


		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags


		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern


		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts


		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten


		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht


		Formulare




		Regelname		Status		Beschreibung


		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags


		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf


		Alternativtext




		Regelname		Status		Beschreibung


		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext


		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird


		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Bestanden		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung







Zurück zum Anfang


